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Mobilitätserziehung 
für Kinder
Aud Initiative des Chamer Landrats organi-
siert das ÖPNV-Referat Ausflugsfahrten
von Kindergärten mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln. Seite 11

Theo Zellner:

Familienförderpreis des
Landkreises Bamberg
Anstelle von Preisgeldern verlieh der Land-
rat anlässlich eines Festaktes Urkunden für
die familienfreundlichsten
Unternehmen. Seite 14

Dr. Günther Denzler:

Gleichstellung
noch nicht am Ziel
In ihrer Funktion als Frauenbeauftragte im
Landtag betonte die Ministerin, dass die
Bemühungen auf allen
Ebenen zu verstärken sind. Seite 2

Christa Stewens:

Demokratie hat ihren Preis.
Seit Wochen ist jeder auf
Wahlkampf und Bundes-
tagswahlen im September
eingestellt. Wie in anderen
kommunalen Verwaltungen
macht sich auch im Städt-
chen vor allem der Gedanke
an viel Arbeit mit zu kurzer
Vorbereitungszeit breit. Des-
halb wurde die Vorzimmer -
perle auch mit einer Sonder -
aufgabe betraut.        Seite 15

Das KPV-Podium (v. l.): Kultusminister Siegfried Schneider, Landrat Luitpold Braun, Ge -
schäftsführer Florian Hahn sowie Bürgermeister Maximilian Gaul. rr

KPV-Mandatsträgerkonferenz in Ergolding:

Treffpunkt Hauptschule
„Ortstermin“ mit Kultusminister Siegfried Schneider

Rege war die Beteiligung an der KPV-Mandatsträ-
gerkonferenz in Ergolding mit Bayerns neuem Kul -
tusminister Siegfried Schneider, MdL, als Gast. Vor
etwa 200 Kommunalpolitikern referierte er zum The -
ma „Entwicklung der Haupt- und Teilhauptschulen“.
Geleitet wurde die Tagung vom KPV-Landesvorsit-
zenden, Landrat Luitpold Braun.

Die Tatsache, dass Bildungs-
politik auf eine engagierte Kom-
munalpolitik angewiesen ist,
stellte Schneider an den Beginn
seiner Ausführungen. Doch teile
man auch fundamentale Über -
zeugungen - „vor allem darüber,
dass Gemeinschaften ‚von un -
ten’ ihre Kraft beziehen: aus der

persönlichen Verantwortung, aus
der Initiative der lokalen Netz-
werke, aus der Dynamik der
kleineren Einheit“. 

So viel Freiheit wie möglich

Das grundlegende Prinzip er-
folgreicher Kommunalpolitik
gründe in der Subsidiarität; bei
den Schulen hingegen sei es die
Individualisierung, die aus ano-
nymen Lernorganismen Einrich-
tungen mit höchstmöglicher Ef-
fizienz für jeden einzelnen wer-
den lasse, betonte Schneider,
weshalb die Staatsregierung die
Überzeugung vertrete: „So viel

Freiheit wie möglich, so viel
Vorgaben wie nötig.“ Ab näch -
stem Schuljahr werde es jeden -
falls „deutlich mehr Freiheit und
Gestaltungsmöglichkeit in 30
Punkten, die von den MODUS
21-Schulen entwickelt wurden“,
geben. 

Individualisierung

Die Individualisierung, so der
Minister weiter, spiele auch eine
maßgebliche Rolle im Unter -
richt. Über alle Schularten hin -
weg würden deshalb zunehmend
Wege gesucht und gefunden, den
Schülerinnen und Schülern mit
ihren unterschiedlichen Voraus-
setzungen, Talenten und Bega -
bungen optimal gerecht zu wer -
den. Diese Wege können sowohl
unterrichtsmethodischer Art
(mehr Eigenverantwortung für
die Schülerinnen und Schüler im

(Fortsetzung auf Seite 2)

Bayerischer Städtetag 2005 in Kempten:

Städte ohne Kinder? 
Rund 300 Kommunalpolitiker trafen sich in Kemp-
ten zur Verbandstagung des Bayerischen Städtetags,
die unter dem Motto „Städte ohne Kinder?“ stand.
Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen diskutier-
ten dabei über Ursachen und Folgen der demogra -
phischen Entwicklung auf die Städte sowie über mög-
liche Lösungsansätze.

Mit großer Sorge beobachten
die Städte die dramatisch sinken-
de Geburtenrate in Deutschland.
Seit Anfang der 70er Jahre be-
kommt jede Frau statistisch ge-
sehen nur noch 1,4 Kinder. Um
die Zahl der Einwohner konstant
zu halten, wäre aber eine Gebur-
tenrate von 2,1 Babys je Frau
notwendig. Die Folgen dieser
Entwicklung werden als erstes in
den Städten sichtbar. Sie verän-
dern ihr Gesicht, wenn kein Kin-
derlachen mehr auf der Straße zu

hören ist, die Spielplätze ver-
öden und in den Schulen die
Plätze leer bleiben. 

Viele Ursachen

Die Ursachen für diese Ent -
wicklung sind sehr vielschichtig,
wie Prof. Dr. Johannes Huinink
vom Institut für empirische und
angewandte Soziologie (Univer -
sität Bremen) verdeutlichte. Da-
zu zählten u. a. die veränderte
Bedeutung von Familie, der

Wandel des Geschlechterverhält-
nisses, eine deutlich erkennbare
gesellschaftliche Rücksichtslo-
sigkeit gegenüber der Familie
sowie psychosoziale und medi-
zinische Faktoren. Mittlerweile
sind in Bayern 65 Prozent der
35-jährigen Akademikerinnen
kinderlos.

Steuerungsmöglichkeiten

Welche Steuerungsmöglich-
keiten und Lösungsansätze dar-
aus resultieren, zeigte Prof. Dr.
Klaus Peter Strohmeier von der
Fakultät für Sozialwissenschaft
(Universität Bochum) auf: Sei-
ner Ansicht nach gilt es, die Le-
benssituation von Eltern und
Kindern zu verbessern, Zustän-
digkeiten zu schaffen - Stichwort
„Kommunales Managament“ -,
lokale Bündnisse und Allianzen
vor Ort zu etablieren, differen-
zierte Strategien zu entwickeln,
die lokale Familienberichterstat-
tung auszubauen, kleinräumige
Disparitäten von Lebenschancen
auszugleichen sowie benachtei-
ligte und benachteiligende Mi-
lieus zu stabilisieren. Schließlich
fördere Partizipation Integration.

Für den Vorsitzenden des
Bayerischen Städtetags, Regens -
burgs Oberbürgermeister Hans
Schaidinger, muss Politik für
Kinder in den Köpfen der Bürge-
rinnen und Bürger, in den gesell-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerns Städtetagsvorsitzender, Regensburgs Oberbürgermei -
ster Hans Schaidinger, gemeinsam mit seinem ersten Stellver -
treter, Münchens Rathauschef Christian Ude, der als Präsident
des Deutschen Städtetags in Doppelfunktion an der Kempte -
ner Tagung teilnahm (v. l.).

Nationale und globale energiepolitische Herausforderungen:

Wachstumspotenziale nutzen
Von Dr. Peter Ramsauer MdB, 

Parlamentarischer Geschäftsführer der CSU-Landesgruppe

Die deutsche Energiepolitik steht vor wichtigen Weichenstellun-
gen: zwischen 2010 bis 2020 müssen rund 40 Prozent der instal -
lierten Kraftwerksleistung aufgrund der Altersstruktur erneu-
ert werden. Das geschätzte Investitionsvolumen beläuft sich auf
40 Milliarden Euro. Für eine moderne Industriegesellschaft ist
eine sichere, umweltgerechte und wirtschaftliche Energieversor -
gung Grundvoraussetzung für die Leistungsfähigkeit der Wirt -
schaft und die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Aufgabe der En-
ergiepolitik ist es, die energiewirtschaftliche Entwicklung so zu
gestalten, dass dauerhaft sowohl die ökonomischen als auch die
ökologischen Anforderungen an die Energieversorgung best-
möglich erfüllt werden.

Die Herausforderungen an ei-
ne nachhaltige Energiepolitik
machen an den nationalen Gren-
zen jedoch nicht halt. Unsere En-
ergieversorgung wird ebenso be-
einflusst von der Entwicklung
der Weltenergiemärkte, tatsäch-
liche oder politisch verursachte
Verfügbarkeiten von Ressourcen
sowie Vorgaben der EU. 

Energiepolitik 
ist Standortpolitik

In den kommenden Jahren
müssen wir weltweit mit einem
dramatisch steigenden Energie-
bedarf rechnen. Nach Angaben
der Internationalen Energie-

Agentur werde der Energiebe -
darf bis 2030 um 65 Prozent zu -
nehmen. Der zusätzliche Ener -

giebedarf sei zu 75 Prozent auf
den gestiegenen Bedarf in den
Entwicklungsländern zurückzu-
führen. Parallel dazu werde der
Ausstoß des Treibhausgases
Kohlendioxid (CO 2) um 70 Pro-
zent zunehmen. Grundsatz bei
der Bekämpfung des Treibhaus-
effektes muss sein, dass die Re-
duzierungen dort stattfinden, wo
die Einsparungen am größten
und kostengünstigsten sind. Na-
tionale und internationale Ener-
giepolitik sind also in zuneh-
mendem Maße miteinander ver-
schränkt. 

Gestärkt im Wettbewerb

Die von der unionsgeführten
Bundesregierung 1998 maßgeb-
lich durchgesetzte Liberalisie-
rung des Strom- und Gasmarktes
hat zu deutlichen Strompreisent-
lastungen in Höhe von rund 7,5
Mrd. Euro geführt. Dadurch sind
die deutschen Unternehmen im
internationalen Wettbewerb ge-
stärkt und die privaten Haushal-
te entlastet worden. Die Erfolge
der Liberalisierung sind jedoch

Gemeindetagspräsident Dr.
Uwe Brandl ist in seiner
Heimatstadt Abensberg bei
der Bürgermeisterwahl mit
63,2 Prozent als Erster Bür-
germeister im Amt bestätigt
worden. Seit 12 Jahren im
Amt kann er nun für weitere
sechs Jahre die Geschicke
der 12.500 Einwohner
zählenden Spargelstadt lei-
ten. Seit knapp drei Jahren
vertritt er zudem als Präsi-
dent des Bayerischen Ge-
meindetags die Interessen
der bayerischen Gemeinden,
Märkten und Städten in allen
Bereichen des politischen
Lebens.  r

Gemeindetagspräsident
bleibt Rathauschef

durch die von Rot-Grün betriebe-
ne Verteuerung der Strompreise
wieder aufgezehrt worden. So
sind die staatlichen Belastungen
der Strompreise von 2 Mrd. Euro
im Jahre 1998 auf mittlerweile
12 Mrd. Euro im vergangenen
Jahr angestiegen. Damit hat
Deutschland nach Italien die
zweithöchsten Industriestrom-
preise in Europa. Die energiein -
tensiven Unternehmen, bei denen
die Stromkosten rund ein Drittel
der gesamten Produktionskosten
umfassen, kündigen in diesen
Monaten an, Arbeitsplätze auf-
grund der hohen Strompreise in
Deutschland abzubauen. Neben
den staatlichen Belastungen tra -
gen auch die oligopolartigen

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Peter Ramsauer, MdB.     rr
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Unterricht, Lernen durch Leh-
ren, Projektunterricht) als auch
organisatorischer Art (Individua-
lisierung in den Intensivierungs -
stunden im achtjährigen Gymna-
sium, neue Zeugnisse in der
Grundschule) sein. 

Dreigliedriges Schulsystem

Eine wichtige Rolle spiele die
Individualisierung schließlich
bei der Weiterentwicklung des
dreigliedrigen Schulsystems.
Notwendig seien hierzu eine kla-
re Profilierung der Schularten
und Bildungsangebote sowie ei-
ne verstärkte Durchlässigkeit,
d.h. dass das Schulsystem auch
für „Spätberufene“ offen bleibt
und auf jeden Bildungsweg, auf
jede Bildungsbiographie eine
Antwort weiß. Schneiders Prin-
zip hierbei lautet: „Kein Ab-
schluss ohne Anschluss.“

Gerade in der Hauptschule sei-
en auf diesem Weg bereits große
Fortschritte gelungen, berichtete
der Kultusminister. So gebe es
den M-Zug, Praxisklassen sowie
Sonderformen von Klassen wie
Individual-, Intensiv-, Kompe-
tenztrainings-, Übergangs- und
Eingliederungsklassen. Sie alle
zielten darauf ab, dort, wo es
notwendig ist, geeignete Stütz-
und Fördermaßnahmen bereitzu-
stellen, positiv auf Schülerver-
halten einzuwirken und damit

für alle Schüler eine ihnen maß -
geschneiderte Lernform zu
schaffen. Dies alles münde in die
Möglichkeit, vier unterschiedli -
che Schulabschlüsse mit unter -
schiedlichen Anforderungsni -
veaus zu erwerben. Ohnehin, so
Schneider weiter, sei das Haupt -
schulprofil inhaltlich weiterent -
wickelt worden. Mit dem Schul -
jahr 2004/2005 sei ein neuer
Lehrplan eingeführt worden, der
die berufspraktische Ausrich -
tung der Hauptschule noch stär -
ker in den Mittelpunkt rückt. 

Unverwechselbare Einheit

Sicherlich, so Schneider wei -
ter, habe die Hauptschule unter
den einzelnen Schularten mit
den größten Imageproblemen zu
kämpfen - obwohl hier seit lan -
gem ausgezeichnete Arbeit ge -
leistet werde. Das hervorragende
Abschneiden der bayerischen
Hauptschüler bei PISA im Bun -
desvergleich mache dies deut -
lich. Angesichts solcher Erfolge
müsse alles daran gesetzt wer -
den, die Hauptschule auch im
Bewusstsein der Menschen
nachhaltig zu stärken. Denn im-
merhin sei sie mit 307.000
Schülern die größte Schulart bis
zur 10. Klasse. In der 8. Klasse
besuchten sogar ganze 38 Pro-
zent aller Schülerinnen und
Schüler eine Hauptschule. 

Die Hauptschule muss noch

mehr zu einer unverwechselba-
ren Einheit zusammenwachsen,
forderte Schneider. Neben der
Schärfung des pädagogischen
Profils müsse auch die organisa-
torische Einheit ins Visier ge-
nommen werden. Schneider: „Es
muss unser Ziel sein, dass alle
Hauptschulen in Bayern den ge-
samten Bildungsgang der Haupt-
schule anbieten, nämlich die
Schuljahre 5 bis 9 bzw. 10.“ Nur
in einer solchen „Vollhauptschu-
le“ könnten das pädagogische
Wahlpflichtangebot sowie die
Arbeitsgemeinschaften vollstän-
dig umgesetzt werden.

auch schulorganisatorisch spezi-
ell zugeschnitten ist. Eine
Grundschule mit Teilhauptschu-
le I könne das nicht leisten, er-
klärte Schneider. Hier würden
naturgemäß ganz andere The-
men und Schwerpunkte der
pädagogischen Arbeit gesetzt.

Im übrigen, so der Minister
weiter, bringe auch aus Gründen
der Arbeitsökonomie die Um-
stellung auf solche „Vollhaupt-
schulen“ entscheidende Vorteile.
Nur sie könnten die Fachkompe-
tenzen und Interessen ihrer Leh-
rer effizient und effektiv nutzen.
In Teilhauptschulen I sei der ge-
zielte Einsatz von Lehrkräften in
bestimmten Fächern dagegen
deutlich erschwert.

„Die Umsetzung des Land-
tagsbeschlusses bereitet beim
überwiegenden Teil der Schulen
keine größeren Schwierigkei-
ten“, bemerkte Schneider. Die
Mehrzahl der Fälle sei relativ un-
problematisch. Hier handle es
sich um Schulen, bei denen nied-
rige Schülerzahlen eine zügige
Umorganisation erforderlich ma-
chen und wo die räumliche Si-
tuation der aufnehmenden Schu-
le keine Schwierigkeiten auf-
wirft. Es genüge als Maßnahme
eine einfache Umsprengelung
zugunsten der Hauptschulen, die
die Schülerinnen und Schüler in
Jahrgangsstufe 7 ohnehin auf-
nehmen würden. 

Intensive Einbeziehung 
der Kommunen

Für die übrigen Fälle sei man
bemüht, individuell passende
Lösungen mit allen Verfahrens -
beteiligten zu entwickeln. Dabei
sei die intensive Einbeziehung
der Kommunen selbstverständ-
lich. Für sie sei es wichtig, dass
bei der Umstellung das Grund-
schulnetz unangetastet bleibt.
Die Befürchtungen von Gemein-
den, dass nach dem Abzug der
Teilhauptschule die Auflösung
der Grundschule folgen könnte,
seien demzufolge unbegründet.

Schneiders Fazit: „Ich bin si-
cher, dass die skizzierte Haupt-
schulreform maßgeblich dazu
beitragen wird, die Hauptschu-
len in Bayern zu stärken - und
zwar organisatorisch, fachlich, in
ihrem Bildungsprofil und in
ihrem Selbstverständnis als at-
traktive Angebotsschulen. Ich
baue fest darauf, dass auch die
Kommunen in ihrer Verantwor-
tung für die junge Generation
konstruktiv und kooperativ an
diesem wichtigen Projekt mitar-
beiten. Ich habe ein großes Inter-
esse daran, dass die Kommunen
aktiv in die Entwicklung der Re-
gionalkonzepte einbezogen sind
und ich werde mich für mög-
lichst einvernehmliche Lösun-
gen einsetzen.“

Ganztagsbetreuung

In einer sich anschließenden
Diskussion ging es um die The-
men IT-Ausstattung, die Mög-
lichkeit, eine einheitliche Schul-
Software einzuführen, um Schü-
lerbeförderung, Gastschulbeiträ-
ge, IZBB, Pensionslasten, den
Einsatz Mobiler Reserven sowie
eine effiziente Zusammenarbeit
zwischen Schule und Betrieb.
Was das „Investitionsprogramm
Zukunft Bildung und Betreu-
ung“ anbelangt, machte Schnei-
der deutlich, dass dem Freistaat
hierfür Bundesgelder in Höhe
von fast 600 Mio. Euro zur Ver-
fügung stehen. Förderfähig seien
Investitionen, die einem Ausbau
der ganztägigen Förderung und
Betreuung dienen, z. B. der Auf-
bau neuer Ganztagsschulen und
Ganztagsangebote oder die Wei-
terentwicklung bereits bestehen-
der Schulen zu Ganztagsschulen.
Wichtig für die Förderfähigkeit
sei die Zweckbestimmung der
Investitionssumme, das pädago-
gisches Gesamtkonzept sowie
die Angemessenheit der geplan-
ten Maßnahmen. Allerdings ha-
be bislang nicht jeder Antrag
diesen Kriterien standgehalten.

Schulwegkosten 
werden neu berechnet 
Entlastung für Empfänger von Arbeitslosengeld II und

Sozialgeld Belastung für die Kommunen 

Ab August sollen Schüler bzw. deren Eltern, die Arbeitslosen-
geld II oder Sozialgeld beziehen, von der Eigenbeteiligung an
den Schulwegkosten befreit werden. Bisher waren nach dem
Schulwegkostenfreiheitsgesetz (SchKfrG) lediglich Sozialhilfe-
empfänger befreit. 

Eine jetzt vorgenommene
Neuregelung dieses Gesetzes be-
trifft Schüler bestimmter Schul-
arten, wie Gymnasien, Wirt-
schafts- und Berufsfachschulen
ab Jahrgangsstufe 11, Fachober-
, Berufsober- und Teilzeitberufs -
schulen. Auf die Kommunen
kommen zusätzliche finanzielle
Belastungen zu. Die Staatsregie-
rung begründet die Gesetzesän-
derung mit der Preissteigerung
für die allgemeine Lebenshal-
tung seit August 2001. 

Abstimmungsgespräch 
mit den Spitzenverbänden

Dem Haushalts- und Kommu-
nalausschuss des Landtags lag
ein entsprechender Regierungs -
entwurf zur Änderung des
SchKfrG vor, der mit den Stim-
men der CSU-Fraktion ange-
nommen wurde. Aufgrund der
im Rahmen von Hartz IV erfolg-
ten umfassenden Neuregelungen
der Sozialgesetzbücher werden
ab dem nächsten Schuljahr So-
zialhilfe- Empfänger und Bezie-
her von Arbeitslosengeld II bzw.
Sozialgeld gleichgestellt. Um die
Neuregelungskosten neutral zu
halten, wird die Familienbelas-
tungsgrenze um insgesamt 30 €
erhöht. Hinsichtlich der Mehr-
belastung der Kommunen hat 
im Vorfeld ein Kostenabstim-
mungsgespräch mit den Spitzen-
verbänden stattgefunden. Sie
zeigten sich mit der Kostenneu-
regelung nicht einverstanden.
Diese führt zu einer jährlichen
Mehrbelastung von rund 370.000

€ bei ca. 1850 zusätzlich unein -
geschränkt bei den Fahrtkosten
erstattungsberechtigten Schü-
lern. Im Haushaltsausschuss er -
klärte Berichterstatter Bernd Si -
bier (CSU), die Neuregelung be-
deute keinen Ausstieg aus der
Schulwegkostenfreiheit für die
Eltern. Mitberichterstatter Klaus
Wolfrum (SPD) beurteilte die
Novelle dagegen als einen weite-
ren Schritt, Eltern und Kommu-
nen mehr an den Schulkosten zu
beteiligen. Er verwies auf das
„Nein“ der Spitzenverbände. Im
gleichen Sinne nahm Thomas
Mütze für die Grünen Stellung. 

Konnexitätsprinzip

Im Kommunalausschuss ver -
wies Berichterstatter Dr. Man -
fred Weiß (CSU) darauf, dass im
Sinne des Konnexitätsprinzips
im Konsultationsverfahren die
jetzigen Berechnungen nach ei -
ner gewissen Zeit überprüft und
gegebenenfalls angepasst wer -
den sollen. Mitberichterstatter
Florian Ritter (SPD) hielt die
Umlage der Kosten nur auf die
Eltern und nicht auf die Allge -
meinheit für sehr fragwürdig. 

Christine Kamm (Grüne) be -
fand, schon das bisherige Gesetz
sei nicht das Gelbe vom Ei ge -
wesen und stelle keine Hilfe dar.
Es bestehe insgesamt ein drin -
gender Reformbedarf. 

Die Verabschiedung der Ge -
setzesänderung erfolgte in der
letzten Plenarsitzungswoche vor
den Sommerferien mit den Stim-
mern der CSU. rm

Gleichstellung noch nicht am Ziel
Sozialministerin Stewens trotz positiver Bilanz nicht zufrieden 

Auf der Führungsebene fehlt es noch weit - Gesetz wird verlängert
Eine positive Bilanz des bayerischen Gesetzes zur Gleichstellung
von Frauen und Männern im öffentlichen Dienst hat Sozialminis-
terin Christa Stewens als Frauenbeauftragte im Landtag gezo-
gen. Demnach hat sich der weibliche Anteil im öffentlichen
Dienst des Freistaats und der Kommunen von 51,4 % im Juni
1999 auf 52,8 % im Juni 2003 erhöht. Zwischen der Ministerin
und allen Fraktionen bestand gleichwohl Übereinstimmung, dass
die Bemühungen auf allen Ebenen konsequent fortgeführt und
verstärkt werden müssen. Das Ende Juni 2006 ausgelaufene Ge-
setz von 1996 soll verlängert werden; wie lange, blieb offen. 

Im Anschluss für den öffentli -
chen Dienst stellte die Ministerin
den Dritten Bericht über die Um-
setzung des Gesetzes vor und
räumte ein, die Entwicklung sei
bei allen Fortschritten noch
längst nicht überall befriedigend.
Es gebe Dienststellen, die keine
Gleichstellungsbeauftragten und
-konzepte haben. Als Zeichen
für nicht immer befriedigende
Aktivität erwähnte Stewens,
dass an der Fragebogenaktion
zum Stand der Gleichberechti -
gung nicht alle aufgeforderten
Kommunen teilgenommen hät -
ten. Für den aktuellen Dritten
Bericht konnten insgesamt 3177
Bögen ausgewertet werden. Ins-
gesamt haben sich über 90 % al -
ler Dienststellen beteiligt, jedoch
nur 83,4% der 103 angeschriebe-

nen Bezirke, Landkreise und
kreisfreien Gemeinden. Nicht
teilgenommen haben die Bezirke
Oberbayern, Schwaben und Un-
terfranken sowie die Landkreise
Donau-Ries, Fürstenfeldbruck,
Fürth, Hassberge, Kulmbach,
Miltenberg, Neuburg-Schroben-
hausen, Neumarkt, Neustadt a. d.
Aisch, Pfaffenhofen, Roth und
Traunstein.

Erhebliche Defizite

Die CSU-Sprecherin Ingrid
Heckner pflichtete der Ministe-
rin bei. In einigen Bereichen ge-
be es noch erhebliche Defizite.
So seien Frauen in Führungspo-
sitionen mit lediglich 22,9 %
vertreten und in höheren Besol-
dungs- und Vergütungsgruppen

noch immer unterrepräsentiert.
Christa Naaß (SPD) befand, die
Gleichstellung in Bayern bewe -
ge sich „wie eine Schnecke auf
Glatteis, unendlich langsam und
zäh, mit zahlreichen Ausrut -
schern“. Seit dem Zweiten Be -
richt 2002 konstatierte sie sogar
„einen markanten Rückschritt“.
In diesem Sinne äußerte sich
auch Simone Tolle für die Grü-
nen. Dem Landtag lagen zahlrei -
che Petitionen zur Gleichstel -
lung vor.

Interventionsmöglichkeiten

Im Rechtsausschuss wurde
wenig später ein Antrag der
Frauen aus der CSU-Fraktion
unter Federführung von Prof.
Ursula Männle einstimmig ange-
nommen. Darin wird die Verlän -
gerung des Gleichstellungsgeset -
zes gefordert. Berichterstatterin
Dr. Ingrid Fickler (CSU) verwies
auf die Forderung der kommu-
nalen Spitzenverbände, auch
hier das Konnexitätsprinzip an -
zuwenden, was allerdings Mehr -
kosten verursachen würde.

Für die SPD signalisierte

Treffpunkt Haupschule ...

Adelheit Rupp grundsätzliche
Zustimmung zum CSU-Antrag.
Insbesondere müsse die rechtli-
che Position der Gleichstellungs -
beauftragten (GB) gestärkt wer-
den im Sinne von mehr Hand-
lungs- und Eingriffsmöglichkeit.
Die Grünen hatten einen eigenen
Antrag vorgelegt, der eine unbe-
fristete Fortführung des Gleich-

stellungsgesetzes vorsah. Be -
richterstatterin Christine Stahl
forderte eine verbindliche Fest -
schreibung der GB-Rechte ohne
zusätzliche Kosten für die Kom-
munen. Auch der Grünen-An-
trag fand einhellige Zustim-
mung; allerdings bestand die
CSU darauf, das Wort „unbefri -
stet“ zu streichen. rm

Kommunal- und Landespolitiker erhielten
Bayerischen Verdienstorden

Geehrt wurden:
Manfred Ach, MdL
Werner-Hans Böhm,
Regierungspräsident, 
Helmut Brunner, M d L
Renate Dodell, MdL
Maria Eichhorn, MdB
Erich Josef Geßner, Landrat,
Armin Grein,Landrat, 
Dr. Ivo Holzinger,
Oberbürgermeister
Norbert Kerkel , Landrat, 
Dr. Jakob Kreidl, MdL
Gerd Lohwasser, Altbezirks-

tagspräsident, Bürgermeister, 
Hermann Memmel; MdL
Christa Naaß, MdL
Dr. Werner Schnappauf,
MdL,
Umweltminister
Theo Zellner, Landrat, Präsi-
dent des Bayerischen Land-
kreistages

Wie der Ministerpräsident be-
tonte, steht der Bayerische Ver-
dienstorden für die Eigenstaat-
lichkeit Bayerns, seine mehr als
tausendjährige Tradition und

Geschichte. Im Rahmen der
Feierstunde hielt der ehemali -
ge Wissenschaftliche Direktor
des Max-Planck-Instituts für
Plasmaphysik in Garching,
Professor Dr. Dres. h.c. Klaus
Pinkau, den Festvortrag zum
Thema: „Fusionsforschung
unter den politischen Rah -
menbedingungen in Deutsch -
land und Europa?“

Der Bayerische Verdienst -
orden ist „als Zeichen ehren -
der und dankbarer Anerken -
nung für hervorragende Ver -
dienste um den Freistaat Bay -
ern und das bayerische Volk“
geschaffen worden. Nunmehr
gibt es 1.788 lebende Träger.
Seit der Gründung wurde der
Orden insgesamt 4.800 mal
vergeben. Eine Besonderheit
ist, dass die Zahl der lebenden
Träger auf 2.000 begrenzt ist.

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber zeichnete im An-
tiquarium der Münchner Residenz, im Rahmen einer Feier-
stunde 71 Persönlichkeiten mit dem Bayerischen Verdienst-
orden aus. Stoiber: „Jede Trägerin und jeder Träger hat sich
um unsere Heimat und um unser Gemeinwesen verdient ge-
macht. Der Bayerische Verdienstorden ist ein Symbol für
herausragendes bürgerschaftliches Engagement. Er ist ein
besonderes Zeichen der Anerkennung für alle, die sich durch
ihre Leistung für ihre Mitmenschen und für den Freistaat
ausgezeichnet haben.“ 

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Horst Volkmer

85098 Großmehring
am 4.8.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Wenger

86564 Brunnen
am 25.7.

Bürgermeister Klaus Hümmer
95488 Eckersdorf

am 27.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Müller

93464 Tiefenbach
am 5.8.

Bürgermeister Josef Daum
96365 Nordhalben

am 26.7.

Bürgermeister Johann Thurner
82291 Mammendorf

am 29.7.

Bürgermeister Franz Stumpf
91301 Forchheim

am 31.7.

Bürgermeister Ingo Lehmann
86899 Landsberg am Lech

am 31.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Josef Kirchmaier
83558 Maitenbeth

am 2.8.

Bürgermeisterin Ursula Mayer
85635 Höhenkirchen-

Siegertsbrunn
am 31.7.

Wir gratulieren

Grundsätzlich seien noch bes-
sere Voraussetzungen für die
Entwicklung eines hochwerti -
gen, intensiven Schullebens ge-
geben, da es schwieriger sei,
Schüler aus Teilhauptschulen I in
die Jahrgangsstufe 7 als in Jahr -
gangsstufe 5 zu integrieren.

Außerdem sei eine längere ge-
meinsame Schulzeit eine gute
Grundlage für die Entwicklung
von Wir- und Gemeinschaftsge-
fühl. Lehrer und Schüler arbeite-
ten hier in einer Lernumgebung,
die auf ihre besonderen Anforde-
rungen und Aufgaben sowohl
methodisch und didaktisch als

Mobilfunk-Volksbegehren gescheitert
Nach dem Scheitern des Mobilfunk-Volksbegehrens in Bayern

hat sich der Bayerische Gemeindetag zufrieden über den Ausgang
geäußert. Bayerns Bürgerinnen und Bürger haben erkannt, dass
ihnen die Initiatoren des Volksbegehrens eine Mogelpackung ge-
boten haben. Kein einziger Mobilfunkmast hätte durch die er -
strebte Genehmigungspflicht verhindert werden können. 

Das Volksbegehren zum Mobilfunk haben in Bayern nur
knapp 4 Prozent der Stimmberichtigten unterstützt. Notwendig
wären 10 Prozent oder 900.000 Wahlberechtigte gewesen. Mit
dem Volksbegehren wurde der falsche Eindruck geweckt, die
Kommunen könnten sich nach einer Gesetzesänderung erfolg -
reich gegen Mobilfunkantennen wehren. Das Gegenteil ist rich -
tig. Jede Gemeinde ist bei ihrer Entscheidung an das Baurecht
gebunden - ob mit oder ohne Genehmigung. Eine Antenne, die
das Baurecht einhält, darf gebaut werden. Würde eine Gemein -
de ihre Zustimmung zu Unrecht verweigern könnte sie den Mo -
bilfunkbetreibern schadensersatzpflichtig werden. Mit dem
Mobilfunkpakt II, den auch der Bayerische Gemeindetag un -
terschrieben hat, ist es demgegenüber gelungen, im letzten Jahr
über 90 % der errichteten Antennen im Konsens mit den be -
troffenen Gemeinden zu realisieren. r
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Die planungsrechtliche Zu-
lässigkeit von Einzelhandels-
großprojekten wurde und wird
in der Diskussion immer wie-
der auf die Thematik der 
Factory-Outlet-Center (FOC)
verkürzt. Aus meiner Sicht
wird dabei nahezu völlig aus
den Augen verloren, welchen
Wandel der „klassische“ Ein-
zelhandel aufgrund der Er-
wartungshaltung der Kunden
erlebt hat. Diese Entwicklung wird aber auch
vom Landesentwicklungsprogramm nach wie
vor negiert. 

Einzelhandelsgroßprojekte sind derzeit in Or -
ten, die keine zentralörtliche Bedeutung aufwei-

sen können, nur bis zu einer Größe von max.
rund 900 m² Verkaufsfläche zulässig. Dabei ist
die Flexibilisierungsempfehlung der Arbeits-
gruppe „Strukturwandel im Lebensmitteleinzel-
handel“ bereits berücksichtigt. Projekte mit ei-
ner größeren Verkaufsfläche erfordern ein Son-
dergebiet , das jedoch in nicht-zentralen Orten
grundsätzlich nicht realisierbar ist.  

Ich halte die derzeitigen Regelungen sowohl
bundesrechtlicher Art in der Baunutzungsverord-
nung mit der Regelvermutung ab 1.200 m² Ge-
schossfläche als auch die Anforderungen der
Landesplanung für absolut überholt und konse-
quenterweise dringend überarbeitungsbedürftig. 

Völlig außer Acht gelassen wird nämlich bei
der derzeitigen Rechtslage, dass durch gestie-
gene Wünsche der Kunden (mehr Auswahl,
neue Produkte und neue Präsentationsformen,
Aktionsangebote) auch ein entsprechender
Flächenbedarf entsteht und damit die Betriebs -
größen der achtziger  und frühen neunziger
Jahre des vorigen Jahrhunderts überholt sind.

In Fachkreisen besteht Übereinstimmung
darin, dass ein gewöhnlicher Supermarkt be-
reits heute eine existenzfähige Größe von 1.000
bis 1.200 m² benötigt. Mir liegen Schreiben bei-

spielsweise des Landesverban-
des des Bayerischen Einzel-
handels e.V. sowie der Indus-
trie- und Handelskammer vor,
die dies eindeutig bestätigen. 

Ich unterstütze deshalb aus -
drücklich die Forderungen des
Präsidenten des Bayerischen
Landkreistages, Landrat Theo
Zellner, wonach die zentralört-
liche Gliederung in der Lan-
desplanung lediglich als Ana-
lyse- und Förderinstrument,
nicht aber als System mit Ver-
botswirkung ausgestaltet sein
darf. Solche Einzelhandels-

großprojekte, die de facto einen ganz gewöhnli-
chen Supermarkt mit den aktuellen Anforderun-
gen darstellen, müssen deshalb bis zu einer
Verkaufsfläche von 1.200 m² von landesplaneri-
schen Einschränkungen freigestellt werden. Es
geht für mich um die Verwirklichung des ebenso
wichtigen landesplanerischen Ziels, gleichwer-
tige Lebensverhältnisse in der Region zu si-
chern. Das Landesentwicklungsprogramm darf
daher keinesfalls dazu beitragen, dass der länd-
liche Raum in seiner Entwicklung gehemmt
wird. Vielmehr könnte es auch positive Aus -
gleichsansätze anbieten, um den Problemen an
den Landesgrenzen nach Österreich wirksam zu
begegnen.

Ich bin deshalb der Auffassung, dass bei der
geplanten Fortschreibung des Landesentwick-
lungsprogramms bezüglich der Ziele für den
Einzelhandel im Herbst des Jahres nicht nur die
Interessen der zentralen Orte, sondern gleich-
gewichtig unser gemeinsames Interesse am Er-
halt von funktionsfähigen und lebenswerten Ge-
meinden insgesamt eingestellt werden muss.
Diesem Anliegen würde ausreichend Rechnung
getragen, wenn Einkaufsmärkte bis zu einer
Verkaufsfläche von 1.200 m² von landesplaneri-
schen Einschränkungen freigestellt werden, oh-
ne dass dies zu einer Kollision mit den Zielen
des Landesplanungsrechts zur Zulässigkeit von
„echten“ Einzelhandelsgroßprojekten führen
würde.

KolumneGZ Hanns Dorfner

Interessen der zentra-
len 

Orte und des ländli -

Bezirke und örtliche Sozialhilfeträger:

Bundesrechtliche Grenzen 
für die Aufgabenreform 

Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident

Die entbrannte Diskussion um die Aufgabenreform zwischen den
Bezirken als überörtliche und den Landkreisen und kreisfreien
Städten als örtliche Sozialhilfeträger wird derzeit sehr emotional,
viel zu wenig sachlich und kalkuliert und vor allem ohne Beach-
tung der bundesgesetzlichen Rechtsvorgaben geführt.

Dabei hat das Bundesgesetz
zur Einordnung des Sozialhilfe -
rechts in das Sozialgesetzbuch
vom 27. Dezember 2003 für die
Zuständigkeit im Sozialhilfebe -
zug entscheidende Änderungen
gebracht, die weitgehend aller -
dings erst zum 1. Januar 2007 in
Kraft treten. Bis dahin ist der
Landesgesetzgeber an die Zu -
ständigkeitszuweisungen des
bisherigen auslaufenden Sozial -
hilferechts gebunden.

Verpflichtende 
Aufgabenteilung

Zunächst gilt auch für die Zeit
nach dem 1. Januar 2007, dass
nach Bundesrecht die Aufgaben -
teilung zwischen örtlichen und
überörtlichen Trägern der So-
zialhilfe verpflichtend ist (Art. 1
§ 3 und § 97 I SGB XII). In Bay -
ern sind die 7 Bezirke überörtli -
che Träger der Sozialhilfe. Diese
Regelung wurde bisher bundes-
weit nicht als singuläre bayeri -
sche Spezialität empfunden, son -
dern als eine fortschrittliche Lö -
sung im Sinne der unmittelba -
ren, auf Wahlen beruhenden De -
mokratie.

Bayerische Ausnahme

Wer bliebe in Bayern als „an -
derer überörtlicher Träger der
Sozialhilfe“ für den Fall einer
weitgehenden Verlagerung der
bisherigen Bezirksaufgaben auf
Landkreise und Städte? Zu-
nächst der Freistaat Bayern
selbst, wie das in fast allen klei -
neren Bundesländern der Fall ist.
Alle größeren Bundesländer ha -
ben höhere Kommunalverbände
geschaffen, deren Organe von
den Landkreisen und den kreis-
freien Städten in mittelbarer De -
mokratie beschickt werden. Die
bayerische Ausnahme liegt in
den aus unmittelbaren Volks-
wahlen hervor gegangenen Be -
zirkstagen. Der Trend der
bayerischen Verfassungsent -
wicklung der letzten Jahrzehnte
ging zu Gunsten des verfassten
unmittelbaren direkten Bürger -
staates. Sollte ausgerechnet bei
der sozialen Bürgerhilfe für Be -
dürftige der positive Trend ge -
brochen werden?

Modellrechnungen

Modellrechnungen haben
außerdem ergeben, dass für den
Ersatzfall eines - wahrscheinlich
von sieben Landeswohlfahrts-
verbänden - viel mehr Vertreter
berufen werden müssten, als es

Bezirksräte gibt, um dem
Gleichheitsgrundsatz in den Ver-
tretungskörperschaften hinsicht-
lich ihrer Mitgliedergröße zu
entsprechen. Das käme entschei-
dend teurer, als die bisherigen
Entschädigungen für die ehren-
amtlichen Bezirksräte. Sonach
sind die Bezirke in ihrer jetzigen
Struktur die wirtschaftlichste
und demokratischste Lösung.
Sollte sich der Freistaat Bayern
zum überörtlichen Träger der
Sozialhilfe erklären wollen, dann
wird er schlagartig erkennen,
welches Aufgabenpotential und
welche Kosten auf ihn zukom -
men, was einen erfolgreichen,
völlig neuen Finanzausgleich
auslösen müsste.

Erst ab 1. Januar 2007 wird
der Landesgesetzgeber zustän-
dig, die sachliche Zuständigkeit
zwischen örtlichen und überört-
lichen Trägern zu regeln (Art. I §
97 Abs. 2 SGB XII in Verbin-
dung mit Art. 70 Abs. 2 des Ein-
ordnungsgesetzes des Sozialhil-
ferechts im Sozialgesetzbuch).
Jede vorherige abweichende Re-
gelung wäre normwidrig. Der
Landesgesetzgeber hat dabei zu
beachten, dass es für zwei Ebe-
nen von Sozialhilfeträgern sach-
liche und existenzberechtigende
Aufgabenzuweisungen geben
muss. Eine aushöhlende und die
Existenz in Zweifel ziehende
Restkompetenz für den überört-
lichen Aufgabenträger wäre bun-
desrechtlich unzulässig. Eine
bloße minimale nach dem Subsi-
diaritätsprinzip ins Nirwana ver-
laufende Rechtszuständigkeit
wäre rechtsstaatswidrig.

Rechtliche Bundeseinheit

Für den Fall, dass der Landes-
gesetzgeber von seinen gesetz-
geberischen Zuständigkeiten
keinen Gebrauch macht, hat der
Bund eine dann in Kraft tretende
Ersatzlösung verabschiedet, wo-
nach die Eingliederungshilfe für
behinderte Menschen, die Leis-
tungen der Hilfe zur Pflege, die
Leistungen zur Überwindung
besonderer sozialer Schwierig-
keiten sowie Leistungen der
Blindenhilfe Sache des überörtli-
chen Trägers der Sozialhilfe
sind. Dies ist mehr als eine Emp-
fehlung, eine bundesrechtliche
Vorgabe, an die sich die Landes-
gesetzgeber am besten im Rah-
men der rechtlichen Bundesein-
heit halten sollten.

Wichtig sind noch die bundes-
rechtlichen Vorgaben, wonach
nach Art. I § 97 Abs. 2 SGB XII

die Einheitsvorgabe für alle Lei -
stungen des Sozialhilferechts für
einen der beiden Sozialhilfeträ -
gern gelten soll.

Grundprinzip der Sozialhilfe

Besonders gravierend ist die
Vorschrift des Art. I § 97 Abs. 4
SGB XII, wonach der Landesge -
setzgeber verpflichtet ist, die
sachliche Zuständigkeit für eine
stationäre Leistung so zu regeln,
dass auch die sachliche Zustän -
digkeit für andere Leistungen,
die gleichzeitig nach anderen
Kapiteln des 12. Sozialgesetzbu -
ches zu erbringen sind, gegeben
ist. Darunter müssten auch die
Hilfen ambulanter Dienste zur
Vermeidung stationärer Hilfeer -
bringung verstanden werden,
weil sonst das Grundprinzip der
Sozialhilfe mit seiner Nachran -
gigkeit verletzt würde. Die Hil -
fegewährung aus einer Hand bei
der Eingliederungshilfe für Be -
hinderte und der Hilfe zur Pflege
darf aus Gründen der Grundsätz -
lichkeit und ihrer sparsameren fi -
nanziellen Auswirkungen ihre
Zentralfunktion nicht verlieren.

Streit über die 
bessere Vollzugskompetenz

Zwischen dem Freistaat Bay -
ern und unter den kommunalen
Spitzenverbänden ist ein Streit
über die bessere Vollzugskompe-
tenz im Sozialhilferecht entstan -
den. Dies ist eigentlich verwun -
derlich. Die Gemeinsamkeit des
Ringens müsste im Interesse der
im Mittelpunkt stehenden betrof -
fenen Menschen eine andere
Zielrichtung haben, nämlich die
Reform der Pflegeversicherung.
Diese wurde einstmals einge -
führt, um den Eintritt in die So-
zialhilfebedürftigkeit alter Men -
schen zu verhindern. Durch die
Festschreibung der Leistungssät -
ze für die Pflegebedürftigen in
der Pflegeversicherung ohne
Fortschreibung nach dem Le -
benshaltungskostenindex wird
das Ziel der Verminderung von
Sozialhilfebedürftigkeit alter
Menschen immer mehr verfehlt.

Plädoyer für „beste Energie, die wir nicht verbrauchen“:

Bayern das deutsche 
„Wasserkraftland Nr. 1“

Die bedeutenste regenerative Energiequelle im Freistaat
REW, Lechwerke und E.ON-Wasserkraft informierten in Gersthofen

Gersthofen (jdt). Bayern ist das „Wasserkraftland Nummer 1“
in Deutschland. Dies betonten bei einem Pressegespräch im
103 Jahre alten Wasserkraftwerk am Lechkanal in Gersthofen
hochrangige Experten der Lechwerke AG (LEW), der Bayeri-
schen Elektrizitätswerke und von E.ON-Wasserkraft. 

Ihr uneingeschränktes Plädoy -
er für die Wasserkraft als „beste
Energie, die wir nicht verbrau -
chen“ bekräftigten LEW-Vor-
standmitglied Paul Waning in
Augsburg, Dr. Olaf Heil, stell -
vertretender Geschäftsführer der
Bayerischen Elektrizitätswerke
(BEW) GmbH, Augsburg sowie
die Geschäftsführer von E.ON-
Wasserkraft (Landshut), Dr. Do-
minik Godde und Diplom-Kauf -
mann Christof Gattermann. Her -
vorgehoben wurde, dass Wasser -
kraft in Deutschland der bedeu -
tendste erneuerbare Stromliefe -
rant sei: „Es ist Strom, der frei
von Schadstoffen produziert
wird, die Ressourcen unserer Er-
de schont und schnell und ein -
fach verfügbar ist“. Den heraus-
ragenden Rang der Wasserkraft
stellte Vorstand Waning klar mit
dem Hinweis darauf, dass sie in
Bayern mit einem Anteil von 17

Prozent an der Stromerzeugung
die erstrangige regenerative En-
ergiequelle ist.

Historischer Ort

Die Informationsveranstaltung
fand an historischer, denkmal-
würdiger Stelle dort statt, wo am
Lechkanal in Gersthofen im Jahr
1901 das erste große Wasser-
kraftwerk am Lech in Betrieb
genommen wurde. In Baye-
risch-Schwaben wurde damit die
flächendeckende Stromversor-
gung gestartet. Die Weiterent-
wicklung wurde geprägt durch
den Bau von zwei weiteren Was-
serkraftwerken bei Langweid
(1908) und bei Meitingen (1922)
und des parallel zum Lech-Fluss
verlaufenden, zuerst drei Kilo-
meter langen Lechkanals. Dieser
wurde in den 20er Jahren des vo-
rigen Jahrhunderts auf die jetzige

Länge von nahezu 20 Kilome -
tern ausgebaut. Die BEW be -
treibt und unterhält im Auftrag
der Eigentümerin Lechwerke
AG die drei Kraftwerke und
zwei später errichtete kleinere
Anlagen am Lechkanal. Jährlich
werden im Durchschnitt 194
Millionen Kilowattstunden
Strom produziert. 

Wasserkraft 92 Prozent

Zusammen mit Vorstandsmit -
glied Waning führte Richard
Lutzenberger durch das mächti -
ge, über ein Jahrhundert alte
Kraftwerk. Es blieb im 2. Welt -
krieg, ungeachtet zahlreicher
Bombenangriffe auf Augsburg,
unbeschädigt. Besonderes Inter -
esse fand die moderne Zentral -
warte in Gersthofen, von der aus
die über dreißig Wasserkraftwer -
ke an Lech, Lechkanal, Donau,
Günz, Wertach und Iller gesteu -
ert werden.

Von Paul Waning beleuchtet
wurde „Die Rolle der Wasser -
kraft in Bayern und ihr wirt -

Vor dem denkmalgeschützten Bauwerk des über ein Jahrhun-
dert alten Wasserkraftwerkes in Gersthofen: Vorstandsmitglied
Paul Waning (LEW) und Richard Lutzenberger (links) bei der
Pressekonferenz. Bild: -jdt-

Die enorme Zunahme der So-
zialhilfeausgaben für die Pflege-
hilfe ist die Konsequenz. Alle
örtlichen und überörtlichen So-
zialhilfeträger müssten gemein-
sam in unserem Sozialstaat um
die gerechten Pflegeversiche-
rungsleisten kämpfen, bevor die
weitere eklatante Verfälschung
des Nachrangigkeitsprinzips der
Sozialhilfe in ein Kompetenzge-
rangel einmündet.

Wer das Wohl der Gemein -
den und ihrer Aufgabenfinan -
zierung im Auge hat, muss dies
durch Handlungsbereitschaft
beweisen, denn für die letztlich
zahlungspflichtigen Gemein -
den bringt es gleichermaßen
nichts, egal ob sie die Pflegehil -
fe direkt über die Kreisumlage
oder über die Kreisumlage indi -
rekt mit der Bezirksumlage fi-
nanzieren. r

schaftliches Umfeld“. Bei der
Stromerzeugung rangierte 2004
bei den Kraftwerken der allge-
meinen Versorgung (ohne priva-
te) in Bayern nach der Kernener-
gie (68,4 Prozent) die Wasser-
kraft mit einem Anteil von 16,8
Prozent weit vor Steinkohle
(7,7), Erdgas (5,5) und Öl (1,5).
Noch deutlicher wird der Ver-
gleich bei der Stromerzeugung
durch regenerative Energien:
Wasserkraft 92 Prozent, Biomas-
se 4,9, Wind 1,6, Photovoltaik
1,2 und Deponiegas/Klärgas 0,5
Prozent.

Zunehmende Auflagen

Hingewiesen wurde darauf,
dass die weltweiten Öl- und Gas-
vorräte innerhalb der nächsten
100 Jahre endeten. Alternativen
müssten rechtzeitig gesucht wer-
den. Kritisch äußerte sich Wa-
ning zu politisch begründeten
Auflagen für die Wasserkraft-
werke. Die Wasserrahmen-
Richtlinie, die Abwälzung neuer
Lasten auf die Kraftwerksbetrei-
ber und die Abwehr der Akti-
vitäten der Biber brächten zu-
sätzliche Belastungen. Angedeu-
tet wurde, dass die Stromerzeu-
gung auch aus Wasserkraft zu
Marktpreisen erfolge. Stärker
berücksichtigt werden müsse die
besondere Bedeutung der Was-
serkraft als zuverlässige regene-
rative Energie. 

E.ON europäische Spitze

Den europäischen Spitzen-
platz von E.ON-Wasserkraft im
Sektor erneuerbare Energien be-
leuchteten Dr. Godde und Chri-
stof Gattermann von der Haupt-
verwaltung in Landshut. Zur
Stromproduktion eingesetzt sind
129 Kraftwerke an Donau, Inn,
Isar, Main, Lech, Eder, Diemel,
Fulda, Werra, Weser und Leine.

(Fortsetzung auf Seite 6)
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(Fortsetzung von Seite 1)
schaftlichen Institutionen veran-
kert werden, denn: „Kinder sind
unsere Zukunft und ohne Kinder
haben wir keine Zukunft.“ Wenn
die Geburtenrate nicht wieder
ansteigt, werde Deutschland am
Ende des 21. Jahrhunderts ohne
Zuwanderung nur noch 30 Mil-
lionen Einwohner haben. Diesen
beginnenden Einbruch der an-
sässigen Bevölkerung hätten die
Deutschen bislang stillschwei-
gend zur Kenntnis genommen. 

Kinder unverzichtbar

Schaidinger vermutet eine Ur-
sache für das Desinteresse, dass
die erhebliche Zuwanderung aus
dem Ausland den beginnenden
Rückgang der Bevölkerung ver-
deckt. Er warnte davor, so weiter
zu machen. Für den Vorsitzen-
den sind Kinder unverzichtbar
für die Entwicklung eines ge-
deihlichen sozialen Klimas. So
entwickelten Eltern eine höhere
soziale Kompetenz als Erwach-
sene ohne Kinder. Das wirke
sich nicht nur in den Familien
selbst, sondern auch in der sozia-
len Gemeinschaft aus. Schaidin-
ger: „Wir als Kommunalpoliti-
ker spüren die sich ausbreitende
soziale Kälte einer an kinderar-
men Gesellschaft als Erste. Wir
erleben die sich mehrenden Auf-
tritte von Egozentrikern und
Egomanen.“ Für die Familien

spricht nach Auffassung Schai -
dingers auch, dass nur eine Ge -
sellschaft mit Kindern zukunfts-
orientiert denkt und handelt.

Der Städtetagsvorsitzende hält
eine Geburtenrate von derzeit
knapp 1,4 Kindern je Frau nicht
für ein unabänderliches Schick -
sal, auch wenn diese Geburten -
rate seit 30 Jahren Realität ist. Er
ist überzeugt, dass in Deutsch -
land ein Wiederanstieg der Ge -
burtenrate gelingt, wenn sich Po-
litik, Wirtschaft und Gesellschaft
dieses Themas ernsthaft und vor -
urteilsfrei annehmen. Ein Blick
über den Zaun zeige, dass dies
möglich sei. So hätten Länder
wie Frankreich oder Schweden
mit einer langfristig angelegten
effektiven Bevölkerungspolitik
bewiesen, dass ein deutlicher
Wiederanstieg der Geburtenrate
möglich ist.

Reflex deutscher Politik

Allerdings warnte der Spre-
cher der bayerischen Städte vor
dem „festsitzenden Reflex deut -
scher Politik“, Probleme mit
Geld lösen zu wollen. Er hält es
für einen Irrglauben, dem Man -
gel an Kindern in Deutschland
mit der schlichten Ausweitung
bisheriger staatlicher Leistungen
für Kinder begegnen zu wollen.
Schaidinger wies darauf hin, dass
Deutschland beim Kindergeld
und den steuerlichen Entlastun -

gen von Eltern durchaus einen
europäischen Spitzenplatz ein-
nehme. Mit seiner Geburtenrate
läge es aber im unteren Drittel.

Rahmenbedingungen

Ein Schlüssel für die Steige-
rung der Geburtenrate ist in sei-
nen Augen, die Rahmenbedin-
gungen so zu ändern, dass Fami-
lie und Beruf besser vereinbart
werden können. Dies entspreche
auch den Wünschen der Frauen.
Schaidinger wies darauf hin, dass
nach einer Studie des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsfor-
schung knapp 70 Prozent der
nicht erwerbstätigen Frauen mit
Kindern bis zu 12 Jahren gerne
ins Berufsleben zurückkehren
wollten. Zugleich würden 90
Prozent der Mütter von Kleinkin-
dern und 75 Prozent der Mütter
von Kindergartenkindern als
Grund für ihre Nichterwerb-
stätigkeit angeben, keine ausrei-
chenden Betreuungsmöglichkei-
ten zu finden. Schaidinger: „Da-
mit besteht akuter Handlungsbe-
darf!“

Für den Vorsitzenden des
Städtetags muss die Familienpo-
litik neu ausgerichtet werden
und die Väter als Teil der Fami-
lie in den Blick genommen wer-
den. So sollten Erziehungsgeld
als Lohnersatz oder Erziehungs -
urlaubs-Regelungen für Väter
stärker in den Vordergrund

rücken. Schaidinger: „Staaten, in
denen mehr Männer Teilzeit ar -
beiten, haben deutlich höhere
Geburtenzahlen als die traditio -
nelle Ländergruppe, zu der auch
die Bundesrepublik gehört.“

Für den Städtetagssprecher
liegt es auf der Hand, dass die
Gesellschaft Zeit braucht, um
neue Rollen zu akzeptieren und
sie auch zu leben. Doch werde es
ohne diese Bereitschaft nicht ge-
lingen, die Geburtenrate in
Deutschland anzuheben. Konkret
forderte der Städtetagschef, ein
ausreichendes Angebot an Be-
treuungsmöglichkeiten in Form
von Kinderkrippen, Tagesmüt -
tern, Kindergärten, Kinderhorten
und staatlichen Ganztagsschulen
vorzuhalten. Die Wirtschaft for -
derte er auf, einen Beitrag zur
Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie durch den Ausbau famili -
enfreundlicher Maßnahmen zu
leisten. Dazu gehörten Teilzeit -
angebote in ausreichendem Um-
fang, Telearbeit für Beschäftigte
in Elternteilzeit und flexible Ar-
beiten für Eltern. Außerdem soll -
ten die Unternehmen betriebliche
oder betrieblich unterstützte Kin -
derbetreuung anbieten. 

Weitere Entlastung

Explizit sprach sich Schaidin -
ger dafür aus, die Familien fi -
nanziell noch weiter zu entla -
sten. In Frage kämen Elterngeld
mit Lohnersatzfunktion oder Fa-
miliengeld, das es einem Eltern -
teil ermöglicht, auf Erwerbsar -
beit zu verzichten. Für einen
wichtigen Ansatzpunkt hält der
Städtetagsvorsitzende auch eine
kinderfreundliche Ausgestaltung
der Ausbildung. In Deutschland
dauere es immer länger, bis die
Ausbildung beendet ist und die
jungen Menschen an den Aufbau
einer Familie denken könnten.
Dies habe zur Folge, dass immer
weniger Kinder geboren werden.
Deshalb müssten die Rahmenbe-
dingung dafür geschaffen wer -
den, dass während der Ausbil -
dung bereits die Elternschaft
möglich ist. Zuletzt forderte
Schaidinger auch, dass die Kom-
munen ein kinder- und familien -
freundliches Wohnumfeld schaf -

(Fortsetzung von Seite 1)
Strukturen des deutschen Strom-
marktes zu den hohen Strom-
preisen bei. Die vier Regelzo -
nenbetreiber kontrollieren zur
Zeit 80 Prozent des Strommark -
tes. CDU und CSU haben sich
deshalb dafür stark gemacht,
wirksame Instrumente im Sinne
der Verbraucher zur Regulierung
der Netzentgelte in das neue En -
ergiewirtschaftsgesetz aufzuneh -
men, das am 13. Juli 2005 in
Kraft getreten ist. 

Ausgewogener Energiemix 

Kein Energieträger und keine
Energietechnologie kann allein
die gesamte Energieversorgung 
leisten und allen Anforderungen
einer nachhaltigen Entwicklung
gerecht werden. Durch einen
breiten Energiemix aus fossilen
Energieträgern, erneuerbaren En -
ergien und Kernenergie ist es bis-
her gelungen, eine nachhaltige
Energieversorgung in Deutsch -
land sowohl für den Bürger als
auch für die Wirtschaft sicherzu -
stellen. Nur so können die Risi -
ken einseitiger Technologie- und
Importabhängigkeiten weitge-
hend reduziert werden. 

Erneuerbare Energien

Mit Blick auf Technologieent -
wicklung, Ressourcenschonung
und vorsorgendem Klimaschutz
leisten die erneuerbaren Energi -
en einen zunehmend wichtigen
Beitrag. 1990 haben CDU und
CSU mit dem Stromeinspei -
sungsgesetz den Grundstein für
den Ausbau der erneuerbaren
Energien in Deutschland gelegt.
Die CSU-Landesgruppe bekennt
sich zu dem Ziel, den Anteil der
erneuerbaren Energien am
Strom-verbrauch in Deutschland
bis zum Jahre 2010 auf 12,5 Pro -
zent zu erhöhen. Ziel der Förde-
rung der erneuerbaren Energien
muss die Schaffung neuer Anrei -
ze zur Weiter- und Neuentwick -
lung sein und gleichzeitig diese
möglichst schnell zur Wirt -
schaftlichkeit hinzuführen. Der
Ausbau der erneuerbaren Ener -
gien muss zu volkswirtschaftlich
vertretbaren Kosten erfolgen.
Deshalb setzt sich die CSU-Lan -
desgruppe dafür ein, die Förde -
rung stärker an den Kriterien
Wirtschaftlichkeit und Effizienz
auszurichten. Statt einer einseiti -
gen Bevorzugung der Windener -
gie wollen wir die Weiterent -
wicklung der erneuerbaren Ener -

gien für die Grundlastversor-
gung, wozu zum Beispiel der
Ausbau auf der Grundlage nach-
wachsender Rohstoffe dient. 

Kernenergie leistet Beitrag
zum Klimaschutz

Die Kernenergie hat in
Deutschland heute einen Anteil
von knapp 30 Prozent an der
Stromerzeugung. Aus Gründen
der Klimavorsorge, der Versor-
gungssicherheit und der Wirt-
schaftlichkeit können wir zum
jetzigen Zeitpunkt auf die Kern-
energie nicht verzichten. Jedes
Jahr werden in Deutschland
durch die Kernenergie soviel
Kohlendioxid-Emissionen ver-
mieden wie jährlich im gesamten
Straßenverkehr ausgestoßen
werden. Würde man die Strom -
erzeugung aus der Kernenergie
mit dem heutigen Energiemix
kompensieren, würde dies zu ei-

nem zusätzlichen CO 2-Ausstoß
in Höhe von rund 150 Millionen
Tonnen pro Jahr führen. Die
CSU-Landesgruppe setzt sich
deshalb im Rahmen eines ener -
giepolitischen Gesamtkonzeptes
für eine Betriebsdauer von Kern -
kraftwerken ein, die sich an der
Gewährleistung eines hohen Si-
cherheitsniveaus jeder Anlage
ausrichtet. Wir bevorzugen im
Gegensatz zu den pauschalen
Laufzeiten des Bundesumwelt -
ministers Trittin individuelle Si -
cherheitskontrollen. Wir sind da-
von überzeugt, dass die Kernen -
ergie als Brücke in den zukünfti -
gen Energiemix mit effizienteren
und saubereren fossilen Techno -
logien sowie einem wachsenden
Anteil erneuerbarer Energien
fungieren kann. Die Frage des
Neubaus von Kernkraftwerken
stellt sich nicht.

Angesichts der begrenzten
Verfügbarkeit fossiler Brennstof -

fe, die immer noch den Großteil
unseres Energiebedarfs decken,
der immer wieder auftretenden
starken Preisschwankungen auf-
grund von politischen Instabilitä-
ten in den Öl- und Gasförderlän-
dern, der jetzt schon spürbaren
Folgen unserer Klimaverände-
rung sowie des ständig steigen-
den Weltenergieverbrauchs be-
steht Handlungsbedarf: 

Forschung stärken

Sowohl in der Entwicklung
neuer Technologien und der Er-
schließung neuer Energiequellen
als auch in der Steigerung der
technischen und wirtschaftlichen
Effizienz. Darin liegt nicht nur
der Schlüssel zur Sicherung einer
leistungsfähigen und umweltge-
rechten Energieversorgung im ei-
genen Land. Darin besteht viel-
mehr auch der entscheidende Bei-
trag, den wir als hoch entwickel-
tes Industrieland zur Lösung der
globalen ökonomischen und öko-
logischen Energieproblematik
leisten können und müssen.       r

Wachstumspotenziale ...

fen sollten.
In zwei Podiumsdiskussionen,

an denen unter anderem Franz
Götz, Domvikar, Bistum Augs -
burg, Prof. Dr. Frieder Harz,
Evangelische Fachhochschule
Nürnberg, Martina Kobriger,
Präsidentin des Bayerischen Ju-
gendrings, Cordula Henk, Re-
dakteurin, die Bayerische Staats-
ministerin für Arbeit und Sozial-
ordnung, Christa Stewens, der
Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, Peter Ru-
henstroth-Bauer, Hubertus Räde,
stellvertretender Hauptge-
schäftsführer der Vereinigung
der Bayerischen Wirtschaft und
Würzburgs Oberbürgermeisterin
Dr. Pia Beckmann teilnahmen,
wurden Lösungsansätze disku-
tiert, wie das Klima in Deutsch-
land geändert werden kann, da-
mit Kinderhaben wieder ein
höheres Sozialprestige be-
kommt. Neben der Forderung,
Netzwerke zu bilden wurde u. a.
vorgeschlagen, das Ehegatten-
splitting durch ein Familiensplit-
ting zu ersetzen, stärker als bis-
lang über ein Familienwahlrecht
nachzudenken sowie eine Fami-
lienverträglichkeitsprüfung ein-
zuführen.

Christian Ude, OB der Stadt
München und erster stellvertre-
tender Vorsitzender des Bayeri-
schen Städtetags, machte in sei-
nem Schlusswort deutlich, dass
Kinderreichtum zunächst ein
Armutsrisiko darstelle. Kinder-
losigkeit sei oftmals die Folge
wahrgenommener Ausbildungs-
und Erwerbschancen sowie at-
traktiver Kulturangebote. Kin-
der zu haben, bringe gerade
mittlere Einkommensgruppen
in arge Bedrängnis. 

Die in Deutschland vorherr-
schende „ewige Jammerei“ sei
sicherlich kein gesellschaftli-
ches Klima, in dem ein Kinder-
wunsch reife. Ude betonte über-
dies, dass er es leid sei, sich von
diversen Bundespolitikern ko-
stenlose Kindergartenplätze in
Aussicht stellen zu lassen, „wo
die Finanzierung noch nicht mal
am Horizont zu sehen ist“. Hier
handle es sich einmal mehr um
„Versprechungsorgien vor Bun-

Städte ohne Kinder ...

Erwartungen der Städte 
an eine neue Bundesregierung
Mit Blick auf die aller Voraussicht nach zu erwartende Neu -

wahl des Bundestags hat der  Vorstand des Bayerischen Städte -
tags seine Erwartungen an eine neue Bundesregierung  vorgelegt.
Danach fordert die Städtevertretung, dass die Gewerbesteuer er -
halten bleibt, die Verantwortung für Hartz IV nicht auf die Kom-
munen verlagert wird und die Städte bei den Sozialausgaben ent -
lastet werden.

Der Städtetag begrüßt, dass sich sowohl die SPD als auch die
CDU/CSU in ihren Wahlprogrammen für den Fortbestand der
Gewerbesteuer ausgesprochen und die Grünen sogar ausdrück -
lich den vom Städtetag favorisierten Umbau der Gewerbesteuer
zu einer kommunalen Betriebssteuer beschlossen haben. Scharf
kritisiert wurden dagegen von den Kommunalpolitikern die FDP
und die Wirtschaftsverbände, die die Gewerbesteuer abschaffen
wollen. Die Gewerbesteuer sei nach wie vor die wichtigste Ein -
nahmequelle für Städte und Gemeinden. 

Gewarnt hat der Städtetagsvorstand davor, die Arbeitslosigkeit
zu kommunalisieren, weil die Konstruktion der Arbeitsgemein -
schaften und die Technik nicht auf Anhieb funktioniert haben.
Diese schwierige gesamtgesellschaftliche Aufgabe könne nur ge -
meinsam in der Zusammenarbeit zwischen Bundesagentur für
Arbeit und den Kommunen geleistet werden. Die Städte und Ge -
meinden lehnen die kommunale Zuständigkeit für Hartz IV nicht
nur aus finanziellen Gründen ab. Sie sehen sich nicht in der Lage,
das bundesweite Arbeitsmarktproblem zu lösen. Darüber hinaus
können die Städte im Gegensatz zu den Arbeitsagenturen die Ar-
beitslosen nur innerhalb ihrer Mauern vermitteln. 

Das eigentliche Ziel von Hartz IV, Langzeitarbeitslose besser
zu vermitteln, steht ein halbes Jahr nach Inkrafttreten der Reform
immer noch hauptsächlich auf dem Papier. Die akuten Probleme
von Hartz IV liegen in der von Anfang an bestehenden personel -
len Unterbesetzung und in den erheblichen Mängeln des zentra -
len EDV-Programms A2LL. Große Sorgen bereitet den Kom-
munalpolitikern die nach wie vor überproportional steigenden
Ausgaben im Sozialbereich. Weit über drei Milliarden EUR jähr-
lich müssen die bayerischen Kommunen für die verschiedenen
sozialen Leistungen ausgeben. 

Der Vorstand des Bayerischen Städtetags bedauert, dass der
Deutsche Bundestag die Chance vertan hat, die Kommunen in
der Sozial- und in der Jugendhilfe jährlich um eine halbe Milliar -
de EUR zu entlasten, in dem er das Gesetz zur Entlastung der
Kommunen im sozialen Bereich (KEG) abgelehnt hat. Damit
wäre nach Auffassung des Städtetags kein „Sozialstaat nach Kas-
senlage“ eingeführt worden. Das KEG hätte nur überzogene Lei -
stungen auf ein gerechtes Maß zurückgestutzt. DK
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Reizthema Feinstaub? - 
Vieles spricht für Erdgas

Saubere Luft ist seit Januar 2005 einklagbar

(Weilheim). Mit Jahresbeginn 2005 sind EU-weit strenge Luft-
qualitätsziele in Kraft getreten. Sie legen Grenzwerte für den
Ausstoß von Feinstaub und Stickoxiden fest. Vor allem die Ab -
gase von Dieselfahrzeugen haben daran erheblichen Anteil.
Dies stellt zahlreiche Städte und Ballungsgebiete in Deutsch-
land vor Probleme, da sie meist die neuen Grenzwerte nicht
einhalten können. Verkehrsbeschränkungen können nach Ex-
pertenmeinung die drastische Folge sein. 

Wer sich für den Treibstoff
Erdgas entscheidet, kann den
geplanten einschneidenden Maß-
nahmen wie beispielsweise ei -
nem Fahrverbot entgehen. Denn
Erdgasfahrzeuge emittieren kei -
ne Rußpartikel. Auch der Aus-
stoß von Kohlenmonoxid, Koh -
lendioxid und Schwefeldioxid
wird deutlich reduziert. Und
wer heute auf Erdgasfahrzeuge
setzt, ist auch bereits für die
nächste Stufe der Luftqualitäts-
ziele gewappnet, denn sie halten

bereits die ab 2010 gültigen
strengen Grenzwerte für Sticko-
xide ein. Erdgas ist aber nicht
nur eine umweltschonendere,
sondern zudem eine wirtschaft-
liche Kraftstoffalternative. Im
Rahmen der ökologischen Steu-
erreform ist Erdgas als Kraft-
stoff bis 2020 mineralölsteuer -
begünstigt. In diesem Zusam-
menhang äußerte sich auch
Landrat Luitpold Braun zu
den Bedingungen im Landkreis
Weilheim Schongau.

Alle wissen, dass Feinstaub
aus zahlreichen Quellen im
Straßenverkehr stammt. Bis-
her sind nur die großen Städ-
te wie München, Augsburg
etc. betroffen. Wie sieht es in
Ihrer Kommune hierzu aus,

Ab Januar 2005 kann nicht
mehr einfach abgewartet wer-
den, bis sich die winzig-feinen
Teilchen nach einer Inversi-
onswetterlage oder einem
heißen trockenen Sommer
wieder verziehen. Es wird be-
fürchtet, dass im Jahr nach
der Einführung der verbind-
lichen Regelung in 70 bis 120
Kommunen der zulässige Ta-
gesmittelwert für Feinstäube
überschritten wird. Zum Schutz
Ihrer Bürger müssen betrof -
fene Städte und Gemeinden
dann konkrete Maßnahmen-
pläne vorlegen, um die Schad -
stoffwerte in den Belastungs -
zonen rasch und dauerhaft
abzusenken. Was ist in Ihrer
Kommune hierzu geplant?

Landrat Braun: Im Gegen-
satz zu den Städten und Gemein-
den sind die Landkreise davon
nicht direkt betroffen. Wir wol-
len aber noch in diesem Jahr 
ein weiteres erdgasbetriebenes
Dienstfahrzeug beschaffen.

Eingriffsmöglichkeiten er-
geben sich insbesondere beim
Straßenverkehr, der ein Drit-
tel des lokalen Verschmut -
zungsbeitrags und die gefähr-
lichsten Partikel liefert. Wo
setzen Sie als erstes an?

Landrat Braun: Im Ver-
gleich zu den Städten und Ge-
meinden sind die Möglichkeiten

ist das für Sie derzeit bzw.
zukünftig ein Thema? 

Landrat Braun: Wie sich die
Situation bei uns künftig dar-
stellen wird, kann ich im Augen -
blick nicht sagen. Derzeit gibt
es für den Landkreis Weilheim-
Schongau aber keine aktuellen
Informationen darüber, dass es
Grenzwertüberschreitungen ge -
ben würde.

der Landkreise sehr einge -
schränkt. Als Beitrag zur Redu-
zierung von Emissionen und
damit auch des Feinstaubs sind
beim Landratsamt bereits erd-
gasbetriebene Dienstfahrzeuge
im Einsatz. Eines davon ist
mein Dienstwagen. Außerdem
wurde vom Landkreis im Rah-
men des ÖPNV der Bau einer
Erdgastankstelle bezuschusst,
die 2003 in Betrieb genommen
wurde, ein Gemeinschaftspro-
jekt der Firmen Erdgas Süd-
bayern GmbH (ESB) und RVO
Regionalverkehr Oberbayern
GmbH. Im Gegenzug dazu hat
sich die RVO, das regionale
Busunternehmen, bereit erklärt,
ihren Fuhrpark schrittweise auf
Erdgasfahrzeuge umzustellen.
Seit April 2003 werden die die -
selbetriebenen Busse sukzessi -
ve ersetzt. Ein wesentlicher
Schritt, nicht nur im Zusam-
menhang mit Feinstaub, wie ich
meine.

Sie haben in Ihrem Land-
kreis Erdgasbusse im ÖPNV
eingesetzt. Gibt es eine direk-
te Resonanz von seiten der
Bürger an Sie, gerade auch in
Bezug auf die derzeitig ge -
führte Feinstaub-Debatte?

Landrat Braun: Ja, Bürger
haben mir gegenüber die Ein -
führung der erdgasbetriebenen
Busse gelobt.

Wie sieht die Planung hier-
zu aus? Werden weitere Erd-
gasbusse angeschafft?

Landrat Braun: Wie bereits
erwähnt, wird die RVO ihren
Fahrzeugbestand weiter auf
Erdgasbetrieb umstellen. Im
Dezember 2004 wurden sechs
moderne erdgasbetriebene Nie-
derflurbusse an die RVO Nie-
derlassung in Weilheim ausge-
liefert. Im Herbst diesen Jahres
werden fünf weitere Busse der
neuesten Generation in der
Weilheimer Niederlassung er-
wartet. Somit ist bereits über die
Hälfte der RVO-Flotte auf Erd-
gas umgestellt. Zwischenzeitlich
fahren bei uns im Landkreis
Weilheim-Schongau bereits 20
Erdgasbusse.

Der Energieversorger Erdgas
Südbayern GmbH (ESB) hat
sich schon seit längerer Zeit
für den Ausbau ihrer Erdgas-
Fahrzeugflotte entschieden.
„Es ist für uns selbstverständ-
lich, diese Fahrzeuge einzuset-
zen. Zusammen mit unseren
Mitarbeitern sind wir froh, mit
der innovativen Technik eine
Vorreiterrolle in puncto Ver -
besserung der Luftqualität in
unseren süd-bayerischen Lan-
den einzunehmen“, so Werner
Bähre, Geschäftsführer der
ESB. r

„Erdgas ist im 
Vergleich preisgünstig“
Bayerngas wehrt sich gegen Vorwurf der Abzockerei
Bundeskartellamt kritisiert langfristige Verträge mit

Kommunen

In den nächsten Jahren werden die Verbraucherpreise für Erd-
gas kaum zurückgehen, eher wohl weiter steigen. Als Grund
nannte Ulrich Mössner, Geschäftsführer der Bayerngas GmbH,
München, der größten konzernunabhängigen, kommunalen Be-
schaffungsgesellschaft, die weltweit unablässig weiter steigende
Nachfrage nach Energie und damit auch nach Erdgas sowie die
Tatsache, dass die Produktionskapazitäten mit 98 Prozent Aus-
lastung an ihre Grenzen stoßen und kurzfristig nicht erweitert
werden können. Die angespannte Lage auf den Energiemärkten
werde im Inland verschärft durch Bestrebungen des Bundes-
kartellamtes, in den Beziehungen zwischen Gasversorgern wie
Bayerngas und ihren Abnehmerkunden nur kurzfristige Ver-
träge über allenfalls zwei Jahre zuzulassen.

Mössner hält die Haltung des
Kartellamtes für „absolut töd-
lich“, denn auf der Beschaf -
fungsseite sind weltweit langfri -
stige Verträge von 20 bis 30
Jahren üblich, was erheblich zur
Versorgungssicherheit beitrage.
Solche langfristigen Verträge
könne man als Bezieher aber
kaum abschließen, wenn man
bei der Verteilung nicht auch
langfristig disponieren könne.
Das Amt, so Mössner in der Bi -
lanzpressekonferenz, sollte dif -
ferenzieren, wo und wie es ein -
greife, und nicht mit den Rasen -
mäher arbeiten. Es müsse auf
die Fristigkeiten bei Beschaf -
fung und Abgabe Rücksicht
nehmen. Demnächst, so der Ge -
schäftsführer, werde es zu Ge -
sprächen zwischen den Gasge -
sellschaften und dem Kartell -
amt kommen.

Fristigkeiten bei 
Beschaffung und Abgabe

Auf der anderen Seite sind von
dem Fristigkeitsproblem zahlrei -
che Kommunen betroffen, denn
zu den Kunden zählen mit rund
47 Prozent Städte wie München,
Augsburg, Regenburg, Ingol -
stadt, Landshut und neuerdings
auch Ulm/ Neu-Ulm, die alle zu -
gleich Gesellschafter sind, mit
40 Prozent Regionalverteiler wie
Erdgas Schwaben und Erdgas
Südbayern, die zahlreiche klei -
nere Gemeinden versorgen, aber
auch Industriekunden mit 16,5
Prozent. 2,3 Prozent des Gasab -
satzes gehen in den Export, vor
allem nach Tirol, dessen Tigas-
Erdgas Tirol GmbH jetzt auch
zu den Gesellschaftern gehört.
Mössner hofft, über Kooperatio -
nen weitere Kommunen an die
Bayerngas binden zu können.
Man strebe keine Fusionen an,
„denn wir sind kein Konzern“.
Der Gesellschafterkreis, aus dem
vor zwei Jahren E.ON/Ruhrgas
nach Kartellamtsauflagen ausge -
schieden sind, soll nicht mehr
nennenswert er weitert werden. 

Im vergangenen Jahr wurde
mit 64,8 (Vorjahr: 62,5) Mrd. Ki-
lowattstunden (kWh) ein Absatz-
rekord erzielt. 86 Prozent des ab-
gesetzten Gases wurden von
Ruhrgas bezogen, 10 Prozent
von Wingas und 4 Prozent von
sonstigen Händlern. Künftig will
man die Beschaffung von Erdgas
weiter diversifizieren. 2005 soll
die Zahl der Gaslieferanten mehr
als verdoppelt werden. Einzelhei-
ten hierzu wolle Mössner noch
nicht mitteilen. Im Oktober soll
das neue Portfolio fertig sein. Die
Tochter actogas betreibt mittler-
weile erfolgreich Handel, Be-
schaffung kurzfristiger Mengen
sowie Preisabsicherungen, die
ETM organisiert europaweit die
Durchleitung von Erdgas für
Bayerngas, aber künftig auch für
Dritte. 

Vor Versorgungskrise

Die Suche nach neuen Liefe-
ranten ist nötig, denn, so Möss-
ner, „wir stehen vor einer 
Versorgungskrise“. Die Ener -
gienachfrage sei weltweit mit
4,3 Prozent so stark wie seit 20
Jahren nicht mehr gestiegen.
Vor allem Entwicklungs- und
Schwellenländer wie China, In-
dien und Brasilien drängten auf
den Markt. Welche Ausmaße
das haben werde, zeige die Tat-
sache, das Indien und China
heute erst zehn Prozent des
Rohöl-Pro-Kopf-Verbrauchs
der USA aufwiesen, aber vehe-
ment den Lebensstandard Nord-
amerikas anpeilten.

Der Primärenergiebedarf der
Welt wird nach einer Progno-
se der Internationalen Ener -
gieagentur (IEA) von 2002 bis
2030 um 59 Prozent auf 16,487
Mio. t Erdöl ansteigen, derjeni-
ge von China aber z.B. um 104
Prozent auf 2,539 Mio. t Erdöl.
Allein Chinas Verbrauch wird
sich also mehr als verdoppeln.

Angesichts dieser Aussichten
wäre es dringend notwendig,
neue Reserven zu erschließen

und neue Leitungen zu bauen,
was mindestens vier bis fünf
Jahre dauert und viele Milliar -
den Euro an Investitionen erfor-
dert. Große Gasvorkommen
gibt es am Kaspischen Meer
und im Iran. Dazu Mössner,
auch mit Blick auf das Bundes-
kartellamt: „Die nötigen Inve -
stitionen lassen sich nicht ohne
langfristige Verträge auf der Be -
zug- und der Absatzseite auf-
bringen.“ Sie seien aber drin -
gend nötig, weil zum Beispiel
die Vorkommen in Großbritan -
nien und den Niederladen all -
mählich zu Ende gehen und
Russland seinen Gasexport zu -
nehmend nach China orientiert.
Um für die Zukunft gerüstet zu
sein, wird die Kapazität des ei -
genen Erdgasspeichers vor den
Toren Münchens durch Druck er -
höhung erweitert und die Akti -
vierung eines zusätzlichen Spei -
chers im Umkreis von München
erwogen. Außerdem wurde die
alte Ölleitung CEL von Genua
nach Ingolstadt zusammen mit
Ruhrgas gekauft, gereinigt und
für den Gastransport fit ge -
macht.

Ungerechtfertigte Kritik

Angesichts der geschilderten
Engpässe hält man bei Bayern-
gas die Kritik an den Gasprei sen
für nicht gerechtfertigt. Die

Haushaltspreise seien im Ver-
gleich noch immer relativ gün-
stig. So sei von Januar 2004 bis
März 2005 Brent-Rohöl um 61
Prozent teurer geworden, leichtes
Heizöl um 44, Kohle um 40, Die-
sel um 25 Prozent, Haushalts-
Erdgas aber „nur“ um 15 Pro-
zent. Im April 2005 hätten die
Gaspreise für Haushaltskunden
(inkl. Steuern) in Deutschland
leicht unter dem europäischen
Durchschnitt gelegen und für In-
dustriekunden sogar deutlich un-
ter dem Durchschnitt. Mössner:
„Große Gaskunden müssen
wirklich nicht auswandern.“

Preisbildung

Bei der Preisbildung zu
berücksichtigen sei, dass in
Deutschland der - am CO2-Aus -
stoß gemessen - umweltfreund-
lichste Energieträger Erdgas mit
0,70 Cent je kWh am höchsten
besteuert wird. Steinkohle und
Braunkohle werden gar nicht be-
steuert, leichtes Heizöl mit 0,56
Cent und schweres Heizöl mit
0,20 Cent. Mössner. „Je umwelt-
freundlicher die Energie, desto
höher die Besteuerung bei uns.“

Nachdem die Haushalts-Gas-
preise meistens zum 1. Juli oder
1. August erhöht worden sind,
sieht Mössner „die Zeit der deut-
lichen Preiserhöhungen kurz-
fristig vorbei“. Aber mittel- und

langfristig sei mit einem deutli -
chen Anstieg aller Energieprei -
se zu rechnen. Bei Bayerngas
verteidigt man die seit 35 Jah-
ren bestehende Bindung des
Gaspreises an den Ölpreis.
Durch diese sogenannte Öl-
preisbindung würden Preisspit -
zen abgefangen, wettbewerbs-
fähige Preise besonders gegen-
über Öl gewährleistet und lang -
fristige Beschaffungsverträge
zur Versorgungssicherheit er -
möglicht. Außerdem biete die
Ölpreisbindung Schutz gegen
oligopolistischen Preisdruck.
„Wenn man alle Fakten berück -
sichtigt, kann niemand sagen,
die Gasversorger hätten ihre
Kunden durch willkürliche
Preiserhöhungen abgezockt.“

Geringere Umsatzerlöse

Diese Ansicht wird unterstri -
chen durch die Tatsache, dass
2004 trotz des Rekordabsatzes
die Umsatzerlöse wegen des zu -
nehmenden Wettbewerbs und
der zwischenzeitlichen Ölpreis-
entwicklung leicht um 0,7 Pro-
zent auf 1,307 Mrd. Euro zu-
rückgegangen sind. Das Ergeb -
nis (vor Steuern) von 31,1
(31,6) Mio. Euro sei nicht über -
wältigend, so der Geschäftsfüh -
rer, aber zufriedenstellend. Im
laufenden Jahr ist bisher der
Gasabsatz um 7 Prozent gestie -

gen. Mit einem insgesamt zu-
friedenstellenden Gewinn sei zu
rechnen.

Sorgen bereiten der Branche
mit ihren 700 Gasversorgern die
Maßnahmen, die im Rahmen
der Liberalisierung des Gas-
marktes getroffen wurden. Möss-
ner: „Es kommt nicht nur ein
Regulierer, sondern im Rahmen
des neuen Energiewirtschafts-
gesetztes (EnWG) ein Wust von
Bürokratie und damit eine Flut
von Kosten auf uns zu. Für alle
damit verbundenen Probleme
zeichnen sich noch längst keine
Lösungen ab.

Erdgas genießt bis 2020
Steuervorteile

Das kleine Geschäft mit Erd-
gas als Autotreibstoff wächst
langsam. In Deutschland gibt 
es derzeit etwa 600, in Bayern
70 Erdgastankstellen. Pro Wo-
che kommen zwei bis drei dazu.
Bis 2007 sollen es in Deutsch-
land 1000 und in Bayern 160
bis 200 werden. Erdgas ist als
Treibstoff gegenüber Diesel um
etwa 30 Prozent, gegenüber
Benzin um etwa 60 Prozent bil-
liger. Außerdem genießt es bis
2020 Steuervorteile. Ein mit
Erdgas betriebenes Auto ist an-
dererseits um 2500 bis 3000 Eu-
ro teurer als herkömmliche Ver-
gleichsfahrzeuge. dhg.
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Bayern das ...
(Fortsetzung von Seite 3)
Herausgehoben wurde, dass
Wasserkraft eine „rundum sau -
bere Energie“ sei. Deren Nut -
zung bedeute angewandten Um-
weltschutz. In Deutschland
könnten fünf Prozent des gesam-
ten Strombedarfes aus Wasser -
kraft gedeckt werden.

Aufmerksam gemacht wurde
auf die hohen Investitionen zum
Hochwasserschutz, mit rund 180
laufenden Kilometern Dämmen
und Deichen bei den BEW und
ca. 1200 Kilometern Dämmen
und Deichen bei E.ON-Wasser -
kraft.

Biber bereiten Sorgen

Die Gefährdung der öffentli -
chen Sicherheit durch die stark
zugenommenen Biber-Bestände
brachte Dr. Karl Heil zur Diskus-
sion. Die Kostenbelastungen für
die Kraftwerk-Betreiber seien
alarmierend geworden (siehe
„Bayerische Gemeindezeitung“
vom 23. Juni 2005: „Biber wird
zur Gefahr für Öffentliche Si-
cherheit“. -jdt-

Erneuerbare Energien bieten 
Einkommensalternativen

Bei den BayWa-Agrartagen in Hohenkammer wurden neue Geschäftsfelder vorgestellt

Hohenkammer. Unter dem Motto „Die Märkte der Zukunft“
präsentierte die BayWa AG bei den Agrartagen in Hohenkam -
mer die neuesten Entwicklungen im Bereich erneuerbare Ener-
gien und nachwachsende Rohstoffe. Wie Agrarvorstand Ralf
Trager vor der Presse erklärte, erfahren zur Zeit erneuerbare
und nachwachsende  Energien eine starke, gesellschaftliche und
politische Unterstützung auf EU- und nationaler Ebene. Die
Landwirtschaft könne davon profitieren und in Zeiten einer
strukturellen Überschusssituation von Agrarerzeugnissen neue
Geschäftsfelder eröffnen. 

Der Anbau von nachwachsen-
den Rohstoffen in Form von
Raps für sog. „Biodiesel“, Etha-
nolweizen für „Bioethanol“ oder
Energiepflanzen für „Biogasan-
lagen“ könnte den Landwirten
neue Einkommensalternativen
bieten. Dass hierbei das Adjektiv
„Bio“ nicht gleichzusetzen sei
mit dem „Bio“-Qualitätsmerk-
mal bei Lebensmitteln erläuterte
Trager auf Anfrage. Zudem be-
dauerte er, dass große Mengen
Palmöl importiert und steuerlich
subventioniert würden um Fehl-
mengen auszugleichen. 

Die Produktionskapazitäten
für Biodiesel von derzeit 1,2
Millionen Tonnen werden laut

Trager 2006 auf 1,9 Millionen
Tonnen anwachsen. Schon heute
würden rund 65 Prozent der
deutschen Rapsernte für diesen
nachwachsenden Kraftstoff ver -
arbeitet. Die BayWa sei einer der
bedeutenden Partner der Wirt -
schaft , von der Rohstoffbeschaf -
fung bis zum Vertrieb von Bio-
diesel. Zur Zeit gebe es 60
BayWa-Tankstellen mit Biodie-
sel-Abgabestellen. 26 Anlagen
in der Bundesrepublik produzie-
ren rund 1,2 Millionen Tonnen
Biodiesel. 

Kraftstoffe auf Pflanzenbasis

Ein weiterer Kraftstoff auf
Pflanzenbasis ist Bioethanol als
Beimischung zu Ottokraftstof-
fen. Ein mit Bioethanol betriebe-

ner PKW wurde in Hohenkam-
mer vorgestellt. Als erster Auto-
mobilhersteller wird Ford ab
Mitte August diese innovative
und umweltfreundliche Antriebs-
technologie in Deutschland an-
bieten. Die beiden Fahrzeugty-
pen können sowohl Superbenzin
als auch Bio-Ethanol, oder jede
beliebige Benzin-Ethanolmi-
schung tanken. Der hauptsächli-
che Umweltvorteil der Ford-Et-
hanol-Fahrzeuge liegt in der Ver-
ringerung der C0 2-Emissionen.
Diese Technologie ist daher um -
weltfreundlich, kostengünstig
und hat sich in der Praxis bereits
bestens bewährt. Die Bundesre-
gierung hat sämtliche „Bio“-
Kraftstoffe, darunter auch Bio-
Ethanol als direkten Kraftstoff-
zusatz von der Mineralölsteuer
befreit und zwar zunächst bis
Ende 2009. Drei Produktionsan-
lagen mit einer Gesamtkapazität
von gut einer halben Million
Tonnen Bioethanol sind vor der
Inbetriebnahme. Dafür würden
1,6 Millionen Tonnen Getreide
verarbeitet. Das bedeutet einen
Flächenbedarf von 230.000
Hektar. 

Schließlich ging der BayWa-
Vorstand noch auf die Produk-
tion von Biogas ein. Für die
Bundesrepublik werde die An-
zahl der von Landwirten betrie-
benen Biogas-Anlagen bis Ende
2005 auf 4.000 geschätzt. Die
BayWa engagiere sich sowohl
im Anlagenbau als auch bei der
Rohstoffbeschaffung. 

Gute Ernte erwartet

Für dieses Jahr erwartet die
BayWa AG gute Aufwuchsbe-
dingungen für Getreide und eine
erneut große Ernte. Ludwig
Höchstetter, der Leiter landwirt-
schaftliche Erzeugnisse, rechnet
nach der letztjährigen Re-
kordernte von acht Millionen
Tonnen heuer mit einem Ergeb-
nis von sieben Millionen Ton-
nen. Der BayWa-Konzern habe
im abgelaufenen Wirtschaftsjahr
gut vier Millionen Tonnen Ge-
treide und Ölsaaten gehandelt
und erwarte ein ähnliches Volu-
men für das neue Wirtschafts-
jahr. Im ersten Halbjahr 2005 ha-
be der Konzern rund 600.000
Tonnen mehr abgesetzt als zur
gleichen Zeit des Vorjahres. Der
Exportanteil betrage derzeit 25
Prozent. escho

Drei neue Erdgas-Taxis:

Frische Luft in Nördlingen
Drei nagelneue Erdgasfahrzeuge übergab kürzlich Albert
Schweizer vom Autohaus Schweizer an den Taxi-Unternehmer
Harald Roßberger. Helmut Kaumeier von erdgas schwaben
überreichte bei der Gelegenheit einen Tankgutschein über ins-
gesamt 3.000 Kilogramm Erdgas, damit kommen die Taxis ins-
gesamt rund 50.000 Kilometer weit. 

Harald Roßberger hat die
günstige Gelegenheit beim
Schopf gepackt und Ende 2004
drei Erdgasfahrzeuge bestellt.
Schon seit es die ersten Erdgas-
fahrzeuge gibt, hat sich der fin -
dige Unternehmer überlegt,
selbst auf Erdgas umzusteigen.
„Die Technik und die Modell -
palette haben sich in den letzten
Jahren sehr gut entwickelt. Jetzt
ist es wirklich einfach, umwelt -
bewusstes und wirtschaftliches
Handeln unter einen Hut zu
bringen“, sagt der 40-jährige
Nördlinger. 

Wettbewerbsfähigkeit
verbessert

Die Entwicklung der Sprit -
preise im letzten Jahr ließ den
Gedanken Taten folgen. „Sprit -
kosten sind ja kein unerhebli -
cher Faktor bei mir, meine
Wettbewerbsfähigkeit erhöhe

ich auf jeden Fall, wenn
ich auf Erdgas umsteige -
ganz abgesehen von der
guten Luft, die ich hinter-
lasse.“ 

Optimale 
Taxi-Eigenschaften

Mit dem Zafira hat Ha-
rald Roßberger einen Wa -
gen gefunden, der sich op-
timal für seinen Taxibe -
trieb eignet: „Bis zu sechs
Fahrgäste kann ich mit -
nehmen. Ein Vorteil gera-
de nachts, wenn sich meh -
rere zusammen ein Taxi
nehmen. Das Autohaus
Schweizer hatte im Herbst
einen Zafira CNG als Vor-
führwagen da. Den habe
ich einen Tag lang getestet.
Ich bin mit dem Erdgasau-
to in der Stadt und über
Land gefahren und habe

einfach mal ausprobiert, wie es
sich mit Erdgas fährt, auch
schon mal ordentlich Gas gege -
ben, um zu schauen, ob er
tatsächlich so gut beschleunigt.

Anfang Juni wurden an den Taxi-Unternehmer Harald Roßberger
drei neue Erdgasfahrzeuge Opel Zafira übergeben. rr

Jetzt kann ich sagen: der zieht
mindestens genauso gut ab wie
mein Diesel.“ Und Erdgasfahr-
zeuge kennen kein Feinstaub-
Problem. Deshalb empfehlen
nicht nur ADAC und VCD das
Umsteigen auf Erdgas: Auch
das Bundesumweltministerium
setzt mit einem großen Teil sei-
ner Dienstfahrzeugflotte auf
Erdgas als Kraftstoff. r

Beratungsgespräche bei erdgas schwaben:

15 Prozent mehr Nachfrage
bei Erdgasfahrzeugen

„Im Moment wollen sich viele ein neues Auto zulegen. Wir
merken: der Trend zum Erdgasfahrzeug geht bei Feinstaub-
Diskussion und steigenden Spritpreisen weiter nach oben.
Um etwa 15 Prozent ist die Nachfrage gestiegen“, so Bernd
Hieger, Energieberater von erdgas schwaben, der gemein -
sam mit Birgit Maria Wöber von der Münchner Beratungs -
firma „gibgas“ kürzlich in Donauwörth mehr als 100 Bera-
tungsgespräche führte.

Erdgas, das ist vielen klar, ist eine clevere und saubere Alter -
native zu konventionellen Fahrzeugbrennstoffen. Technisch
ausgereifte Erdgasfahrzeuge bieten inzwischen die meisten Au-
tomobilhersteller an. Meist sind die Modelle bivalent, das
heißt, sie können sowohl mit Benzin als auch mit Erdgas be-
trieben werden. „Sie merken gar nicht, ob Sie gerade mit Ben-
zin oder Erdgas fahren“, so Frau Wöber. „Denn Sie können mit
einem Schalter während der Fahrt problemlos zwischen Erdgas
und Benzin hin- und herschalten.“

50 Prozent weniger Spritkosten

Trotzdem fahren Erdgas-Fahrer eigentlich nie mit Benzin.
Denn mit Erdgas sparen sie bis zu 50 % Spritkosten. Dass man
damit auch noch etwas für den aktiven Klimaschutz tut, ist für
die meisten der zweite Grund für ein Erdgasfahrzeug. Erdgas-
fahrzeuge kennen kein Feinstaub-Problem und halten auch
strenge Abgasnormen spielend ein. „Warum noch 20 Jahre auf
ein Wasserstoff-Fahrzeug warten, wenn man schon heute
gleichzeitig umweltbewusst handeln und wirtschaftlich Auto
fahren kann?“, fragt Manfred Köhler, seit Jahren überzeugter
Erdgas-Fan. r

Bundesweiter Wettbewerb „Energiesparkommune“:

München ist Gesamtsieger
Nürnberg auf einem hervorragenden dritten Platz

In einer Auszeichnungsfeier in der Vertretung des Landes
Rheinland-Pfalz in Berlin haben Bundesumweltminister Jürgen
Trittin sowie Professor Dr. Harald Kächele, Bundesvorsitzender
der Deutschen Umwelthilfe (DUH, Radolfzell), die bayerische
Landeshauptstadt zur „Bundeshauptstadt im Energiesparen“
gekürt. München ist aus dem Wettbewerb „Energiesparkom-
mune“ im Jahr 2005 als Gesamtsiegerin hervorgegangen, zu
dem die DUH im Januar dieses Jahres unter der Schirmherr-
schaft des Bundesumweltministers aufgerufen hatte. Den ersten
Platz belegte die Landeshauptstadt darüber hinaus auch in der
Kategorie für „Städte über 100.000 Einwohner“ sowie im direk-
ten Vergleich der bayerischen Kommunen.

Münchens Umweltreferent Jo-
achim Lorenz zufolge ist die
Auszeichnung „eine eindrucks-
volle Bestätigung für eine Kom-
munalpolitik, die sich mit Kon -
sequenz in den zurückliegenden
Jahren an den Zielen des Um-
welt- und Klimaschutzes orien -
tiert hat“. „Unsere Politik der
Schonung begrenzter Energier -
essourcen hat nicht nur zu einer
Entlastung von Umwelt und Kli -
ma, sondern gleichzeitig zu einer
spürbaren Entlastung des städti -
schen Haushalts beigetragen.“

Nürnberg belegte von allen teil -
nehmenden Kommunen Rang
drei, in der Teilnehmerklasse

über 100.000 Einwohner eben-
falls Rang drei und in Bayern
Rang zwei. Besonders hervorge-
hoben wurden die trotz geringer
Mittel- und Personalausstattung
mit viel Kreativität und Konzen-
tration der vorhandenen Res-
sourcen zustande gebrachten
Leistungen. 

Verhaltensbedingte 
Anreizmodelle

Großes Lob erhielten Nürn-
bergs Engagement für verhal-
tensbedingte Anreizmodelle,
insbesondere die Teilnahme der
Nürnberger Schulen, Kinder -

gärten und Kindertagesstätten
an KEiM (Keep energy in
Mind), die Stromsparerfolge
bei der Straßenbeleuchtung, die
vorbildliche energetische Sa -
nierung des Stadtquartiers St.
Johannis durch die städtische
Wohnungsbaugesellschaft wbg
auf Niedrigenergiehausstan -
dard, das CO2- Minderungspro-
gramm und die Altbautage Mit -
telfranken. 

Ideensammlung 
wird veröffentlicht

Der diesjährige Wettbewerb
„Energiesparkommune“ der
Deutschen Umwelthilfe sammelt
nun die vielen positiven, kom-
munalen Ansätze zur Reduzie -
rung des Energieverbrauchs bzw.
zum effizienten Einsatz von En -
ergie und macht sie auch über
die Grenzen Deutschlands hin -
aus bekannt. 77 Städte und Ge -
meinden aus ganz Deutschland
hatten sich am Wettbewerb  „En -
ergiesparkommune“ im Jahr
2005 beteiligt.                          DK
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E.ON investiert kräftig 
Zwei neue Kraftwerke / Gaspreise steigen weiter / Strompreise einstweilen stabil

Der E.ON-Konzern, größter deutscher Stromversorger, in dem
Veba und Bayernwerk aufgegangen sind, steht vor großen In-
vestitionen. Bis zum Jahr 2007 will die in München beheimatete
Tochter E.ON Energie AG 6,8 Mrd. € ausgeben, vor allem für
den Erhalt und den Ausbau der Energie-Infrastruktur. Ein er-
heblicher Teil dieser Mittel wird in Bayern investiert, wo unter
anderem zwei Kraftwerke gebaut werden. Diese Investitionen
werden unabhängig davon getätigt, ob die nächste Bundesregie-
rung die Laufzeit der Kernkraftwerke verlängert oder nicht,
sagte Johannes Teyssen, Vorstandsvorsitzender der E.ON Ener-
gie AG, vor der Presse. Bei gleicher Gelegenheit kündigte er eine
Erhöhung der Gaspreise an. Dagegen dürften in diesem Jahr die
Strompreise nicht weiter steigen.

Nach Teyssens Darstellung
befinden sich die Energiepreise
derzeit in einem weltweiten All -
zeithoch. Ursachen sind die stark
gestiegenen Primärenergieprei -
se, der Anstieg der CO 2-Kosten,
die Staatsquote in Deutschland
von ca. 40 Prozent und die
wachsende Nachfrage weltweit,
zum Beispiel durch die Schwel -
lenländer China und Indien. So
haben allein von Januar 2004 bis
April 2005 die Importpreise für
Erdgas um 32 Prozent und die
Ölpreise um mehr als 30 Prozent
angezogen. Die Strompreise wa -
ren 2004 und Anfang 2005 er -
höht worden. Trotz dieser Gege -
benheiten, so der Chef von E.ON
Energie, liege Deutschland bei
den Strom- und Gaspreisen we -
der vom Niveau noch von der
Preisdynamik her an der Spitze.
Die Preise der E.ON-Regional -
versorgungsunternehmen lägen
im Bundesdurchschnitt nach wie
vor im unteren Drittel.

Zukunftssicherung

Vor diesem Hintergrund ste -
hen, so Teyssen, in den nächsten
Jahren für die deutsche Energie -
wirtschaft entscheidende Wei -
chenstellungen an. Die enger
werdende Primärenergie-Verfüg -
barkeit erfordere weltweite Inve -
stitionsentscheidungen. So habe
die Internationale Energieagentur
(IEA) einen weltweiten Anstieg
des Primärenergiebedarfs um fast
60 Prozent vorausgesagt. E.ON
habe sich deshalb die Ziele „Er-
neuerung - Wachstum - Zu -
kunftssicherung“ gesetzt.

Strom und Gas

Hierzulande gehe es um die
Erneuerung und den Ausbau von
Kraftwerken und Netzen, damit
eine sichere, preisgünstige und
umweltverträgliche Energiever -
sorgung erhalten werde. Das gilt
nicht nur für die Stromversor-
gung, sondern auch für die Gas-
versorgung, die ebenfalls zum
E.ON-Geschäft gehört. Für Gas-
verfügbarkeit sorgt die Schwe -
stergesellschaft E.ON Ruhrgas.

Was die Stromversorgung be -
trifft, ist mehr als ein Drittel des
heutigen E.ON-Kraftwerkparks
im Jahr 2020 mindestens 40 Jah -
re alt. Viele konventionelle An-
lagen erreichen in absehbarer
Zeit das Ende ihrer technischen
Laufzeit. Weitere Kapazitäten
entfallen, wenn es bei der vorge -
zogenen Abschaltung der Kern-
kraftwerke bleibt. Im Netzbe -
reich führt der Ausbau der
W i n d -
energie zu Engpässen. Deshalb
müssen in Niedersachsen und
Schleswig-Holstein große Hoch -
spannungsleitungen zusätzlich
gebaut werden.

Langfristiges Konzept

Bei E.ON fordert man, dass im
traditionellen energiewirtschaft -
lichen Zieldreieck der Umwelt -
schutz nicht länger gegenüber
Wirtschaftlichkeit und Versor-
gungssicherheit einseitig bevor-
zugt wird. Teyssen: „Unabhän -
gig vom Ausgang der Bundes-
tagswahl erhoffen wir uns von
der neuen Bundesregierung ein
schlüssiges und langfristiges En -
ergiekonzept.“ E.ON begrüße
ausdrücklich die Einigung beim

Energiewirtschafts- (Regulie-
rungs-)Gesetz. Wenn man sich
auch nicht über alle Teile freue,
so habe die Gesamtentscheidung
den Weg für verschiedene Neuin-
vestitionen ausreichend frei ge-
macht.“ E.ON sichere dem neuen
Regulator und der Gesellschaft
„unsere uneingeschränkte Ko-

operationsbereitschaft“ zu. 

Zwei neue Kraftwerke

Zu den Neuinvestitionen
gehören ein Großkraftwerk auf
Gasbasis, ein Gas- und Dampf-
Kraftwerk (GuD-Kraftwerk),
mit einer Leistung von 800 MW
in Irsching bei Ingolstadt, das be-
reits vom Sommer 2008 an
Strom liefern soll. Dieses Werk
wird etwa 400 bis 450 Mio. Eu -
ro kosten. Am Ort gibt es bereits
ein Gaskraftwerk. Des weiteren
will E.ON in Irsching bis 2007
eine Gasturbinenanlage errich -
ten, die später zu einem noch in -
novativeren GuD-Kraftwerk
ausgebaut werden könnte. Im
bayerischen Irsching will der
Konzern die Gasturbinentechnik

voranbringen, weil sie effizienter
als herkömmliche Techniken sei
und den Kohlendioxid-Ausstoß
reduziere. Die Wirkungsgrade
reichten an 60 Prozent heran,
was mit Kohle nicht zu schaffen
sei. Außerdem soll bis 2011 in
Datteln im Ruhrgebiet ein 1000-
MW-Steinkohlekraftwerk ans
Netz gehen.

Wiederinbetriebnahme 

Um den Energiebedarf auf je-
den Fall decken zu können,
kann E.ON neben den geplan-
ten Neubauten kurzfristig 1.500
MW durch die Wiederinbetrieb-
nahme derzeit „eingemotteter“
Kraftwerksblöcke realisieren.
Dies könnte zum Beispiel im
bayerischen Pleinting bei Vilsh-
ofen der Fall sein. Außerdem
wären 500 MW durch Lei-
stungserhöhungen vorhandener
Anlagen zu mobilisieren.

An den vorgesehenen Investi-
tionen werde sich auch nichts

ändern, „wenn die Politik etwa
später die Laufzeitbegrenzung
für Kernkraftwerke ausweitet
oder aufhebt.“ Insofern, so Teys-
sen, sei die Argumentation, dass
längere Laufzeiten jetzt Investi -
tionen verhinderten, grund -
falsch. Im E.ON-Kraftwerkspark
ergäben sich durch einen Poli -
tikwechsel nennenswerte Verän -
derungen erst in der nächsten
Dekade. Dass man bei E.ON
dennoch die Kernenergie nicht
aus den Augen verliert, zeigt, die
Tatsache, dass der Konzern zum
Thema Reaktorsicherheit an der
Technischen Universität Mün -
chen einen Lehrstuhl finanziert,
„der ohne diese Gelder wohl
nicht mehr existieren würde. 

Erneuerbare Energien

Einen festen Platz im Ener -
giemix haben nach E.ON-Dar -
stellung mittlerweile die erneu -
erbaren Energien eingenom-
men. Der Konzern engagiere

sich aktiv für den Einsatz dieser
umweltfreundlichen Energien.
Der Mittelfristplan enthalte
hierfür mehr als 1 Mrd. Euro.
Man werde keine Entwicklung
verschlafen. Speziell bei den
Übertragungs- und Verteiler -
netzen für die Windstromein-
speisung sei man aber an die
Grenzen der Belastbarkeit ge-
stoßen. Die Netzstudie der
Deutschen Energieagentur (de-
na-Studie) vom Februar dieses
Jahres beziffere den Aufwand
für den notwendigen Netzaus-
bau in Deutschland auf rund 3
Mrd. Euro. Unterstelle man
Verkabelung, wie zuweilen ge-
fordert werde, seien sogar 12
bis 15 Mrd. Euro nötig.

Ein weiteres zukunftsträchti-
ges Geschäftsfeld sieht E.ON in
der thermischen Abfallbehand-
lung (Müllverbrennung). Auf
diesem Gebiet, das vor allem für
eine zusätzliche Reduktion der
teueren CO2-Emissionen sorgt,
hat der Konzern in Deutschland
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15 Prozent Marktanteil. Er ist an 
(Fortsetzung auf Seite 8)

(Fortsetzung von Seite 7)
weiter Akquisitionen in
Deutschland und angrenzenden
Ländern interessiert.

Das Unternehmensziel Wachs-
tum wird vor allem im Ausland
verfolgt, weil in Deutschland
kartellrechtliche Grenzen gesetzt
sind. Jüngst sind Engagements
in den Niederlanden, in Bulgari -
en und in Rumänien gelungen.
Stark vertreten ist E.ON bereits
in Ungarn, in Tschechien und in
der Slowakei. Aktivitäten gibt es
auch in der Schweiz, in Öster -
reich, den Benelux-Staaten und
Polen. Künftig soll das Strom-
und Gasgeschäft vor allem in
Zentralosteuropa weiter ausge -
baut werden, wobei es nicht nur
um die Verteilung, sondern auch
um die Stromerzeugung geht.

Positive Entwicklung

Dass E.ON Energie sich mit
all diesen Vorhaben und Plänen
nicht übernimmt, zeigt „die sehr
positive Geschäftsentwicklung“
im Jahr 2004. Der Umsatz stieg
um 8 Prozent auf 19,7 Mrd. Eu -
ro. Dabei stammt ein Drittel aus
der erstmals ganzjährigen Einbe-

ziehung der neuen tschechischen
Beteiligungen. Außerdem trugen
zur Umsatzsteigerung ein höhe-
rer Absatz und die Preissteige-
rungen bei. Die nutzbare Strom -
abgabe nahm um  5 Prozent auf
244 (Terawattstunden = TWh)
zu, der Gasabsatz schrumpfte
um 8 Prozent auf 103 TWh. All
dies brachte ein Betriebsergebnis
von 3,560 Mrd. Euro (+ 48 Pro-
zent) und ein Ergebnis der ge-
wöhnlichen Geschäftstätigkeit
von 3,950 Mrd. Euro (+ 67 Pro-
zent). Die Zahl der Mitarbeiter
nahm um ein Prozent auf
36.811 zu. Erfreulicherweise
wurde die Zahl der Ausbil-
dungs- und Praktikantenplätze
um 150 zusätzliche Stellen er-
höht. Insgesamt gibt es derzeit
2.250 Azubis und rund 250
Praktikanten. Die Ausbildungs -
quote erreicht 7 Prozent.

Und zum Schluss noch ein
Beispiel für das gesellschaftli-
che Engagement des Konzern.
In einem „ehrgeizigen Ausstel-
lungsprojekt“ wird mit E.ON-
Unterstützung vom 17. Septem-
ber 2005 bis 8. Januar 2006 im
Kunstbau des Lenbachhauses
die größte Franz-Marc-Retro-
spektive seit 1916 zu sehen
sein. 120 Leihgeber aus aller
Welt werden 240 Arbeiten bei-

E.ON investiert ...

Zum neuen Energiewirtschaftsgesetz:

Vertriebspartnertagung der
N-ERGIE in Nürnberg

Hohe Steuern belasten die Strompreise

Die diesjährige Vertriebspartnertagung der N-ERGIE in Nürn-
berg, stand ganz im Zeichen des neuen Energiewirtschaftsgeset-
zes (EnWG), das Anfang Juli in Kraft trat. Die Vertreter von 45
Stadt- und Gemeindewerken, die von der N-ERGIE Strom be-
ziehen, sowie - teilweise in Personalunion - von 30 regionalen
Gasversorgungsunternehmen interessierte vor allem die zeitli-
che Umsetzung der Regulierung sowie mögliche Auswirkungen
auf die Kostensituation und Personalplanung. 

Während das alte EnWG aus
gerade einmal 19 Paragraphen
bestand, stellt das neue EnWG
mit 118 Paragraphen sowie wei -
teren, noch nicht verabschiede -
ten Verordnungen eine große
Herausforderung besonders für
kleinere Energieversorger dar.

Richtlinie der 
Europäischen Union

Wolfgang Vetter, Leiter des
Referats für technische Grund -
satzfragen des Netzbetriebes in
der Regulierungsbehörde für Te-
lekommunikation und Post, er -
läuterte die künftige Umsetzung
der Regulierung und die sich
daraus ergebenden Konsequen -
zen für kleine und mittlere Ener -
gieversorger.

Robert Grüneis, Prokurist bei
der Wien Energie GmbH und
Gerhard Lavicka, Leiter Netz-
management bei der Wien Ener -
gie Wienstrom GmbH, berichte-
ten über die in Österreich ge -
machten Erfahrungen mit einer
Regulierungsbehörde. In der
anschließenden Podiumsdiskus-
sion wurde über den Zeithori -
zont und die zu erwartenden

Auswirkungen auf die Stadtwer-
ke diskutiert.

Mit dem neuen Energiewirt-
schaftsgesetz setzt die Bundesre-
gierung eine Richtlinie der Eu-
ropäischen Union in nationales
Recht um. Ziel der EU-Richtli-
nie ist es, den Wettbewerb auf
dem Strom- und Gasmarkt zu
fördern. Zwei wichtige Neuerun-
gen sollen zur Steigerung des
Wettbewerbs führen: das so ge-
nannte Unbundling sowie die
Einführung einer Regulierungs -
behörde.

Unbundling und
Regulierungsbehörde

Unbundling („Entflechtung“)
bedeutet, dass in der Strom- und
Gasversorgung tätige Unterneh-
men den Netzbereich von den
übrigen Wertschöpfungsstufen,
z.B. Vertrieb, Erzeugung oder
Handel, organisatorisch bzw. ab
1.7.2007 auch gesellschaftlich
trennen müssen.

Die N-ERGIE ist in vollem
Umfang von den Regelungen
betroffen und wird 2007 eine
rechtlich selbstständige Netzge-
sellschaft ausgründen. Kleinere

Energieversorger mit weniger als
100.000 Kunden sind vom ge -
sellschaftsrechtlichen, nicht je -
doch vom informatorischen und
buchhalterischen Unbundling
befreit.

Ziel des Unbundling ist es,
dass alle Unternehmen auf dem
Energiemarkt die gleichen Wett -
bewerbschancen haben. Auch
ein Stromerzeuger oder -händler,
der über kein eigenes Verteilnetz
verfügt, soll ein bestehendes
Netz zu den gleichen Bedingun -
gen wie der dem Netzbetreiber
nahe stehende Vertrieb nutzen
können.

Bundesnetzagentur

Mit dem neuen EnWG wird
auch eine Regulierungsbehörde
eingeführt, die unter anderem die
Umsetzung der Unbundling-
Vorschriften und die Netznut -
zungsentgelte kontrollieren soll.
Diese Aufgabe wird dieselbe
Behörde übernehmen, die für die
Regulierung von Post und Tele-
kommunikation verantwortlich
ist und künftig den Namen Bun -
desnetzagentur trägt. Neben die-
ser Behörde, die für die Kontrol -
le der Netzentgelte größerer En -
ergieversorger zuständig ist,
wird es Landesregulierungs-
behörden geben. Sie werden die
Netzentgelte von Energieversor -
gern mit weniger als 100.000
Kunden kontrollieren.

Die Netznutzungsentgelte wer-

den von der Regulierungsbehör-
de vorab geprüft und genehmigt
(Ex-ante-Regulierung). Künftig
soll als Methode zur Senkung
der Netznutzungsentgelte das
System der Anreizregulierung
eingeführt werden. Dies soll in
Form einer gesetzlichen Verord-
nung erfolgen, mit der Folge
dass nicht mehr die Kostenorien-
tierung im Vordergrund steht
sondern die Vergleichbarkeit mit
anderen Netzbetreibern.

Auswirkungen des EnWG

Die nach wie vor umfangrei-
chen Dokumentations-, Mittei-
lungs- und Veröffentlichungs -
pflichten werden bei den Ener-
gieversorgern zu einer Erhöhung
des Verwaltungsaufwands füh-
ren. Zusätzliche Kosten entste-
hen durch Synergieverluste, die
auf die Abtrennung des Netzbe-
reichs zurückzuführen sind.

Eine deutliche Senkung der
Strompreise ist nicht zu erwar-
ten, da mit 41,8 Prozent der
höchste Anteil des Strompreises
auf Steuern und Abgaben ent-
fällt. Lediglich grob ein Drittel
des Strompreises wird für
Netzentgelt, -wartung und -aus -
bau aufgebracht und rund ein
Viertel entfällt auf Energie- und
Vertriebskosten. r

N-ERGIE unterstützt „Fränkischen
Sommer - Musica Franconia“

Am 14. Juli begann die Veranstaltungsreihe „Fränkischer
Sommer - Musica Franconia“ des Bezirks Mittelfranken mit
dem Auftaktkonzert in Nürnberg. Bis zum 11. September fin -
det auch in diesem Jahr wieder eine Fülle von Konzerten an
reizvollen Orten in ganz Mittelfranken statt. 

Schlösser, Kirchen und Burgen bilden den außergewöhnli -
chen Rahmen, wenn alte Musik auf historischen Instrumenten
erklingt. Das Prinzip der Vielfalt gilt ebenfalls bei den Musi -
kern. Denn so zahlreich wie die Konzerte und Veranstaltungs-
orte sind auch die namhaften Ensembles, die der Intendant
Wolfgang Riedelbauch gewinnen konnte.

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft engagiert sich auch in die -
sem Jahr als Sponsor der Veranstaltungsreihe „Fränkischer
Sommer - Musica Franconia“. Die N-ERGIE ist in Mittelfran -
ken verwurzelt und fühlt auch Verantwortung für das kulturel -
le und gesellschaftliche Leben. Die Region profitiert von ei -
nem breiten Angebot an kulturellen und sportlichen Veranstal -
tungen.

Die Musica Franconia bereichert Franken durch ihre Veran -
staltungen. Deshalb unterstützt der Energieversorger gerne den
Fränkischen Sommer und fördert dadurch die Region.

Im historischen Uhrenhaus der N-ERGIE auf dem Werks-
gelände in Nürnberg-Sandreuth findet am 21. August um 18:00
Uhr die Aufführung des Musiktheaterstücks „Nur diese Nacht“
statt.

Musica Franconia steht in jeder Hinsicht für das Bewahren
von Tradition: Die Konzerte präsentieren Alte Musik mit frän -
kischem Bezug auf alten Instrumenten an historischen Orten.
Auf diese Weise lassen die Musiker die überlieferten Werke
neu aufleben und verschaffen dem kulturellen Erbe der Region
Gehör. r

Strompreise unter der Lupe
In der neuesten Ausgabe des N-ERGIE Kundenmagazins wird
u.a. das Thema Strompreise aufgegriffen. Die N-ERGIE zählt
bundesweit zu den günstigsten Stromversorgern und ist außer-
dem Schlusslicht bei den Strompreiserhöhungen in den vergan-
genen fünf Jahren. Während andere Stromversorger die Preise
seit dem Jahr 2000 um bis zu 50 Prozent erhöht haben, stiegen
die Strompreise bei der N-ERGIE um lediglich 9,1 Prozent. 

Die Stromausgaben für Privat-
haushalte und Unternehmen be-
wegen sich heute in etwa auf
dem Niveau von vor acht Jahren.
Wäre der Staatsanteil konstant
bei 24 Prozent geblieben und
nicht auf stolze 41,8 Prozent an-
gestiegen, läge der Strompreis
heute sogar deutlich niedriger als
vor der Liberalisierung des
Strommarktes. Die Belastung
der Stromkunden in Deutschland

durch den Staat ist von zwei Mil -
liarden Euro 1998 auf mehr als
11 Milliarden Euro in 2004 und
damit um mehr als 400 Prozent
gestiegen. 

Steuern und Abgaben

Marketingleiter Harald Dörr
erläutert in dem Beitrag die Zu -
sammensetzung des Stromprei -
ses: Den mit 41,8 Prozent höch -
sten Anteil des Strompreises ma-
chen Steuern und Abgaben aus.
Hierzu zählen neben der Mehr-
wertsteuer die Stromsteuer so-
wie Abgaben aus der Erneuerba-
re Energien-Gesetz (EEG) und
dem Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetz (KWKG) sowie die Kon -
zessionsabgaben an die Kommu-
nen. Rund ein Viertel entfällt auf
Energie- und Vertriebskosten,
grob ein Drittel wird für
Netzwartung und -ausbau aufge-
bracht. r

Umweltminister Schnappauf: 

Bayern setzt auf
klimaverträgliche

Erdwärme 
Bayern will die klimafreundli-

che Erdwärme (Geothermie)
verstärkt nutzen, erklärte Bay-
erns Umweltminister Werner
Schnappauf bei der Inbetrieb-
nahme der Geothermie-Anlage
in Reichertshausen (Lkr. Pfaf-
fenhofen a. d. Ilm). Schnappauf:
„Erdwärme nützen heißt Klima
schützen. Reichertshausen gilt
deutschlandweit als Vorzeige-
projekt für optimale Erdwärme-
Nutzung bei größeren kommu-
nalen Alt- und Neubauten“. Die
geologischen Bedingungen für
die oberflächennahe Erdwärme-
nutzung seien nahezu überall in
Bayern günstig. Es sollten des-
halb die regional jeweils best
verfügbaren Quellen genutzt
werden. Das bayerische Um-
weltministerium wolle noch im
Jahr 2005 eine Bayernkarte für
die Nutzung der oberflächenna-
hen Erdwärme herausgeben.
Schnappauf kritisierte in diesem
Zusammenhang die Politik der
Bundesregierung, die die Wind-
kraft einseitig bevorzuge. 

Der Anteil erneuerbarer Ener-
gien werde dem Minister zufolge
eine immer größere Rolle spie-
len. Bayern hat mit 7,8 Prozent
deutschlandweit den höchsten
Anteil erneuerbarer Energien,
während der Bundesdurchschnitt
bei 3,4 Prozent liegt. Der Frei-
staat setzt alles daran, seine Spit-
zenstellung auf diesem Gebiet
weiter auszubauen. Bayern will
bis 2010 den Ausstoß an klima-
schädlichem CO 2 von 90 auf 80
Millionen Tonnen verringern.
Eine der klimafreundlichen Ener-
giequellen ist die Erdwärme.    r

Müller fordert 
klimafreundlichen

Energiemix
Auf die große Bedeutung ei-

nes klimafreundlichen Energie-
mixes wies Umwelt-Staatsse-
kretärin Emilia Müller anlässlich
eines Symposiums der IHK Nie-
derbayern und des Ostbayeri-
schen Technologie-Transfer-In-
stituts in Passau hin. 

„Derzeit verwandelt die welt-
weite Nutzung fossiler Energie
in nur einem Jahr die Energie-
speicherleistung von 500.000
Jahren Erdgeschichte irreversi-
bel in Kohlendioxid, Wasser-
dampf und erhebliche Mengen
ungenutzte Abwärme. Hier muss
gegengesteuert und die wirt-
schaftliche Entwicklung vom
Energieverbrauch abgekoppelt
werden. Bayern ist der Beweis,
dass diese Entkopplung möglich
ist: Wir haben die Energieinten-
sität in den letzten 30 Jahren um
ein Drittel gesenkt. Auch die
bayerische Energieeffizienz ist
um 20 % besser als im Bundes-
durchschnitt“. Diese Erfolge gel-
te es mit einen klimafreundli-
chen Energiemix aus regenerati-
ven und konventionellen Ener-
giequellen weiter auszubauen. r
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Traunsteins Landrat Hermann Steinmaßl:

Große Anerkennung für
hervorragenden Winterdienst 

Traunsteins Landrat Hermann Steinmaßl hat sich bei seinen
Mitarbeitern im Kreisbauhof für den enormen Einsatz, den ih -
nen heuer der Winterdienst abgefordert hatte, bedankt. Be-
sonders erinnerte Steinmaßl an die Nacht vom 2. auf 3. Febru-
ar, als es auf der Autobahn hieß: Nichts geht mehr. 

Damals waren Tausende
Verkehrsteilnehmer von den
Schneemassen eingeschlossen,
und nur um Haaresbreite ent -
ging der Landkreis Traunstein
dem Katastrophenalarm.

Gute Zusammenarbeit
mit Straßenbauamt

Auch weil die Winterdienst -
männer nach ununterbroche -
nem stundenlangen Einsatz
noch einmal eine Extra-Nacht -
schicht einschoben und ver-
schiedene Kreisstraßen als
Ausweichstrecken frei mach -
ten, konnte das Schlimmste
vermieden werden. Ausdrück -

lich hob Steinmaßl auch die
gute Zusammenarbeit mit dem
Traunsteiner Straßenbauamt
hervor. 

Drei Wochen am Stück

Peter Mayer vom Kreisbau-
hof machte in einer kurzen An-
sprache deutlich, was hinter
dem Wort Winterdienst steckt:
frühes Aufstehen, spätes Heim-
kommen, Dienst auch an Feier-
tagen und an mehreren Wo-
chenenden hintereinander, kei-
ne Zeit für die Familie. 

Mayer: „Jeder Einzelne hat
sich reingehängt - auch wenn es
drei Wochen am Stück waren.“

Zufrieden zeigte er sich, dass es
mit den Winterdienstfahrzeugen
keine Unfälle gab und für die

Verkehrsteilnehmer auf den 378
Kilometer Kreisstraßen „freie
Fahrt“ geschaffen werden konn-
te. Mayer: „Niemand hat sich
über den Zustand unserer Kreis-
straßen beschwert - also waren
die Leute zufrieden.“

Viereinhalb Monate
im Einsatz

Insgesamt war das Winter -
dienst-Team des Landkreises
136 Tage und Nächte - das ent-
spricht rund viereinhalb Mona-
ten - im Einsatz. Von Oktober
bis März wurden knapp 3.900
Überstunden geleistet. Dazu ka-
men 4.400 Rufbereitschafts-
stunden.

Kosten: Rund 1,5 Mio. Euro

Knapp 5.000 Tonnen Salz
mussten gestreut werden. Die
Kosten für den Winterdienst
2004/2005 auf den Kreisstraßen
lagen bei rund 1,5 Millionen
Euro. Auf weitere 80.000 Euro
schätzt die Tiefbauverwaltung
des Landkreises Traunstein den
Aufwand für die Behebung von
Frostschäden. DKWinterdienst mit Stratos. rr

Rotierende Schneeräumung am Großglockner-Pass mit dem
Unimog. Werkfoto: DaimlerChrysler
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Die einfache und logische Bedienung mit leicht verständlichen
Display-Darstellungen ist für den speziellen Einsatz im Win -
terdienst entwickelt. Unter drei verschiedenen Ausführungen
kann die für den entsprechenden Einsatz günstigste Variante
gewählt werden. rr

SCHMIDT Winterdienst- und Kommunaltechnik:

Streuautomaten in
neuer Bauweise

Unter der Prämisse „Das Bewährte verbessern“ hat das Un-
ternehmen Schmidt Winterdienst- und Kommunaltechnik
aus St. Blasien seine STRATOS-Streuautomaten in neuer
Bauweise entwickelt.

Beim neuen STRATOS han -
delt es sich um ein weiteres
Ergebnis ständiger Entwick -
lungs- und Forschungsarbeit bei
Schmidt. Mit seinen Streuauto -
maten hat das Unternehmen aus
dem Schwarzwald weltweite
Einsatzerfahrung. 

Mit der neuen Modulbau-
Technik können die Streuma -
schinen jedoch noch wirtschaft -
licher und effizienter für die ver -
schiedenen Einsatzbedingungen
konfiguriert werden. 

Verschiedene
Einsatzbedingungen

Die Geräte lassen sich auf
verschiedene Trägerfahrzeuge
montieren; sie kommen bei

Kommunen, auf Landstraßen
und Autobahnen gleichermaßen
zum Einsatz. Ob ein Band- oder
Schneckenfördersystem ange-
wandt wird, ist eine Frage, die
durch die Auswahl des Streu-
materials entschieden wird. 

Hohe Zuverlässigkeit

Die Höhe der Instandhal-
tungskosten und die Lebens-
dauer einer Streumaschine hän-
gen in erster Linie vom Korrosi-
onsschutz ab. Deshalb wird die
höchste Oberflächenqualität an-
gewandt. Die hohe Zuverlässig-
keit des STRATOS bringt nicht
nur geringe Servicekosten, son-
dern auch minimale Stillstands -
zeiten. 

Effiziente Schneeräumung mit dem Stratos 5m3 V2a. rr

Mehrfunktionale
Steuerungen

Die Glättebekämpfung ist ein
anspruchsvoller Beitrag zur Ver -
kehrssicherheit auf winterlichen
Straßen. Fahrer und Bediener
wird höchste Konzentration ab -
verlangt. Einfache Bedienbar -
keit bieten eine erhebliche Un-
terstützung. Mehrfunktionale
Steuerungen vereinfachen die
Bedienung.

Einfache Handhabung

Praxisbezogene Stellelemente
wie z.B. griffige Drehknöpfe,
sind dabei sehr hilfreich. Aber
auch die Handhabung aller
Funktionselemente ist sehr ein -
fach. So ist der Zugang zu allen
Aggregaten, das Öffnen des 
Klappdaches oder Hochschwen -
ken des Streutellers ohne Auf-
stiegshilfen bequem vom Boden
aus möglich. 

Mit dem hochentwickelten
Premium-Verteilersystem wird

nicht nur eine homogene
Feuchtsalzmischung, sondern
auch ein dynamisches und da-
mit ein sehr effizientes Streu-
bild erzeugt. Fahrtwindeinflüsse
werden durch das dynamische
Abwurfverhalten kompensiert.

Logische Bedienung

Die einfache und logische Be-
dienung mit leicht verständli-
chen Display-Darstellungen ist
für den speziellen Einsatz im
Winterdienst entwickelt. Unter
drei verschiedenen Ausführun-
gen (CB, CX, CL) kann die für
den entsprechenden Einsatz gün-
stigste Variante gewählt werden. 

Alle Steuerungen besitzen die
elektromagnetische Verträglich-
keitsprüfung EMV. Für den har-
ten Einsatz im Winterdienst ha-
ben alle Komponenten den
höchsten IP-Wert und sind da-
mit gegen Eindringen von
Feuchtigkeit, Schmutz oder
Salz gesichert. Das bringt er-
höhte Betriebssicherheit. r

Feuerwehr:

Hoher Aufwand 
um jedes Detail

So glanzvoll die Branche der Brandschutztechnik sich auf der
nur alle fünf Jahre durchgeführten Messe „Interschutz“ in
Hannover auch feierte und mit spektakulären Neuheiten
glänzte, so sehr hat sie doch derzeit ihren Kummer mit der
wirtschaftlichen Lage in Deutschland, vor allem, wenn es um
die kommunalen Beschaffungen geht.

Einen Rückgang in Deutsch -
land von sieben Prozent hatte die
Industrie im Jahre 2004 zu ver -
buchen, für das laufende Jahr
rechnet niemand mit besseren
Zahlen, bestenfalls eine Stabili -
sierung. Es geht um rund 2000
Neubeschaffungen im Jahr
einschließlich des großen Berei -
ches der Werkfeuerwehren. 

Iveco Magirus Multistar

Kombinationen versprechen
rationelleren Einsatz der teuren
und notwendigen Technik, neh -
men aber auch Bezug auf verän -
derte Bedingungen zumindest
bei Freiwilligen Feuerwehren.
So ist in kleineren Ortsgemein -
den oftmals die Präsenz in
Gruppenstärke, wie für das tra -
ditionelle Löschgruppenfahr-
zeug nötig (neun Feuerwehrleu -
te, davon einer am Steuer), nicht
mehr gewährleistet. Um den
Kommunen die Investitionen in
Brandschutztechnik zu erleich -
tern, setzen die Hersteller mehr
und mehr auf Lösch- und Ret -
tungsfahrzeuge. So auf den 
jetzt serienreifen Iveco Magirus
Multistar: Löschfahrzeug und
Teleskopmast als Einheit, der
Mast lässt sich dank eines Ge -
lenks sogar sehr viel flexibler
als eine Drehleiter ausfahren
und kann zum Beispiel Hinder -
nisse unterfahren. Der Multistar
ersetzt für kleine und mittlere
Wehren Löschgruppenfahrzeug
und Drehleiter.

Alternative zur Drehleiter

Überhaupt steht der Drehlei -
ter, über Jahrzehnte praktisch
das einzige Rettungsgerät der
Feuerwehren in Deutschland,
die Alternative Hubrettungs-
bühne am Gelenkmast gegen-
über - wie zum Beispiel die Typ
B 32 von Rosenbauer, die jetzt
über CAN-Datenbus verfügt.
Gimaex-Schmitz bietet die von
Marte aus Frankreich stammen -
de Hubbühne MX 30 für Fahr-
gestelle bis 16 Tonnen Gesamt -
gewicht bei einer Rettungshö-
he von 30 Metern neu an - eine
gerade für Freiwillige Feuer -
wehren gängige Größenordnung.

Gewichtseinsparung, flexible
Gestaltung der Stauräume und
tief nach unten reichende Gerä-
teräume sind die Vorteile des
nun auch für Fahrzeuge bis 7,5
Tonnen lieferbaren Aufbauten
namens ALPAS von Ziegler aus
Giengen an der Brenz. Einteili-
ge Rolläden und eine verbesser-
tes, Platz sparendes Rolladensy-
stem sollen dem Feuerwehr-
mann den schnellen Zugriff auf
die Geräte erleichtern. Dazu
zählt auch die neue Multifunkti-
onssteuerung für Löschanlagen.
Einige Grundfunktionen sind
nun ausgelagert und werden
über separate Tasten bedient,
was die Übersichtlichkeit er-
höht. Auch die CL-Baureihe
(Compact Line) von Rosenbau-
er ist an diesen Vorgaben ausge-
richtet.

Problemlösung

Für ein drängendes, aus EU-
weiten Vorschriften herrühren-
des Problem der Freiwilligen
Feuerwehren hatte Iveco-Ma-
girus zur Messe eine Lösung pa-
rat. Bekanntlich dürfen Inhaber
des Pkw-Führerscheins B und
BE (ehemals Klasse 3, E für An-
hängerbetrieb) nur noch Fahr-
zeuge bis 3,5 Tonnen Gesamtge-
wicht fahren. Nur wer eine älte-
ren Führerschein besitzt, kann
weiterhin kleine Lkw bis 7,5
Tonnen bewegen. Den Freiwilli-
gen Feuerwehren gehen deshalb
nach und nach die Fahrer für die
häufig verwendeten Löschgrup-
penfahrzeuge und Gerätewagen
bis 7,5 Tonnen aus.

Starker Daily

Der MultiTrailer ist ein klei-
ner Sattelzug und greift eine
Idee aus dem Speditionsverkehr
auf. Solche Lastzüge bringen le-
gal bis zu 8,75 Tonnen Gesamt-
gewicht auf die Waage, obwohl
das Zugfahrzeug selbst nur für
3,5 Tonnen zugelassen ist - der
Auflieger darf aber 1,5 mal so
schwer sein wie das Basisfahr-
zeug. Der Auflieger trägt als
Wechselaufbau Module für ver-
schiedene Zwecke, zum Bei-
spiel Tragkraftspritzen-Modul,

Ölwehr-Modul oder Technische-
Hilfeleistungs-Modul. Der 166
PS starke Daily hat eine serien -
mäßige Doppelkabine mit genü -
gend Platz für fünf Feuerwehr-
leute und Fahrer.

Weiterentwickelte
Komponenten

Bei der Feuerwehr geht es be -
kanntermaßen nicht nur um
Fahrzeuge, sondern Zusatzgerä-
te und Ausrüstung - beispiels-
weise bis hin zum Helm mit in -
tegrierter Kamera von Ziegler.
Die kleineren Komponenten wie
Tragkraftspritzen oder Pumpen
erfahren ebenfalls ständige Wei -
terentwicklung. Sowohl Iveco
Magirus (Fire 3000) wie auch
Rosenbauer (Fox) präsentierten
in Hannover Tragkraftspritzen
vor, die vor allem eines sollen:
das Tragen erträglicher machen.
Sie wiegen nur noch gut 150
statt bisher 200 Kilogramm. 

Noch relativ wenig beachtet
ist seitens der Kommunen die
Möglichkeit, gebrauchte Feuer -
wehrfahrzeuge zu beschaffen.
Wegen der meist langen Ein -
satzdauer kommt die Beschaf -
fung eines Gebrauchten oft

nicht in Frage, obwohl ein rund-
um aufgefrischtes Fahrzeug nur
zehn bis 25 Prozent des aktuel-
len Neupreises kostet. Deshalb
kristallisiert sich mehr und
mehr eine Mischung aus neu
und alt als Lösung heraus.

Die Mischung macht’s

So zeigte der Spezialist für
die Aufarbeitung gebrauchter
Feuerwehrfahrzeuge, Michael
Thoma aus Kenzingen in Ba-
den, ein Löschgruppenfahrzeug
10/6 auf einem neun Jahre alten
Chassis des Mercedes Vario,
aber nagelneuem Aufbau. Hier
liegt der Preis bei 50 Prozent
des vergleichbaren Neuwertes.
RLS aus Tschechien macht es
umgekehrt und kombiniert ein
neues Chassis zum Beispiel 
des Mercedes Atego mit einer
aufgearbeiteten Drehleiter aus
DDR-Beständen, in der Technik
einfach, aber für viele kleinere
Wehren ausreichend. Das Fahr-
zeug kostet rund 165.000 Euro,
ein Drittel des Preises für ein
Neufahrzeug. Immerhin eine
Möglichkeit, auf die wirtschaft-
liche Lage und die eigene Kasse
zu reagieren.    Matthias Röcke

Hubrettungsbühne und Gelenkmast von Gimaex-Schmitz. 
Bild: Gimaex-Schmitz



21. 07. 2005 K O M M U N A L E S  V E R K E H R S W E S E N  . Ö P N VGZ 11

Landkreis Regensburg:

Problem „Mautflüchtlinge“
Dringenden Handlungsbedarf in punkto „Mautflüchtlinge“
sieht Regensburgs Landrat Herbert Mirbeth. Nachdem sich
die Klagen und Beschwerden einer Reihe von Bürgermeistern
gehäuft hatten, bat der Landkreischef zu einem Meinungsaus-
tausch ins Landratsamt.

„Wir müssen uns wehren“,
befand Landrat Mirbeth. Das
Verkehrsaufkommen spreche
eine deutliche Sprache. So ver -
wies der Leiter des Straßenbau -
amtes, Dr. Wolfgang Wüst, dar -
auf, dass eine Dauerzählstelle
auf der Bundesstraße B8 bei
Barbing eine erhebliche Steige -
rung des Lkw-Aufkommens be -
lege.

70prozentige Steigerung 

Wurden im Januar 2004 im
Durchschnitt täglich 439 Lkws
gezählt, waren es im Januar
2005 durchschnittlich 746. Dies
stelle eine Steigerung von 70
Prozent dar. Auf der A 3 bei Ro -
senhof wurde dagegen eine
spürbare Abnahme verzeichnet.
Im März 2004 wurden hier

durchschnittlich 12.000 Lkw pro
Tag gezählt, im März 2005 nur
noch 9.500. Die Bundesstraße
B8 liege mit diesen Werten bay-
ernweit in der Spitzengruppe. 

Vorgangsweise

In der Diskussion regten die
Bürgermeister an, durch Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen
auf den betroffenen Straßen 
und entsprechende Kontrollen
die Lkws zu „vergrämen“. Bür-
germeister Siegfried Bauer aus
Kallmünz hält Zählungen auf
Staats- und Kreisstraßen für
dringend erforderlich. „Nicht
nur Bundesstraßen sind betrof -
fen!“ 2. Bürgermeister Johann
Griesbeck, Sinzing, empfahl,
mit innerörtlichen Tonnagen-
beschränkungen gegen die

Mautflüchtlinge vorzugehen.

Warnung vor Sperrungen

Vor allem Regenstauf und
Zeitlarn leiden unter der Maut -
flucht. „In den Wochen vor
Weihnachten haben wir in Re -
genstauf täglich im Durch -
schnitt 360 Lkws gezählt“, be -
schwerte sich 2. Bürgermeister
Fritz Dechant, „in den ersten Ja -
nuarwochen waren es bereits
520 am Tag“. Vor allem nachts
habe der Lkw-Verkehr um bis
zu 80 Prozent zugenommen.
Dechant forderte ein Lkw-
Nachtfahrverbot für Regen -
stauf. Auch für Zeitlarn wurde
dieses Verbot angeregt. Bürger -
meister Anton Rothfischer aus
Wörth warnte vor Sperrungen,
die den Verkehr nur auf andere
Routen verschieben.

Geschwindigkeitskontrollen
kein Allheilmittel

Polizeihauptkommissar Hans
Beiderbeck, Polizeiinspektion
Neutraubling, sah in Geschwin -
digkeitskontrollen nicht das All-
heilmittel. Die Fernfahrer wür-
den die Kontrollstellen per
Funk an ihre Kollegen weiter -
geben. Problematisch sei auch
die Ahndung der vielen auslän -
dischen Fahrer. Abteilungsleiter

Dr. Gregor Stehr vom Landrats-
amt Regensburg wiederum
stellte die Rechtsprobleme bei
Straßensperrungen dar und ging
dabei auch auf die durch Me-
dienberichte bekannt geworde-
ne Straßensperrung in Rhein-
land-Pfalz ein, deren Vorausset-
zungen jedoch aufgrund der ört-
lichen Gegebenheiten nicht ein-
fach auf die Situation im Land-
kreis übertragen werden könne.

Dringender
Handlungsbedarf

Landrat Mirbeth sieht in
punktuellen Sperrungen und in-
tensiven Geschwindigkeitskon-
trollen die wirksamste Möglich-
keit zur Reduzierung des Lkw-
Aufkommens. Er bat die an-
wesenden Bürgermeister, der
Straßenverkehrsbehörde des 
Landratsamtes die Problembe-
reiche im Landkreis mitzutei-
len. Das Landratsamt werde
dann in Zusammenarbeit mit
der Regierung prüfen, ob im
Einzelfall eine Sperrung in Be-
tracht komme und ob die recht-
lichen Voraussetzungen dafür
vorliegen. Landrat und Bürger-
meister verständigten sich auch
auf eine Resolution an den
Bayerischen Innenminister und
den Bundesverkehrsminister.
Darin soll der dringende Hand-
lungsbedarf herausgestellt und
gefordert werden, durch gesetz-
liche Vorgaben die Lkws wieder
zurück auf die Autobahnen zu
drängen. DK

Fachkongress euregia in Friedrichshafen:

Vier Länder an 
einem Tisch

Synergien fördern sinnvolle Entwicklungen. Diesen Grund-
satz hat sich die euregia-bodensee bereits bei ihrer ersten
Veranstaltung vor zwei Jahren auf die Fahnen geschrie -
ben. Der außergewöhnliche Kongress für Standort- und
Regionalmanagement ist ein Vierländer-Forum, das alle
zwei Jahre stattfindet. Nun ist es wieder soweit. Vom 10.-
12. Oktober öffnet die euregia-bodensee 2005 für Interes-
sierte ihre Tore, sie wartet auf mit einem umfangreichen
Kongressprogramm.

Jeder lernt hier von den Erfahrungen anderer. Denn auf der
internationalen Plattform treffen sich Interessierte aus Wirt-
schaft, Politik, Verwaltung und Wissenschaft aus den vier Län -
dern Deutschland, Österreich, Schweiz und dem Fürstentum
Liechtenstein zur Kommunikation an einem Tisch. Gefördert
wird die Fachmesse aus dem Europäischen Fonds für Regio -
nale Entwicklung. Ort der euregia-bodensee 2005 ist das Graf-
Zeppelin-Haus Kongresszentrum Friedrichshafen.

Wettbewerb der Regionen

Die euregia richtet sich an Führungskräfte aus Wirtschaft,
Kommunalpolitik und Verwaltung, an Fachkräfte aus Wissen -
schaft und aus der Wirtschaftsförderung. Ebenso eingeladen
sind Fachkräfte aus Gemeinde-, Stadt- und Regionalentwick -
lung der Bundesländer und Kantone rund um den Bodensee
sowie bundesweit agierende Organisationen.

Das Spektrum der euregia-bodensee 2005 ist breit gefächert.
Sie steht unter dem Motto „Der Wettbewerb der Regionen -
um Einwohner, Wachstumspotenziale, Images.“ Fragen finden
praktische Antworten, wissenschaftliche Ergebnisse sind eng
verknüpft mit Umsetzungsbeispielen. 

So lässt sich in Kürze der Leitgedanke des Fachkongresses
umschreiben. Wie zum Beispiel sind wirtschaftliche und re-
gionale Entwicklungen in Hinblick auf den demografischen
Wandel auszurichten? Wie begegnet man der Herausforde -
rung einer immer größer werdenden Flächeninanspruchnah -
me mit intelligentem Flächenmanagement? Warum gibt es
Wachstumskerne fernab der Metropolen und worin liegen ih-
re Strategien, Chancen und Potenziale? Regionale Vernet -
zungen geben Impulse für positive Entwicklungen in der Zu -
kunft, grenzüberschreitende Zusammenarbeit eröffnet neue
Horizonte. 

Vielfältiges Kongressprogramm

Ein Thema ist zum Beispiel die nachhaltige Raum- und
Siedlungsentwicklung, ein weiteres das Stadtmarketing. Kön-
nen sich Kommunen künftig noch Neubaugebiete und deren
Infrastruktur „auf der grünen Wiese“ leisten und wie begegnet
man der Gefahr der Verödung der Innenstädte? Wie können
Städte ihren Wert als Marke mit Stadtimage fördern, sind
Großevents hierfür hilfreich?

Ergänzt wird das vielfältige Kongressprogramm durch eine
Fachausstellung für Dienstleister der Kommunal- und Regio -
nalentwicklung. Entsprechend vielseitig sind die Ausstel -
lungsfelder: Stadt-, Standort und Regionalmarketing; Regio -
nalplanung und -beratung; Wirtschafts- und Beschäftigungs-
förderung; Energie, Verkehrs- und Umweltkonzepte; Land-
schaftsplanung und Tourismusberatung; Forschungs- und EU-
Projekte; Aus- und Weiterbildung; Software-Lösungen.

Veranstaltet wird der Fachkongresses vom Kooperations-
raum Bodensee-Oberschwaben, der Wirtschaftsförderungsge -
sellschaft Region Friedrichshafen, dem Regionalverband Bo -
densee-Oberschwaben, der Wirtschafts- und Innovationsför-
derungsgesellschaft Landkreis Ravensburg, dem Wirtschafts-
ministerium Baden-Württemberg, dem Land Vorarlberg und
dem Institut für Öffentliche Dienstleistungen und Tourismus
IDT-HSG der Universität St. Gallen. r

GZ Aktuelle Rechtsprechung§ §
Verkehrsüberwachung:

Kommunale Stärkung,
aber auch Schwächung
Wer als Autofahrer innerhalb eines Ortes, der dem Zweckver-
band „Kommunale Verkehrssicherheit in Bayern“ angehört
beim Rasen erwischt wurde, kommt nicht deshalb ungeschoren
davon, weil die sachliche Zuständigkeit des Zweckverbandes zur
Verfolgung und Ahndung von Verkehrsordnungswidrigkeiten
kommunalrechtlichen Bedenken begegnen könnte. Das hat in ei-
nem Beschluss vom 29. September 2004 das Bayerische Oberste
Landesgericht (BayObLG) festgestellt (Az.: 1 ObOWi 390/04).

Im Jahre 2003 wurde ein Au-
tofahrer innerorts mit 62 km/h
geblitzt - erlaubt waren 30 km/h.
Daraufhin erließ der Zweckver -
band „Kommunale Verkehrssi -
cherheit in Bayern“, dem die
„Tatort“-Gemeinde die Überwa -
chung der Geschwindigkeit per
Zweckvereinbarung übertragen
hatte, einen saftigen Bußgeldbe -
scheid samt einmonatigem Fahr -
verbot. Der Raser wandte vor
Gericht ein, der Bußgeldbe -
scheid sei nichtig, da der Zweck -
verband die unzuständige Behör -
de sei; gegen sein Tätigwerden
gäbe es massive kommunal -
rechtliche Bedenken.

Zweckvereinbarung

Mit der Zweckvereinbarung
übernahm der Zweckverband
„die Aufgaben bei der Durch -
führung der kommunalen Park-
raum- und/oder Geschwindig -
keitsüberwachung (einschließ -
lich der Aufgaben der Bußgeld -
stelle), die nicht von der Ge -
meinde selbst durchgeführt wer -
den oder bereits an Dritte über -
tragen wurden“. Gegen diese da -
malige Fassung der Verbandssat -
zung bzw. der Zweckvereinba -
rung wurden kommunalrechtli -
che Bedenken geltend gemacht,
weil die Aufgaben der Verkehrs-
überwachung vorrangig bei der
Gemeinde blieben, es also zu 
einer Doppelzuständigkeit Ge -
meinde/Zweckverband käme.

Anders als bei der system-
immanenten Doppelzuständig -
keit zwischen Polizei und Ge -
meinde, wäre dies - so wurde
argumentiert - zwischen der Ge -
meinde und dem Zweckverband
unzulässig, da hierbei die kom-
munalrechtliche Zuständigkeits-

verteilung geändert werde. Eine
solche Änderung müsse aber
eindeutig und zweifelsfrei sein,
da nur so der Bürger sich Klar-
heit über die Zuständigkeiten
verschaffen könne.

Unentschiedene Frage

Das BayObLG lässt aller -
dings diese kommunalrechtli-
che Frage unentschieden und
prüft nur, ob die angemeldeten
Zweifel reichen, den Bußgeld-
bescheid nichtig zu machen.
Nein, sagt das Gericht, denn
selbst wenn dem Bescheid auf-
grund eines Verstoßes gegen
Kommunalrecht ein Mangel an-
hafte, sei dieser weder offen-
kundig noch schwerwiegend. 

Aufsichtliche Genehmigung

Schwerwiegend deshalb nicht,
weil die Übertragung der Zu-
ständigkeit auf einen Zweckver-
band möglich sei. Und nicht of-
fenkundig, weil der Verstoß ge-
gen Kommunalrecht nicht evi-
dent, sondern durchaus streitig
sei. Zudem habe das Landrat-
samt die Verbandssatzung und
die Zweckvereinbarung auf -
sichtlich genehmigt.

Fazit: Das Bayerische Ober -
ste - damals noch die letzte In-
stanz für Ordnungswidrigkeiten
in Bayern - stärkt mit dieser
Rechtsprechung die Kommu-
nen in der Verkehrsüberwa-
chung, denen ermöglicht wird,
Modelle der Kooperation zu
praktizieren, auch wenn diese
(noch) umstritten sind. Es
schwächt aber diejenigen, die
sich einer Strafe mit rein forma-
len (oder formalistischen) Argu-
menten entziehen wollen.   mpa

Landrat Theo Zellner begrüßte die Kinder des Kindergartens
Kötzting mit ihren Erzieherinnen am Bahnsteig. rr

Landkreis Cham:

Mobilitätserziehung
für Kinder

Kindergärten „in voller Fahrt“ auf der Eisenbahn 

Auch Kinder müssen heute bereits eine Vielzahl von Wegen
zurücklegen. Neben dem Fahrrad und dem Auto der Eltern bie-
ten sich hier vor allem die öffentlichen Verkehrsmittel an. Der
Landkreis Cham will Kinder bereits frühzeitig auf die Möglich-
keiten des Öffentlichen Nahverkehrs aufmerksam machen. Auf
Initiative von Landrat Theo Zellner organisiert das ÖPNV-Re-
ferat des Landratsamtes Cham deshalb regelmäßig Ausflugs -
fahrten von Kindergärten mit öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Unter dem Motto „Kinder
entdecken den ÖPNV“ finden
den ganzen Sommer über bis in
den Herbst solche Fahrten zu
Freizeiteinrichtungen und Aus-
flugszielen innerhalb des Land -
kreises statt. Landrat Theo Zell -
ner: „Wir wollen unseren Kin -
dern möglichst frühzeitig einen
verantwortungsvollen und
selbstständigen Umgang mit
Mobilität nahebringen. Es geht
um das Kennenlernen nachhal -
tiger Fortbewegungsmöglich -
keiten, das Anbahnen einer
überlegten Verkehrsmittelwahl
und um die Vermittlung ent -
sprechender Kompetenzen.“

Spielerisches Erleben

Begleitet werden die Kleinen
von Beamten des Bundesgrenz -
schutzes und dem beliebten
Maskottchen „Tonibär“. Bereits
im Vorfeld findet dazu eine Ver -
kehrsschulung mit einer Film-
vorführung in den Kindergär-
ten statt. Das erlebnisorientierte
und vor allem altersspezifisch
abgestimmte pädagogische Kon -
zept zeigt den Vorschulkin-
dern die Rolle des ÖPNV spie -
lerisch durch aktives Erleben im
Rahmen einer modernen Ver -
kehrserziehung auf. Die nächste
Fahrt führt beispielsweise den
Kindergarten Zillendorf mit
Oberpfalzbahn und Bus in den
Churpfalzpark Loifling.

Dass der ÖPNV auch im

ländlichen Raum eine Alternati-
ve zum Individualverkehr ist,
beweist der Landkreis Cham,
der in Zusammenarbeit mit
Bus- und Bahnbetreibern ein
Nahverkehrssystem „aus einem
Guss“ aufgebaut hat. Die „Ver-
kehrsgemeinschaft Landkreis
Cham - VLC“ wurde dafür im
Jahr 2002 mit dem Bayerischen
ÖPNV-Preis ausgezeichnet.   r

Prominente
dankten

ÖPNV-Nutzern
Weitgehend unbeachtet blie-

ben bis jetzt die größten Fein -
staub-Verhinderer: die Nutzer
des ÖPNV. Jeden Tag ersetzen
sie 18 Millionen Pkw-Fahrten
und entlasten damit die Städte
von Verkehr und Abgasen. Der
VDV zeichnete sie jetzt in Ber -
lin für dieses Engagement aus:
VDV-Präsident Günter Elste
sagte gemeinsam mit Bundes-
umweltminister Jürgen Trittin,
Dagmar Berghoff (ehemalige
Tagesschau-Sprecherin) und
Susan Sideropoulos (Serien -
darstellerin) den Fahrgästen
des ÖPNV „Danke“. Die Ver -
anstaltung fand in Koopera-
tion mit der Berliner S-Bahn
GmbH und den Berliner Ver -
kehrsbetrieben (BVG) statt.  r
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Bremicker Verkehrstechnik:

Mit Temposys® T03 in Ungarn
Nach einigen Vorgesprächen kam es nun zum ersten Projekt
zwischen der Weilheimer Firma Bremicker Verkehrstechnik
GmbH & Co. KG und der ungarischen Stadt Berettyóújfalu.
Damit hat es Bremicker geschafft, sich einen weiteren Markt
im europäischen Osten zu erschließen und freut sich auf weite-
re gute Geschäfte.

In erster Linie wurde die Ge -
schwindigkeitswarnanlage Tem-
posys® T03,technologisch auf
dem neuesten Stand, in Beret -
tyóújfalu zur Unfall- und Ge -
schwindigkeitsvorbeugung von
der Bürgerwehr getestet. Das
Gerät zeigt die aktuelle Ge -
schwindigkeit der vorbei fah -
renden Fahrzeuge an, wie Gá -
bor Kövér, Mitglied beim Lan -
des-Bürgerwehrbund für Ver -
kehr, berichtete.

Möglicher Anschluss

Das Gerät ist zwar nicht für die
Verwendung in Strafverfahren
geeignet, da es keine Fotoaufnah -
me der vorbei fahrenden Fahr-
zeugen macht. Allerdings kann
dazu jeder Zeit ein entsprechen -

des Gerät angeschlossen werden. 

Erleichterte Arbeit

Mit der Geschwindigkeits-
warnanlage Temposys® T03
können bis zu 4 Millionen Da-
ten gespeichert werden, betonte
Pál Pásztor, Geschäftsführer der
Vertriebsfirma in Ungarn. Da-
mit wird die Arbeit der Polizei
erleichtert, da die gespeicherten
Daten als statistische Kennwer-
te verwendet werden können
und man so feststellen kann, an
welchen Stellen häufig Ge-
schwindigkeitsüberschreitun -
gen vorkommen. Pásztor be-
richtete, dass in Deutschland
dieses Gerät bereits mit großem
Erfolg verwendet wird.

Es ist geplant, dass dieses Gerät

nach dem Kauf zu einem Preis
von einer Million Forint von der
Bürgerwehr betrieben wird. 

Die Möglichkeiten müssen
genutzt werden, bemerkte Rats-
mitglied István Muraközi, der
dieses Projekt unterstützt, und
rief alle anderen Gemeinden 
zur aktiven Unterstützung auf.

Umfangreiche
Einsatzmöglichkeiten

Das Temposys® kann einge-
setzt werden in verkehrsberu-
higten Zonen, auf Parkplätzen,
vor Schulen, in Wohngebieten,
vor Kindergärten, in Baustellen,
vor Krankenhäusern sowie im
Werksgelände.

Exemplarisch steht hierfür
das Projekt Geschwindigkeits-
warnanlagen an „Mautstellen
der Brennerautobahn“. r

Geschwindigkeitswarnanlagen:

Umtauschaktion 
„Alt gegen Neu“

Im Rahmen der großen Umtauschaktion „Alt gegen Neu“
der Bremicker Verkehrstechnik GmbH & Co. KG kann die
alte Geschwindigkeitswarnanlage dort in Zahlung gege -
ben werden. Als Gegenleistung wartet Bremicker Ver -
kehrstechnik mit Temposys® T03 der neuesten Generati -
on zu besonders günstigen Konditionen auf. Die Aktion
wurde jetzt bis Ende Dezember 2005 verlängert.

Mit der Geschwindigkeitswarnanlage Temposys® T03 wer -
den neue und innovative Maßstäbe für das Anzeigen und Aus-
werten von Geschwindigkeitsmessungen gesetzt. Temposys®
T03 zeigt den Kraftfahrzeuglenkern ihre tatsächliche Ge -
schwindigkeit an, um diese zu kontrollieren und gegebenenfalls
neu anzupassen. Sie empfinden Temposys® T03 als gebühren -
freien Hinweis und reagieren sofort.

Mittels moderner Radartechnik und Auswertesoftware gibt
die Firma Bremicker anhand der gespeicherten Daten eine ver -
lässliche Planungsgrundlage. Ihre Software klassifiziert die Da -
ten nach Anzahl der Fahrzeuge mit den unterschiedlichen Ge -
schwindigkeiten (z. B. im Raster von 5 km/h) mit zeitlicher
Aufteilung in stündlichen, täglichen oder wöchentlichen Inter -
vallen. Die statistischen Auswertungen in übersichtlichen Ta -
bellen und Diagrammen lassen sich in MS-Excel weiterbear -
beiten. Die diversen Auswertemöglichkeiten (Verkehrszählung,
Gewichtung nach V85 variabel, Klassifizierung nach Ge -
schwindigkeitsprofilen etc.) helfen, das tatsächliche Verkehrs-
aufkommen und subjektiv vermutete Gefahrenstellen objektiv
zu bewerten.

12-Volt Akkus versorgen das Temposys® mit Strom. Das
Geschwindigkeitsmessgerät wird mit einer speziellen Halte -
rung an Rohrpfosten oder Masten befestigt. Ohne spezielle
Ausrichtung oder aufwendige Inbetriebnahme ist das Tempo -
sys® nach dem Einschalten sofort betriebsbereit.

VDV-Jahrestagung in Erfurt:

Verkehrsbranche fordert
Rechtssicherheit

„Die Diskussion über den europäischen Ordnungsrahmen für
den öffentlichen Personennahverkehr dümpelt seit Jahren vor
sich hin. Die Verkehrsbranche in Deutschland braucht endlich
verlässliche europarechtliche Rahmenbedingungen“, forderte
der Präsident des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen
(VDV), Dipl.-Kfm. Günter Elste, im Rahmen der VDV-Jahres-
tagung in Erfurt.

Angesichts divergierender
Auslegungen des geltenden eu -
ropäischen Rechts durch Gerich -
te und Verwaltungsstellen brau -
che die ÖPNV-Branche mehr
denn je klare europäische Spiel -
regeln. Den Schlüssel zur Auflö -
sung der Blockade in Brüssel
sieht der Verband in einem
Grundsatzurteil des Gerichtshofs

der Europäischen Gemeinschaf-
ten (EuGH) vom 24. Juli 2003.
„Der EuGH hat ein richtungwei-
sendes Urteil gesprochen. Es ent-
hält alles Wesentliche, das eine
europäische Verordnung braucht.
Damit kann ein rechtssicherer eu-
ropäischer Ordnungsrahmen ge-
schaffen werden, der gute Qua-
lität und Effizienz im ÖPNV er-
möglicht“, so der VDV-Präsi-
dent.

Die Europäische Kommission
hat nach diversen Verschiebun-
gen nunmehr angekündigt, im
Sommer 2005 einen dritten über-
arbeiteten Vorschlag für eine eu-
ropäische Verordnung vorzule-
gen. „Die Kommission will mit
ihren bisher vorgelegten zwei
Vorschlägen mit dem Kopf
durch die Wand und den öffentli-
chen Verkehr bis ins Kleinste eu-
ropaweit uniform regulieren“,
erklärte Elste. Das schaffe ge-
samtwirtschaftlich zweifelhafte
Phänomene, insbesondere eine
übertriebene Bürokratisierung.
Der erste Vorschlag der Kom -
mission datiert vom Juli 2000.
„Es ist für die ÖPNV-Branche
unerträglich, dass sich in fünf
Jahren auf der EU-Bühne sub-
stanziell nichts bewegt hat“, be-
klagte der Präsident. Schuld dar-
an sei nicht das Europäische Par-
lament, das im November 2001
seine Vorstellungen über die Zu-
kunft der europäischen ÖPNV-
Marktordnung mit qualifizierter
Mehrheit fixiert hatte, sondern
zum einen die Kommission, die
dieses Votum und den Richter-
spruch des EuGH nicht vollstän-
dig akzeptiere, und zum anderen
der EU-Verkehrsministerrat, der
das Thema immer wieder vertagt
habe. Es sei deshalb überfällig,
dass die Bundesregierung ihre
jahrelang geübte Passivität im
Verkehrsministerrat aufgebe und
dort aktiv einen vernünftigen
europäischen Kompromiss auf
der Basis des EuGH-Urteils or-
ganisiere. r

Halbjahresbilanz Flughafen Nürnberg:

Mehr Passagiere und
neue Low Cost-Ziele

Mit fast zwei Millionen Passagieren schloss der internationale
Airport Nürnberg erfolgreich die ersten sechs Monate des Jah -
res ab: Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum entspricht dies ei-
nem Zuwachs von rund 6,5 Prozent. Auf ein weiteres Wachs-
tum ist auch der Winterflugplan 2005/2006 zugeschnitten, der
attraktive neue Low Cost-Ziele, allen voran Mailand enthält. 

„Vielfalt, Qualität und Bestän -
digkeit sind die drei Grundpfei -
ler unseres Erfolges, der sich ein -
drucksvoll im positiven Halb-
jahresergebnis bestätigt hat“, be-
tonte Flughafen-Geschäftsführer
Karl-Heinz Krüger. 

Der anhaltende stabile Wachs-
tumskurs gründe auf dem verläss-
lichen Angebot von Punkt-zu-
Punkt-Verbindungen zu den In-
terkontinentalflughäfen und wich-
tigen europäischen Wirtschafts-
zentren, einem breiten touristi -
schen Angebot zu Zielen rund
ums Mittelmeer und der dynami -
schen Erweiterung des Low
Cost-Angebots: Schon jetzt liegt
der Anteil der Low Cost-Flüge
ab Nürnberg bei über zehn Pro-
zent und umfasst attraktive
Destinationen wie Rom, Wien,
Budapest, Warschau, Palma de
Mallorca, London, Düsseldorf
und - über das Drehkreuz in Pal -
ma - Barcelona und Madrid.

Die erfreuliche Entwicklung
des Linienverkehrs im ersten
Halbjahr 2005 spiegelt sich im
Anstieg der Passagierzahlen um
10,3 Prozent auf rund 490.400
Passagiere wider. Vor allem die
Ausweitung der Air Berlin Euro
Shuttle-Strecken mit günstigen

Einstiegstarifen ab 29 Euro (one-
way inklusive Steuern und Ge-
bühren) hat diesen erheblichen
Aufschwung unterstützt. „Somit
ist ein für Geschäftsreisende und
Städtetouristen gleichermaßen
interessantes Angebot entstan-
den“, erklärte Krüger. 

Von grundsätzlicher Bedeutung
für den Linienverkehr war der
Markteintritt der dba, die seit
April 2005 auf der Strecke Nürn-
berg-Düsseldorf zwei tägliche
Flüge bietet. Der bisherige Lade-
faktor lag bereits über den Erwar-
tungen der dba, so dass die Flug-
gesellschaft erwägt, die Kapazität
aufzustocken und weitere inner-
deutsche Ziele aufzunehmen. 

Für die weitere Entwicklung
wird der Airport Nürnberg laut
Krüger qualitativ hochwertigen
Low Cost-Angeboten einen
größeren Umfang einräumen.
Dies bedeute „eine kontinuierli-
che Erweiterung des Marktes
und eine sinnvolle Ergänzung
des bestehenden Angebots durch
Partner, die zu uns passen“. Ins -
gesamt rechnet die Geschäfts-
führung für den Airport Nürn-
berg im Jahr 2005 mit einem
Wachstum bei den Passagierzah-
len auf über 3.8 Millionen. DK

Stadt Nürnberg und Verkehrswirtschaft:

Gemeinsam aktiv
gegen Feinstaub

Im neuen Nürnberger Wirtschafts-Rathaus fand eine ge-
meinsame Auftaktveranstaltung des Wirtschaftsreferats und
des Umweltreferats mit Verbänden, Logistik-Dienstleistern,
Motorenherstellern und Handel zum Thema Reduzierung
der Feinstaubbelastung statt. Ziel war es, den Dialog mit der
Wirtschaft und ein Aktionsprogramm zur Feinstaubreduzie-
rung im Rahmen des Luftreinhalteplans Nürnberg-Fürth-
Erlangen anzustoßen. 

Wie Dr. Roland Fleck, berufs-
mäßiger Stadtrat und Wirt -
schaftsreferent der Stadt Nürn-
berg, betonte, zögen wie schon
in der Vergangenheit Stadt und
Wirtschaft an einem Strang,
wenn es darum gehe, sowohl
die Wirtschaftskraft in der Me -
tropolregion zu stärken als auch
das Wohl der Bürger damit un -
ter einen Hut zu bringen. 

Technische Alternativen

Bei der Auftaktveranstaltung
wurden Möglichkeiten zur Ein -
grenzung der Feinstaubbelastun -
gen durch den Wirtschaftsver -
kehr aufgezeigt. Motorenherstel -
ler präsentierten technische Al -
ternativen, bei denen durch Par -
tikelfilter der Feinstaubausstoß
reduziert werden kann. 

Bürgermeister Dr. Klemens
Gsell stellte bei dem Treffen
klar: „Verkehr ist lediglich einer
der Mitverursacher - nicht aber
der ausschließliche Verursacher
- der viel diskutierten Fein -
staubbelastung der Luft. Seitens
der Stadtverwaltung ist man
sich aber bewusst, dass kurz-
gedachte Maßnahmen wie Stras-
sensperrungen oder City-Maut
keine nachhaltige Lösung des
Problems sein können.“ Viel -
mehr erfolge dadurch nur eine
Verlagerung der Verkehre. Des-
halb sei es das erklärte Ziel der
Stadt Nürnberg gewesen, in Ko-
operation mit den Fachvertre -
tern aus der Transport- und Lo -
gistikwirtschaft dauerhaft trag -
fähige Lösungen zu erarbeiten. 

Nachhaltige Lösungen

Erste konkrete Lösungsansät -
ze, die sich aus der Diskussion
ergaben, sind Maßnahmen zur
Verflüssigung der Verkehrsströ-

me. Hierzu sind die bereits in
der Stadt vorhandenen Telema-
tik-Projekte zur Verkehrslen-
kung und -leitung zu optimieren
und mittelfristig auf das Stadt-
gebiet auszuweiten. Zudem
wird eine von den Unternehmen
angeregte und von der IHK
Nürnberg für Mittelfranken und
vom Landesverband Bayeri-
scher Transport- und Logi-
stikunternehmen e. V. (LBT)
unterstützte Umfrageaktion zur
Thematik Feinstaubreduktion
durchgeführt. „Nur gemeinsam
können nachhaltige Lösungen
erarbeitet werden“, unterstrich
Reinhold Grötsch, Geschäfts-
führer des LBT von der örtli-
chen Bezirksgeschäftsstelle
Mittel- und Oberfranken, die
Richtigkeit des gemeinsam 
ab gestimmten städtisch-wirt-
schaftlichen Handels. 

Aktionsprogramm

Die Stadtverwaltung wird die
diskutierten Ansätze wie Er-
leichterungen für den Lieferver-
kehr in der Innenstadt prüfen.
Die Ergebnisse der Veranstal-
tung fließen in ein Aktionspro-
gramm, das der Regierung von
Mittelfranken Ende Juni vorge-
legt wurde, ein. DK

Regio-Schienentakt:

AVV-Vorsitzender Vogele
fordert Ausbau

Der Vorsitzende des Augsburger Verkehrsverbunds (AVV),
Landrat Dr. Karl Vogele, begrüßt den aktuellen Vorstoß der Lan -
despolitik für den Ausbau des Regio-Schienentakts im Raum
Augsburg. Gerade die aktuelle Diskussion um die Feinstaubbela -
stung unterstreiche die Notwendigkeit, möglichst viele Pendler
vom Auto auf umweltfreundliche Verkehrsmittel zu bringen. 

Dem AVV-Vorsitzenden geht
allerdings die Umsetzung zu
langsam. Die grundlegenden
Konzepte liegen schon seit Jah-
ren auf dem Tisch. „Im Jahr
1999 hat der AVV den Regio-
nalen Nahverkehrsplan verab-
schiedet, der eine noch bessere
Abstimmung des Busses mit
der Bahn vorsieht“, so der
Landrat.

Er erinnert auch daran, dass
seit der Gründung des AVV im
Jahr 1985 die Stadt Augsburg
und die Landkreise Augsburg,
Aichach-Friedberg und Dillin-
gen erhebliche Mittel in den
Ausbau des Busverkehrs ge-
steckt und viele Fahrgäste auf
die Schiene gebracht haben. 

Der AVV habe seine Haus-
aufgaben gemacht. Jetzt seien
Bund, Land und vor allem die
Deutsche Bahn am Zug. Er-
freulich sei, dass Bayerns Wirt-
schaftsminister Dr. Otto Wies-
heu bereits vor zwei Jahren zu-
gesagt hat, für 6 Millionen Eu-
ro zusätzliche Züge zu bestel-
len. Um diese Züge fahren zu

können, muss aber das heute
schon überlastete Netz ausge -
baut werden. „Wir fordern die
zuständige Bundesregierung
auf“, so der Landrat, „endlich
ein Infrastrukturkonzept auf
den Tisch zu legen, das eine
absehbare zeitliche Perspektive
und eine solide Finanzierung
umfasst.“

Auf die Hinterbeine stellen

Der Augsburger Raum könne
sich nicht mehr bis zum St.
Nimmerleinstag vertrösten las-
sen, nur weil sich die Beteilig -
ten nicht über die Finanzierung
einigen können. Währenddes-
sen gehe der massive Ausbau
der S-Bahn in anderen Räumen
voran. „Wenn wir uns nicht auf
die Hinterbeine stellen, wird für
unsere Region kein Geld mehr
übrig sein - und andere werden
an uns vorbeiziehen“, so der
Landrat, der befürchtet, dass da-
durch der Augsburger Raum im
Wettbewerb der Regionen das
Nachsehen hat. r
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Deutsche Bahn:

Senkung des CO2-Ausstoßes
bis 2020 um mindestens 15 %

Mit ihrem Klimaschutzprogramm 2020 schreibt die Bahn ihre
bisherigen Anstrengungen im Klimaschutz konsequent fort und
plant eine weitere erhebliche Minderung der spezifischen Emis-
sionen des Treibhausgases Kohlendioxid (CO 2) ihrer Schienen-
verkehre um mindestens 15 Prozent bis zum Jahr 2020.

Ihrem neuen Programm hat
die Bahn die verkehrspoliti -
schen und steuerlichen Rah -
menbedingungen, wie sie im
Herbst 2003 galten, zu Grunde
gelegt. Eine Verminderung des
spezifischen CO 2-Ausstoßes so-
gar um bis zu 25 Prozent halten
die Experten der Bahn für mög -
lich, wenn die heute zu Lasten
der Bahn wettbewerbsverzer -
renden Rahmenbedingungen
verbessert werden oder das ho-

sowie anderen klimaschädigen-
den Treibhausgasen. 

Kyoto-Protokoll 
verpflichtet Deutschland 
zur Minderung von CO2

Auf der UN-Klima-Konferenz
in Kyoto wurden 1997 erstmals
konkrete und rechtlich bindende
Mengenvorgaben zur Begren-
zung festgelegt. Im Rahmen ei-
ner EU-weiten Lastenverteilung

sätzlich in die Atmosphäre. Um
diese Menge abzubauen, würden
etwa 16 Millionen Hektar Neu -
wald benötigt. Zum Vergleich:
das entspricht fast der Hälfte der
Fläche Deutschlands.

Die im Bundesverkehrswege -
plan 2003 berechneten CO 2-
Minderungen durch Verkehrs-
verlagerungen auf die Schiene
infolge des staatlich unterstütz -
ten Infrastrukturausbaus sind im
Klimaschutzprogramm 2020 der
Bahn noch nicht berücksichtigt.
Das Programm selbst würde die
Einspareffekte des Infrastruktur -
ausbaus noch weiter steigern.

Klimaschutz beginnt mit
Energiesparen 

Um ihre anspruchsvollen Kli -
maschutzziele zu erreichen, setzt
die Deutsche Bahn AG mit dem
Klimaschutzprogramm 2020
zum einen auf konsequente En -
ergiesparmaßnahmen und die
Steigerung der Energieeffizienz,
zum anderen soll der Ausbau
CO2-armer und regenerativer
Energieträger bei der Bahn -
stromversorgung aktiv vorange -
trieben werden. Das bedeutet,
mit der gleichen Energiemenge
mehr zu bewirken. So wird
durch Maßnahmen die einen ge -
ringeren Energieverbrauch bzw.
-verlust zur Folge haben, Ener -
gie eingespart. Das wiederum
senkt die Kosten und CO 2-Emis-
sionen.

Bei der Bahn soll die 
Energieeffizienz durch den Ein -
satz moderner Fahrzeuge und
Anlagen, die Fahrplangestaltung
und eine weitere Auslastungser -
höhung der Züge gesteigert wer -
den. Darüber hinaus soll der elek -
trische Fahrbetrieb gegenüber der
CO2-intensiveren Dieseltraktion
erweitert werden. Mit fast 90 Pro -
zent der Betriebsleistung hat
Bahnstrom bereits heute (2002)
eine überragende Position, 1990
waren es erst 60 Prozent.

Regenerative Energien
werden weiter ausgebaut

Für die CO2-Minderung bei
der Stromerzeugung wiederum
spielen effizientere Kraftwerke
und der verstärkte Einsatz rege -
nerativer Energien eine wichti-
ge Rolle. Der Bahnstrom wird
überwiegend in hocheffizienten
und umweltfreundlichen, mit
Rauchgasreinigung ausgestatte -
ten Großkraftwerken erzeugt.
Auch der Anteil von regenerati -
ven Energien zur Stromerzeu -
gung war bei der Bahn bereits
2002 mit 13 Prozent deutlich
höher als in der öffentlichen
Stromerzeugung, wo der Anteil
nur bei 8,1 Prozent lag. Völlig
CO2-emissionsfrei liefert dabei
die Wasserkraft etwa zwölf Pro -
zent des Bahnstroms, zuletzt ein
Prozent wird durch Windenergie
erzeugt. Im Rahmen des Klima -
schutzprogramms 2020 soll der
Anteil regenerativer Energien
am Bahnstrom-Mix aktiv weiter
ausgebaut werden.

Wegfallende Kapazitäten
ersetzen

Der Anteil der ebenfalls CO 2-
freien Atomenergie lag 2002 bei
28 Prozent und damit unter dem
bundesdeutschen Durchschnitt.
In Folge des vereinbarten und
gesetzlich fixierten Ausstiegs
aus der Atomenergie muss die
Bahn wegfallende Kapazitä-
ten ersetzen, wofür auch auf
Strom aus fossilen Brennstoffen
zurückgegriffen werden muss.
Dadurch wird sich nach den Be -
rechnungen der Bahn die CO 2-
Bilanz des Schienenverkehrs um
knapp zehn Prozentpunkte ver -

schlechtern. Die hierdurch not-
wendigen Klimaschutzanstren-
gungen der Bahn sind im Klima-
schutzprogramm jedoch bereits
berücksichtigt.

CO2-Ausstoß sinkt - Steuern
und Abgaben steigen 

Trotz der Klimaschutzerfolge
der Bahn AG belasten neben der
Mineralölsteuer mit 160 Millio-
nen Euro auch die Klimaschutz-
instrumente der Bundesregie-
rung (Ökosteuer sowie die ge-
setzliche Förderung der erneuer-
baren Energien und der Kraft-
Wärme-Kopplung) die Bahn
2004 voraussichtlich mit etwa
220 Millionen Euro, während
die Wettbewerber Luftverkehr
und Schiff davon völlig ausge-
nommen sind. 

Ganz entgegen der Intention
der Ökosteuerreform ist die
Deutsche Bahn AG zu einem der
größten Ökosteuerzahler hierzu-
lande geworden, wobei 30 Pro-
zent der Aufwendungen auf die
erhöhte Mineralölsteuer und 70
Prozent auf die neu eingeführte
Stromsteuer entfallen. Zuletzt
wurden Ende 2003 im Hauruck-
Verfahren durch den Vermitt-
lungsausschuss die Ökosteuer-
sätze für den Schienenverkehr
angehoben, woraus alleine eine
Mehrbelastung von 15 Millionen
Euro im Jahr 2004 resultiert.

Dreifachbelastung

Durch die unkoordinierte An-
lastung besteht beispielsweise
bei der elektrischen Zugtraktion
sogar eine Dreifachbelastung.
Der ab 2005 geplante Handel mit
CO2-Emissionszertifikaten wür-
de in seiner jetzt geplanten Form
als viertes - im Verkehrssektor
ausschließlich die Bahn betref-
fendes - Klimaschutzinstrument
die Wettbewerbsfähigkeit ge-

Bahnfahren mit
zusätzlichem Nutzen

Preis- und Eintrittsermäßigungen mit dem 
Bayern-Ticket in Franken

Bahnreisende erhalten mit dem Bayern-Ticket Ermäßigungen
für Thermen, Museen, für vielfältige kulturelle Veranstaltun-
gen sowie vergünstigte Angebote bei ausgewählten Gastrono-
miebetrieben. Die fränkischen Regiobahnen haben insgesamt
21 Ausflugsziele und den Zusatznutzen bei der Fahrt mit dem
Bayernticket in der Broschüre „Aktiv in Franken“ beschrie-
ben. „Aktiv in Franken“ ist an den Fahrkartenschaltern in der
Region erhältlich.

Besucher der Therme Bad
Steben können beispielsweise
bei Vorlage ihres Bayern-
Tickets einen ganzen Tag in der
Therme zum Preis eines vier -
stündigen Aufenthalts genießen.

Im Germanischen National -
museum in Nürnberg erhalten
Bahnfahrer 20 Prozent Ermäßi -
gung auf den Eintrittspreis. Dies
gilt für jedes Gruppenmitglied
beim Bayern-Ticket.

Günstig und flexibel

In Würzburg erhalten Bayern-
Ticket-Nutzer nicht nur er -
mäßigten Eintritt zur Residenz
und eine vergünstigte Stadt -
führung, sondern im Würzbur-
ger Ratskeller und in den Julius-
spital Weinstuben auch 10 Pro-
zent Ermäßigung auf alle Spei -
sen.

Die fränkischen Regio Bah -
nen bieten günstige und flexible
An- und Abreisemöglichkeiten
für Wochenendausflüge und
Kurzreisen in der Region. Grup -

pen bis zu 5 Personen können
mit dem Bayern-Ticket werk-
tags ab 9 Uhr, am Wochenende
rund um die Uhr, die bayeri-
schen Nahverkehrszüge, die
Verkehrsmittel der Verbünde in
Nürnberg, Würzburg und Aschaf-
fenburg sowie die Busse des
Omnibusverkehrs Franken (OVF) 
und des Kreisomnibusbetriebes
Bad Kissingen (KOB) ab 24
Euro nutzen. Für Einzelreisen-
de gibt es das Bayern-Ticket
Single ab 17 Euro. Weitere In-
formationen zum Bayern-Ticket
unter www.bahn.de/d_regio-
nal/view/bayern/bahnangebo-
te/bayernticket.shtml.

Bequeme Fahrt

Mit den Zügen von DB Regio
haben Ausflügler aus dem ge-
samten fränkischen Raum, zwi-
schen Coburg und Treuchtlin-
gen, zwischen Hof und Am-
berg, bequem und im Stunden-
takt Anschluss an die Ausflugs -
ziele. r

Richtungsweisend: das Klimaschutzprogramm der Bahn. rr

he Niveau der steuerlichen Bela -
stung sinkt. Ihr anspruchsvolles
Klimaschutzziel könnte nach
Einschätzung der Bahn Grundla -
ge einer verbindlichen Vereinba -
rung mit der Bundesregierung
zum Klimaschutz werden.

Mit dem in der Verkehrsbran -
che richtungweisenden Klima -
schutzprogramm knüpft die
Bahn direkt an ihren Erfolg aus
dem Energiesparprogramm 2005
an, dessen Teilziel Klimaschutz
drei Jahre früher als ursprüng-
lich vorgesehen erreicht wurde.
Ende 2002 hatte die Bahn die
Emissionen des klimaschädli -
chen CO 2 um 25,9 Prozent ge -
genüber dem Bezugsjahr 1990
gesenkt. Spezifische Angaben
sind besonders geeignet für den
Vergleich verschiedener Ver -
kehrsträger, weil sie die Emis-
sionen auf die jeweils gleichzei -
tig erbrachte Verkehrsleistung -
in Personenkilometer oder Ton -
nenkilometer - beziehen.

Entlastete Bilanz

Aber auch die absoluten jähr-
lichen CO2-Emissionen wurden
bei der Bahn von 1990 bis 2002
um 11 Prozent, d. h. um jährlich
mehr als zwei Millionen Ton-
nen CO2, gesenkt. Zwei Millio -
nen Tonnen entsprechen in etwa
dem jährlichen CO2-Ausstoß ei -
ner mittleren Großstadt mit
100.000 Haushalten. Diese Ent -
lastung der deutschen Klimabi -
lanz wurde im Personenverkehr
sogar bei einer leichten Steige -
rung der Verkehrsleistung er -
reicht, und auch im Güterver -
kehr konnten die vereinigungs-
bedingten Rückgänge wieder
fast ausgeglichen werden.

Als so genanntes Treibhaus-
gas zählt CO 2, das neben Was-
ser als Endprodukt aller Ver -
brennungsvorgänge entsteht, zu
den Hauptverursachern der vom
Menschen hervorgerufenen Erd-
erwärmung. Daraus ergibt sich
ein dringender Handlungsbe -
darf zur Reduzierung von CO2

hat sich Deutschland verpflich-
tet, seine Emissionen im Schnitt
der Jahre 2008 bis 2012 um 21
Prozent im Vergleich zum Jahr
1990 zu reduzieren. Die Wissen-
schaft ist sich einig, dass dies nur
der Anfang sein kann, wenn die
Erwärmung der Erdatmosphäre
gebremst werden soll. Im Ge-
gensatz dazu wird schon mehr
als ein Fünftel des gesamten CO 2
in Deutschland im Verkehrssek-
tor emittiert - mit steigender Ten-
denz.

2002 lagen die absoluten 
aus dem Verkehr resultierenden
CO2-Emissionen um knapp neun
Prozent über denen von 1990.
Daran sind die Verkehrsträger al-
lerdings sehr unterschiedlich be-
teiligt. Vor allem der Straßengü-
terverkehr und der Luftverkehr
haben zugelegt. Der Anteil des
Schienenverkehrs am gesamten
CO2-Ausstoß des Verkehrssek-
tors ist per 2002 auf rund vier
Prozent gefallen, 1990 betrug er
noch fünf Prozent.

Bahn klimafreundlichster
Verkehrsträger 

Im Systemvergleich mit
Straße und Flugzeug zeigt sich,
dass die Bahn eindeutig die
höchste Klimaeffizienz aufweist.
Der Personenverkehr auf der
Schiene emittiert lediglich ein
gutes Fünftel der CO2-Emission
des Luft- und lediglich etwas
mehr als ein Drittel des Straßen-
verkehrs. Also: Während das
Flugzeug 23 Kilogramm und 
der Pkw 12,3 Kilogramm CO 2
pro 100 Personenkilometer aus -
stoßen, sind es bei der Bahn nur
4,8 Kilogramm. Im Güterver-
kehr sieht es ähnlich aus, so ist
die Bahn fünfmal sparsamer als
ein Durchschnitts-Lkw bzw.
dreimal günstiger als ein 40-Ton-
nen-Lkw.

Müsste der gesamte Bahnver-
kehr in Deutschland von anderen
Verkehrsträgern übernommen
werden, gelangten jährlich rund
16 Millionen Tonnen CO 2 z u-

genüber Straße, Luft und Bin -
nenschiff weiter negativ verzer -
ren. Die Bahn bezieht ihren mit
Kohle, Öl oder Gas erzeugten
Strom ausschließlich von exter -

nen Stromerzeugern und befürch-
tet daher mehr oder weniger ge-
rechtfertigte Strompreiserhöhun-
gen, denen kein Fortschritt im
Klimaschutz gegenübersteht.    r
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Bert Stegkemper, Generalmana-
ger, Mitglied der Geschäfts-
führung und Werksleiter in Do-
nauwörth. r

V. l.: Vorsitzender Landrat Dr. Karl Vogele, der Donau-Rieser
Landrat Stefan Rössle, Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert
und Handwerkskammerpräsident Manfred Rudel.       Bild: -jdt-

Jahreshauptversammlung der KPV Schwabach:

Martin Kastler bleibt
Vorsitzender 

Bei der Jahreshauptversammlung der KPV Schwabach
wurde der ehemalige Europaabgeordnete Martin Kastler
wieder einstimmig zum Vorsitzenden gewählt. Als Stellver-
treter fungieren Stadträtin Christa Dressel und Schreiner-
meister Uwe Link. 

Kastler bezog in seiner kurze Rede Stellung zum Thema
„Die Zukunft der Metropolregion Nürnberg“. Für den Politi-
ker sind die Metropolregionen Europas ein wichtiger Baustein
im Gefüge der EU. Die Menschen seien in ihrer Heimat vor
Ort verwurzelt, doch um diese Heimat in Zukunft lebensfähig
zu halten, benötige man auch entsprechende Arbeitsplätze und
Infrastrukturen vor Ort. Dies erreicht man Kastler zufolge mit
„einer schlagkräftigen gemeinsamen Region sicher besser als
mit vielen kleinen Einzelregionen, die sich nebeneinander das
Wasser abzugraben versuchen“.

Aus diesem Grunde müsse gerade die Zusammenarbeit der
benachbarten Kommunen in der Region noch weiter intensi-
viert werden, erklärte Tobias Schmidt, hauptamtlicher Ge-
schäftsführer der CSU-Fraktion im Nürnberger Stadtrat. Die
Metropolregion könnte jetzt zu einer Initialzündung werden.
Aber erst in den nächsten Jahren werde man endgültig wissen,
wer letztlich der Metropolregion zuzurechnen ist. DK

Beeindruckender 
Eurocopter EC 135

Schwäbische Landräte gingen „in die Luft“
Donauwörth (jdt). Die Bayerische Staatministerin Christa Ste-
wens überzog ihren Zeitplan erheblich, als sie mit den schwäbi-
schen Landräten im Donau-Rieser Landratsamt die „Zukunft
der Krankenhauslandschaft in Schwaben (Alten-, Eingliede-
rungs- und Sozialhilfe)“ behandelte und diskutierte. Gesteigert
wurde das Gewicht der Konferenz, dass die aktuellen Themen
unter Mitwirkung von Regierungspräsident Ludwig Schmid,
Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert und von Dieter Jung
(Ständiger Vertreter des Geschäftsführenden Präsidiumsmit-
gliedes des Bayerischen Landkreistages) „unter die Lupe“ ge-
nommen wurden.

Mit einer starken Delegation
der Führungsspitze der Hand -
werkskammer Schwaben nahm
Handwerkskammerpräsident
Manfred Rudel an der Arbeits-
tagung des Bezirksverbandes
Schwaben im Bayerischen
Landkreistag teil.

Der Vorsitzende der Arbeits-
gemeinschaft, Landrat Dr. Karl
Vogele (Augsburg), konnte mit
Staatsministerin Stewens die
Landräte Stefan Rössle (Donau-
Ries), Leo Schrell (Dillingen),
Hubert Hafner (Günzburg), 
Erich Josef Geßner (Neu-Ulm),
Christian Knauer (Aichach-
Friedberg), Johann Fleschhut
(Ostallgäu), Dr. Hermann 
Haisch (Unterallgäu), Gebhard
Kaiser (Oberallgäu) und Dr.
Eduard Leifert (Lindau) be -
grüßen. Zur Delegation der
Handwerkskammer gehörten
mit Präsident Rudel die Vizeprä-
sidenten Jürgen Schmid und
Franz Kugler, Hauptgeschäfts-
führer Ulrich Wagner und stell -
vertretender Hauptgeschäftsfüh -
rer Siegfried Kalkbrenner.

Aufgabenverlagerung

In den Mittelpunkt rückten das
Referat von Sozialministerin
Stewens über die Planungen zur
Neuordnung vor allem der Al -
ten- und Sozialhilfe, mit der Dis-
kussion um die Aufgabenverla -
gerung von der Ebene des Be -
zirks auf die Landkreise und
kreisfreien Städte. Die Meinun -
gen über die möglichen Auswir -
kungen gingen offensichtlich
auseinander. Hingewiesen wurde
wiederholt auf den Tatbestand,
dass die Zahl der Pflegebedürfti -
gen angesichts der erheblichen
Zunahme der Hochbegabten zu -
nehmen würde. Nötig werde 
die Ausweitung des ambulanten 
Bereiches. Bezirkstagspräsident
Reichert betonte: „Bei einer Ver -
lagerung von der Ebene des Be-
zirkes wird nichts billiger“. Der
Donau-Rieser Landrat Rössle re-
gistrierte, dass bei einer Verände-
rung im diskutierten Umfang 
der Landkreis Donau-Ries mit
Mehrkosten von etwa 4,8 Millio -
nen Euro zu rechnen habe („Da

müsste die Bezirksumlage um
sechs Punkte sinken“).

In einem Brief an Ministerprä-
sident Dr. Edmund Stoiber hatte
Verbandsvorsitzender Landrat
Dr. Vogele auf „schwerwiegende
Folgen“ bei einer Verlagerung
der Hilfe zur Pflege von den Be-
zirken auf die Kreisverwaltungs -
ebene aufmerksam gemacht.
Nach Berechnungen von ober-
fränkischen Landräten sei bei
dem angedachten Finanzie-
rungsmodell mit einer Kosten-
steigerung für die Landkreise
und kreisfreien Städte von etwa
15 Prozent zu rechnen. Allein für
den Bezirk Schwaben wären
dies, so Dr. Vogele, ca. 10 Mil-
lionen Euro, „die zusätzlich auf
die ohnehin stark gebeutelten
Landkreise und Städte zukom -
men würden. Angesichts unserer
bereits jetzt bestehenden massi-
ven Finanzprobleme... erschei-
nen die jüngsten Vorschläge...
noch dazu völlig unausgereift“. 

Berechtigte Zweifel

Dr. Vogele verwies auf die von
der Staatsregierung durchgesetz-
ten Projekte der Verwaltungsre-
form (Amtsgerichte, Forstver-
waltung), mit der Schaffung
größerer Einheiten. Zweifel sei-
en angebracht, warum gerade in
sehr kostenintensiven Pflegebe-
reich „die Uhren anders herum
laufen sollen“. Hier solle, wie
Dr. Vogele im Brief an Minister-
präsident Dr. Stoiber anmerkte,
durch die Schaffung vieler neuer,
kleiner Einheiten plötzlich Geld
gespart werden.

Diesem Fragezeichen setzte
Landrat Dr. Vogele die Feststel-
lung hinzu: „Die Zuständigkeit
soll von sieben Bezirken auf 96
Sozialhilfeträger aufgesplittert
werden, zudem mit der Folge
von parallelen Zuständigkeiten
mehrerer Kostenträger in fast je-
dem Pflegeheim sowie Doppel-
zuständigkeiten bei Einrichtun-
gen, die sowohl Leistungen zur
Pflege als auch zur Eingliede-
rung behinderter Menschen an-
bieten. Dazu werden Abgren-
zungsstreitigkeiten zu weiterhin
den Bezirken verbleibenden sta-

tionären Eingliederungshilfen
kommen“.

Abwicklung von
Rechtsbehelfsverfahren

Dr. Vogele machte darüber
hinaus darauf aufmerksam, dass
bei den Bezirken erfahrenes,
hoch qualifiziertes Personal zur
Verfügung stehe, das bei den
Kreisen und kreisfreien Städten
fehlte. Es gebe auch kein ent -
sprechendes EDV-System. Bei
der Abwicklung von Rechtsbe -
helfsverfahren usw. hätten pro
Bezirk ein oder zwei Speziali -
sten diese Angelegenheiten bear -
beitet. Künftig müssten sich bis
zu 100 Spezialisten diese Aufga-
ben teilen. Gewarnt wurde vom
Augsburger Landrat auch vor
der überdimensionalen Bela -
stung von örtlichen Trägern mit
einer hohen Pflegeheimdichte,
wenn die Ausgleichswirkung der
Bezirksumlage wegfalle. Künf-
tig würden gerade Landkreise
und kreisfreie Städte abgestraft,
die sich besonders für Behinder -
te eingesetzt hätten. Wenn die
Reform aber komme, „ist abso-
lute Voraussetzung, dass die 
Kosten, einschließlich der damit
verbundenen Verwaltungskos-

ten, den Landkreisen und kreis-
freien Städten voll erstattet wer-
den“.

Für eine gewisse Beruhigung
sorgte dann die Zusage von Mi-
nisterin Stewens, dass es bei der
Umsetzung der Pläne keine
„Schnellschüsse“ geben werde,
vielmehr umfassende Prüfungen,
mit Entscheidungen „frühestens
zum Januar 2007“.

Lehstellenmarkt

Handwerkskammerpräsident
Rudel machte auf die besonde-
ren Anstrengungen der Hand-
werkskammer Schwaben zur
Verbesserung des Lehrstellen-
marktes aufmerksam. Im Jahr
2004 seien im Ausbildungs-Pakt
vom schwäbischen Handwerk
200 zusätzliche Ausbildungs -
plätze und 170 Einstiegsqualifi-
kationen gefordert worden. Ge-
geben habe es 584 Ausbildungs -
plätze und 81 Einstiegsqualifika-
tionen. Die Vorgaben für 2005
sind nun wieder die gleichen.
Rudel merkte an, dass der Aus -
bildungsmarkt nicht beliebig
ausdehnbar sei, gerade ange-
sichts des hohen Stellenabbaues
und des Rückgangs der Beschäf-
tigung im Handwerk im ersten

Familienförderpreis des
Landkreises Bamberg

Die Gesellschaft muss, um zukunftsfähig bleiben zu wollen, für
Eltern - und besonders für Frauen - Rahmenbedingungen in
der Arbeits- und Lebenswelt schaffen, die ihnen helfen, Kin -
dererziehung und Beruf in Einklang zu bringen. Da die öffent-
liche Hand künftig immer weniger das, was notwendig und
wünschenswert ist, allein aus eigener Kraft realisieren kann,
wird Motivation und Anregung, Förderung und Unterstüt-
zung der Gesellschaft eine immer größere Rolle spielen. Genau
diesen Ansatz verfolgte der Landkreis Bamberg mit seinem auf
Initiative des Familienausschusses erstmals verliehenen Fami-
lienförderpreis.

Gesucht wurden Unternehmen
und Einrichtungen, die mit guten
Ideen, originellen und phantasie-
vollen Lösungen Engagement
und Kreativität die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf fördern.
Teilnahmeberechtigt waren Be -
triebe und Organisationen aus
Industrie, Handel, Handwerk,
Dienstleistungen, Medien, Be-
hörden, Selbständige und Freie
Berufe, die ihren Sitz im Land -
kreis Bamberg haben.

Anstelle von Preisgeldern
verlieh Landrat Dr. Günther
Denzler nunmehr anlässlich ei -
nes Festaktes Urkunden für die
familienfreundlichsten Unter -
nehmen. Es sind dies Dr. R.
Pfleger GmbH, Sparkasse Bam-
berg und Fliesen Stärk GmbH.  

Denzler betonte in seiner
Laudatio, dass die ausgezeich -
neten Unternehmen einen „in -
teressanten Querschnitt der hei -
mischen Wirtschaft“ darstellen.
Sie hätten bewiesen, dass Fami -
lienfreundlichkeit unabhängig
von Unternehmensgröße oder
Branche möglich ist. Zudem
hätten sie erkannt, dass es an
der Zeit sei, neue Wege zu ge -
hen, „denn ein Entgegenkom-
men der Arbeitgeber nutzt nicht
nur den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern,  kurzfristig zahlt
es sich für die Unternehmen
aus, weil die Arbeitszufrieden -

heit größer ist“. Langfristig sei
man dadurch in der Lage, dem
bereits jetzt absehbaren Fach-
kräftemangel gegenzusteuern.

Kinder und Karriere

Denzler zufolge „sind wir auf
die Arbeitskraft der Frauen, die
häufig hoch qualifiziert sind,
angewiesen“. Arbeitgeber und
Regionen, die ihren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern Rah-
menbedingungen böten, „wo
Kinder und Karriere möglich
sind“, wiesen klare Wettbe-
werbs- und Standortvorteile auf.
„Die geehrten Unternehmen“,
so der Landrat, „haben uns
überzeugt, weil sie in erhebli-
chem Umfang Teilzeitarbeit mit
interessanten Arbeitszeitmodel-
len bis hin zur Telearbeit er-
möglichen, soziale Zuwendun-
gen vorsehen, Sonderurlaub bei
Erkrankungen Angehöriger ge-
statten, Mittagsmenüs bezu-
schussen, Ferienbetreuung an-
bieten, Firmenfahrzeuge zu be-
stimmten privaten Nutzungen
zur Verfügung stellen, Eltern
freistellen, wenn schulische
Probleme geklärt werden müs -
sen und vieles mehr.“ Die aus -
gezeichneten Unternehmen dür-
fen nun das Förderpreis-Logo
drei Jahre lang führen und mit
ihm werben. DK

Quartal 2005 um 5,1 Prozent.
2004 seien die Betriebe geradezu
„ausgequetscht“ worden, um
Ausbildungsplätze zu stellen.
Von der Kammer würden weiter -
hin enorme Anstrengungen un -
ternommen, mit dem Aktivpro-
gramm, zwei Lehrstellenakquisi -
teuren, Infomessen und der
großen Lehrstellen-Offensive
mit der AZ, die von der Hand -
werkskammer bezahlt werde.

Informiert wurde von Präsi -
dent Rudel über „10-Punkte-
Plan für ein erfolgreiches
Deutschland“ der Kammern.
Vorrangig seien u. a. die Schaf -
fung von Kaufkraftanreizen,
Steuerbegünstigungen für inve -
stierte Gewinne, faire Standort -
bedingungen für den Mittel -
stand, die Stoppung der Dequali -
fizierungsspirale im Handwerk,
eine maßvolle EU-Politik, das
Ende der Arbeitsplatzvernich -
tung durch „Scheinselbstständig -
keit“ durch ausländische Grün -
der und Bürokratie-Abbau.

Begeisternder Rundflug

Ein spezieller Höhepunkt der
Tagung war die Besichtigung des
Eurocopter-Standortes in Donau -
wörth, des Zentrums der deut -
schen Hubschrauberindustrie. In
Donauwörth werden rund 3500
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
und etwa 700 Leiharbeitskräfte
beschäftigt. Begrüßt wurden die
Gäste im Konferenzzentrum von
Leiter der „Außenbeziehungen“,
Hans-Jürgen Schraut (der die Eu -
rocopter-Gruppe in einem auf -
schlussreichen Vortrag vorstellte)
und von Olaf Pitterling (Proto -
koll). Begeistert waren die Land -
räte, Regierungspräsident Schmid
und Bezirkstagspräsident Rei -
chert von den Rundflügen in ei -
nem Hubschrauber von meistpro -
duzierten Typ EC 135“ über
Nordschwaben. Er wird einge-
setzt auch für Rettungsflüge, bei
Polizei und Bundeswehr. Daniel
Schwenzel, einer von 20 Testpilo -
ten des Werkes, startete dreimal,
mit jeweils sechs Passagieren. 

Abschließend beeindruckten
die Informationen des Vorsitzen -
den der Eurocopter-Geschäfts-
führung, Friedrich Dörhöer, und

Rathauschef 
bestätigt

Peter Doliwa ist als Bür-
germeister der 3000-Ein woh-
ner-Gemeinde Buxheim,
Landkreis Eichstätt, wieder-
gewählt worden. Der Kandi-
dat des parteilosen Blocks
war der einzige Bewerber
und erhielt 89,4 Prozent
der abgegebenen Stimmen.
Die Wahlbeteiligung lag bei
33,1 Prozent. DK

Der Stellvertreter des Landrats und Landtagsabgeordneter
Max Strehle (r.) gratulierte im Beisein des Zumarshausener
Bürgermeisters Albert Lettinger (2. v. l.) und des Ehrenvorsit-
zenden des Gemeindetages Günter Würmseher (l.) Wollbachs
Altbürgermeister Leonhard Bunk (2. v. r.) zum 80. Geburtstag.
Strehle überbrachte Bunk auch die besten Glückwünsche von
Landrat Dr. Karl Vogele. Bunk war von 1972 bis 1978 1. Bür-
germeister der Gemeinde Wollbach. Der Vize-Landrat betonte
die großen Verdienste des ehemaligen Bürgermeisters. „Leon -
hard Bunk hat Wollbach ein besonderes Profil und ein liebens-
wertes Gesicht verliehen“, lobte Strehle den Jubilar. rr
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„Hören Sie Sabrina, Sie
sind doch ein einmaliges Or-
ganisationsgenie. Außerdem
haben Sie im August keinen
Urlaub beantragt. Hätten Sie
Lust, die nächsten 60 Tage die
Bundestagswahl zu organisie-
ren?“ Mein Chef, der Bürger-
meister, gab sich alle Mühe,
seine Entscheidung als Bitte
zu camouflieren.

Unser ganzes Land ist ja in
einer merkwürdigen Situation.
Obwohl alle wissen, dass nach dem Bundesprä-
sidenten das Bundesverfassungsgericht das
letzte Wort über Ja oder Nein von Neuwahlen
hat, ist jeder seit Wochen auf Wahlkampf und
Bundestagswahlen am 18. September einge-
stellt. Die Kandidaten werden aufgestellt, die
Landeslisten gezimmert, die Wahlprogramme je
nach Geschmacksrichtung als Dokumente der
Offenbarung oder Manifeste der Befreiung vor -
gestellt und von der anderen Seite umgekehrt

als Zeugnis der Ahnungslosigkeit oder Fanal
des Versagens geziehen, die ersten Wahlplakate
tauchen in den Schaukästen der Parteien auf
und bei den Bürgerinnen und Bürgern blitzt hie
und da zwischen den vorherrschenden Ge-
fühlen der Resignation und der Urlaubsvorfreu-
de ein Fünkchen Hoffnung auf, dass sich - egal
wie die Wahl ausgeht - doch mal was bewegt.

Bei uns wie in vielen Stadt- und Gemeinde-
verwaltungen macht sich aber vor allem der
Gedanke an einen Haufen Arbeit mit zu kurzer
Vorbereitungszeit breit. Das ist auch der Grund,
warum der Chef mir diese Sonderaufgabe aufs
Auge gedrückt hat: Von dem eingespielten
Team, das ansonsten Wahlen aus dem „ff“ or -
ganisiert, haben praktisch alle schon langfristig
ihren Familienurlaub im August/September ge-
bucht. Deshalb braucht es einen informellen
Oberkoordinator, der alle Fäden in Händen
behält. Denn daran haben die Staatslenker in
Berlin nicht gedacht: Im fernen Bayern sind bis
eine Woche vor Ultimo Ferien und eine soziale,
arbeitnehmerfreundlich eingestellte Verwal-
tungsspitze kann nicht alle zur Urlaubssperre
verdonnern. Es langt schon, wenn die Erholung
in der Woche vor den Wahlen wieder flöten

geht, wenn alle Urlaubsheim-
kehrer schnell, schnell noch ih-
re Briefwahlunterlagen wol-
len. Vor allem kann man nicht
ganzen Arbeitseinheiten Stu-
benarrest im Hochsommer auf-
brummen, wenn die Gefahr
besteht, dass ein Verfassungs -
organ sich als Wirt begreift,
ohne den man keine Rechnun-
gen machen kann und die Wahl
um ein Jahr vertagt.

Ans Arbeiten sind die Mitar -
beiter gewöhnt, denn was mit Wahlen und Ab-
stimmungen zu tun hat, ist die einzig wirkliche
Konjunkturlokomotive im Land. Ob Wald, ob
Gymnasium, ob Mobilfunkmast - kein Thema ist
in Bayern davor sicher, Gegenstand eines
Volksbegehrens zu werden. Und keiner, der so
fröhlich an der Ecke Unterschriften für einen
guten Zweck sammelt, denkt daran, wie viel
Prüfarbeit und wie viel geduldiges Abarbeiten
bürokratischer Vorschriften mit solchen Initia-
tiven verbunden sind.

Aber gut, Demokratie hat ihren Preis und das
ist gut so, denn gerade wir Deutsche wissen,
wie teuer eine Diktatur zu stehen kommen kann.
Deshalb habe ich auch nicht gejammert, son-
dern vorgeschlagen, dass wir uns jetzt sofort
auf die Suche nach Wahlhelfern machen. Sonst
sind alle potenziellen Kandidaten schon in den
Kanaren-Bombern und wir wissen nicht, wie
wir die Wahllokale besetzen sollen. Mangelnder
Respekt vor der Entscheidung des Bundespräsi-
denten? Auch nicht schlimmer als die Bundes-
politiker die so tun, als könne nur noch der
Weltuntergang einen Urnengang in acht Wo-
chen verhindern. 

Mein Chef, der Bürgermeister, hat als pflicht-
bewusster Parteisoldat natürlich seinen Ur-
laub modifiziert. Eine komplette Absage hät-
te seine Frau übel genommen, aber er bleibt
näher am Geschehen. Weil ich nicht will, dass
er über den ganzen Rummel rund um die Wahl-
en und Abstimmungen brummelt, lege ich ihm
das Kalenderblatt mit einem tröstenden Satz
von Max Frisch auf den Schreibtisch: „Demo-
kratie heißt, sich in die eigenen Angelegenhei-
ten einzumischen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Alles dreht sich um die 
Bundestagswahlen

Von links: MdL Kurt Eckstein, MdB Christian Schmidt, CSU-Bezirksgeschäftsführer Peter Müller,
Jubilar Hans Herold, eingerahmt von Tochter Rebecca und Ehefrau Alexandra, dahinter CSU-
Kreisgeschäftsführer Michael Dibowski und rechts Joachim Herrmann.  Bild: Jürgen Langhammer

Ipsheims Bürgermeister Hans Herold
feierte 50. Geburtstag

Riesenauftrieb in Ipsheim: Viele Gäste kamen am 4. Juli nach
Ipsheim, um dem Bürgermeister, CSU-Kreisvorsitzenden und
Landtagsabgeordneten Hans Herold zu dessen 50. Geburtstag zu
gratulieren. Alle hoben sein kommunalpolitisches Fundament
hervor, auf welchem seine Arbeit in München aufbaut und wo er
sich in wenigen Jahren höchste Anerkennung erworben hat.

Unter den Gratulanten waren
etliche „Überraschungsgäste“,
unter anderem der Vorsitzende
der CSU-Landtagsfraktion Joa -
chim Herrmann, Bundesmini -
ster a. D. Dr. Werner Dollinger,
Staatsminister a. D. Dr. Karl
Hil lermeier, Staatsminister Dr.
Günther Beckstein, Bundestags-
abgeordneter Christian Schmidt
und viele andere. Auch die Alt-
Landräte Adolf Schilling und
Robert Pfeifer ließen es sich
nicht nehmen, ihm persönlich
die Glückwünsche zu überbrin -
gen. 

Kollegial und bescheiden

Gesehen wurden darüber hin -
aus Weinhoheiten, drei Schorn-
steinfeger-Generationen, mittel -
fränkische Landtagskolleginnen
und -Kollegen, und der örtliche
Musikverein überbrachte Stän -
dchen. Übereinstimmend erklär -
ten alle, was sie an ihm schätzen:
Seine Hilfsbereitschaft und Kol -
legialität, seine Bescheidenheit

und Einsatzbereitschaft.

Tuchfühlung mit der Basis

Von Herolds Verbundenheit
mit den Menschen in seiner mit-
telfränkischen Heimat, seiner
Bürgernähe und seiner Um-
gänglichkeit würde die bayeri-
sche Landespolitik enorm pro-
fitieren, meinte Dr. Günther
Beckstein als Sprecher der mit-
telfränkischen CSU-Landtags-
abgeordneten. Und Joachim
Herrmann sagte: „Hans Herold
hat sich seit seiner Wahl im Jahr
2003 in unserer Fraktion einen
ausgezeichneten Ruf erwor -
ben.“ Mit seiner reichen kom-
munalpolitischen Erfahrung als
Erster Bürgermeister des Mark-
tes Ipsheim und seiner engen
Tuchfühlung mit der Basis sei
er eine starke Stütze für die mit-
telfränkische CSU.

Herrmann, auch Bezirksvor -
sitzender der mittelfränkischen
CSU, überbrachte dem Jubi-
lar gemeinsam mit Christian

Schmidt als „Sammelgeschenk
vieler Freunde“ ein High-Tech-
Fahrrad, damit der bekennende
Sportler Herold mit Schwer -
punkt Fußball auch „weiterhin
fit für seine Aufgaben“ bleibe.
Außerdem wurde die neue Ho-
mepage des Abgeordneten vor-
gestellt, die in enger Zusam-
menarbeit des CSU-Kreisver -
bandes unter Federführung von
Michael Dibowski und der
CSU-Landtagsfraktion in den
letzten Wochen grundlegend
überarbeitet wurde (http://www.
hans-herold.de).

Hoher Beliebtheitsgrad

Der Beliebtheitsgrad des 
CSU-Kreisvorsitzenden und Ips-
heimer Bürgermeisters zeigte
sich nicht nur in der enormen
Zahl der Glückwünsche, die
den Jubilar persönlich, telefo-
nisch und per E-Mail erreich-
ten. Dieter Rückert, der als 2.
Bürgermeister von Ipsheim die
Grüße der Gemeinde über -
brachte, richtete eine Bitte an
Innenminister Beckstein: „Herr
Minister, wenn Sie im Herbst
nach Berlin wechseln sollten,
lassen Sie unseren Hans doch
bitte hier !“ pm

Arbeitstagung oberpfälzischer Landräte:

Votum für mehr Flexibilität
bei der Schulreform

Die ihrer Ansicht nach fehlende Flexibilität der Staatsregierung
bei der Umsetzung der Reform der Grund- und Hauptschulen
war Kernthema einer Arbeitstagung der oberpfälzischen Land -
räte auf Schloss Sünching im Landkreis Regensburg. Des weite-
ren befassten sich die Kommunalpolitiker mit den „Metropolre-
gionen Nürnberg und München“ sowie dem im Bundestag ab -
gelehnten Kommunalen Entlastungsgesetz (KEG).

Der Sprecher der oberpfälzi -
schen Landräte, Simon Witt -
mann aus dem Landkreis Neu -
stadt/Waldnaab, betonte, dass
insbesondere auf dem Land die
Hauptschule auch heute noch
eine völlig andere Bedeutung
als in den Städten habe. Aus
diesem Grunde sei es erforder -
lich, bei der Sprengelbildung -
vor allem im Hinblick auf die
Schließung von Teilhauptschu-
len - nicht rein formalistisch
vorzugehen, sondern sich an
den jeweiligen Gegebenheiten
vor Ort zu orientieren.

Regensburgs Landrat Herbert
Mirbeth vertrat die Ansicht,
dass sich das Reformwerk in ei -
nigen Jahren in vielen Orten
mangels Schüler ohnehin von
selbst erledigen werde. Regie -
rungspräsident  Dr. Wolfgang
Kunert sei auch um Unterstüt -
zung beim Erhalt der Berufs-
schulen in der Fläche gebeten
worden. Die seit Juli geltende

neue Sprengelung werde die
Schließung vieler Berufsschu-
len nach sich ziehen. Wittmann:
„Die Ausbildungsberufe werden
immer vielfältiger, was zur Ab-
nahme der Schülerzahlen in den
einzelnen Klassen führt. Da müs -
sen wir verwandte Berufe ge-
meinsam beschulen, um einzelne
Standorte erhalten zu können.“

Stärkung kleinerer
Einheiten

Mit großem Nachdruck spra-
chen sich die Landräte gegen
die Bevorzugung der Metropol-
regionen Nürnberg und Mün-
chen aus. Hingegen forderten
sie eine Stärkung kleinerer Ein-
heiten. Dabei sei an einen Ver -
bund Niederbayern/Oberpfalz
oder eine Region Ostbayern ge-
dacht, erklärte Landrat Mirbeth.
Die wirtschaftlichen Verflech-
tungen zwischen den großen
Städten müssten gestärkt wer -

den, ansonsten werde man „zer -
rieben“. 

Mehrmals wurde in diesem
Zusammenhang Österreich als
Vorbild dargestellt, weil die Al -
penrepublik die kleinen Regio -
nen stärke und dadurch einen
wirtschaftlichen Aufschwung
erfahren habe. Große Hoffnun-
gen setzen die Landräte auf den
aus der Oberpfalz stammenden
Wirtschaftsstaatssekretär Hans
Spitzner, der bei den Verhand-
lungen im Wirtschaftsministeri -
um im Herbst ihre Interessen
nachhaltig vertreten soll.

Zum Abschluss der Tagung
forderten die Landräte von der
Bundesregierung, das im Bun-
destag abgelehnte KEG noch-
mals einzubringen, die Gemein -
definanzreform auch wegen
Hartz IV nicht aus den Augen
zu verlieren und die Föderalis-
muskommission wieder in Ar-
beit zu setzen. „Schließlich“, so
Wittmann, „muss der Durch -
griff vom Bund und natürlich
auch von der EU auf die Kom-
munen künftig verhindert wer -
den.“ Man könne den Konne -
xitätsanspruch nur gegen das
Land Bayern und nicht gegen
den Bund durchsetzen. DK

Günstiger Strom für Schwabens Kommunen
Rahmenvereinbarung mit den Lechwerken unterzeichnet

Nach einem Verhandlungsmarathon über mehrere Monate ist der
Strombezug schwäbischer Kommunen von der Lechwerke AG
für den Zeitraum 2006 bis 2009 unter Dach und Fach. Am 10. Ju-
ni 2005 unterzeichneten im Rathaus der Stadt Neusäß der Vorsit -
zende des Bezirksverbands Schwaben des Bayerischen Gemein -
detags, 1. Bürgermeister Anton Lang, Gemeinde Elchingen (r.),
der 1. Bürgermeister der Stadt Neusäß, Dr. Manfred Nozar (l.)
und das Vorstandsmitglied der Lechwerke AG, Paul Waning
(Mitte), eine neue kommunale Rahmenvereinbarung über Strom-
lieferungen an kommunale Einrichtungen und Liegenschaften.
Sie hat eine vierjährige Laufzeit. 
Die Verhandlungspartner konn-
ten dabei auf die sachkundige
Unterstützung durch den Ener-
gieexperten Werner Mößner, 1.
Bürgermeister der Gemeinde
Langenaltheim, sowie die Ge-
schäftsstelle des Bayerischen
Gemeindetags zählen. 
Wiederum konnten günstige
Preise für die Kommunen er-
reicht werden, was indirekt auch
die Bürgerinnen und Bürger ent-
lastet. Die Lechwerke bieten die
Rahmenvereinbarung mit einem
Gesamtvolumen von zirka 236

Gigawatt Stunden pro Jahr rund
500 kommunalen Kunden an:
Dazu gehören Städte, Märkte,
Gemeinden, Zweckverbände so-
wie Landkreise und der Bezirk
Schwaben. 

Besondere Preisstellung

Der Vorteil der Vereinbarung
liegt in der Einräumung einer be-
sonderen Preisstellung, in einer
auf die kommunalen Verhältnis-
se zugeschnittenen Preisstruktur
sowie in verschiedenen gemein -

wirtschaftlichen Leistungen der
Lechwerke. Auf die Einrichtung
eines Fondsmodells wie beim
Abschluss mit der E.ON Bayern
AG wurde verzichtet, was die
Handhabung einfacher macht.
Beim Vergleich der Gesamtko-
sten liegt das Angebot des schwä-
bischen Regionalversorgers sogar
noch etwas günstiger als im Ver-
gleich zu E.ON. Soweit der Vor-
rat reicht, bieten die Lechwer-
ke auch zertifizierten Ökostrom
preisgleich mit Strom aus kon-
ventionellen Kraftwerken an.
Tritt das neue Energiewirtschafts-
gesetz noch vor der Sommerpau-
se in Kraft, sind erhebliche Ände-
rungen der Entgelte für die Nut-
zung des Stromnetzes wahr-
scheinlich. Der Rahmenvertrag
enthält die Absicherung, dass
Senkungen der Netznutzungsent-
gelte um mehr als fünf Prozent im
Durchschnitt an die Gemeinden
weitergegeben werden. r
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Vorschau auf GZ 15/16
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 15/16, die am 4. August
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
ll Wasserversorgung . Wasserentsorgung
ll Kommunale Baupolitik
ll Kommunale Museen

Partnerschaft Landkreis Landshut - Rayon Nowosibirsk:

Außenpolitik auf unterster Ebene
Mächtig beeindruckt vom „historischen Gedächtnis“ der Deut-
schen zeigte sich die Delegation aus dem Rayon Nowosibirsk, die
zur Landshuter Hochzeit in den Landkreis Landshut eingeladen
war. Unter Leitung von Landrat Vladimir Sablin hatte sich eine
12-köpfige Delegation auf den 6.500 Kilometer entfernten Weg
nach Bayern gemacht, um die Hochzeit des Landshuter Her-
zogs, Georg der Reiche, mit der polnischen Königstochter Jad -
wiga zu erleben. Wenn es über die historische Landshuter Hoch-
zeit heißt, dass sie der traditionellen Ostpolitik Niederbayerns
entsprach, dann speist sich vielleicht die Begeisterung der russi-
schen Delegation aus dem Wissen, dass die Partnerschaft zwi-
schen beiden Landkreisen sich als Fortsetzung verstehen darf.

Für die Besuchergruppe war
diese Reise in mehrfacher Hin -
sicht ein besonderes Erlebnis:
Wenn sie normalerweise wegen
des kurzen sibirischen Sommers
lieber im Winter nach Deutsch -
land kommt, um zuhause die
landwirtschaftlichen Arbeiten zu
erledigen, so erlebte sie diesmal
den Frühsommer in bayerischen
Landen. Von den blühenden Vor -
gärten, den weiten, hügeligen
Getreidefeldern und den Hop -
fengärten zeigten sie sich ange -
tan, wenngleich sie sich in der
unendlichen Weite der sibiri -
schen Landschaft beheimatet
wissen. 

Traum erfüllt

Außerdem führte sie die dies-
jährige Reise zum ersten Mal
weit über die Landkreisgrenzen
hinaus nach Österreich, wo sich
die Gruppe durch den Besuch
Wiens einen Traum erfüllte. Da-
bei wollen sie als Touristen die
repräsentativen Bauten besichti -
gen, an die sich die ausgezeich -
neten Beziehungen Russlands
zum Habsburgischen Kaiserhaus

knüpfen und an Maria Theresia
und  Zarin Katharina II.

Traditionelle bayerische Gast-
lichkeit und Gemütlichkeit er-
fuhr die Gruppe bereits am Tag
der Ankunft: Auf Einladung der
Stadt Rottenburg besuchten sie
das Volksfest, um herauszufin-
den, dass zwischen den großen
Portionen „Schweinshaxen“ und
den mit Bier gefüllten riesigen
Maßkrügen, eine Wechselwir-
kung zur Stimmung besteht, die
sich in Lautstärke, „Mitsingen“
Schunkeln, Lachen und Reden
ausdrückt. 

Ausflug nach München

Der Samstag führte die Grup-
pe nach München und der Vor-
sitzende des Freundeskreises,
Helmut Wimmer, zeigte zusam-
men mit Heribert Geier die „Al-
lianz-Arena“, die Fußgängerzo-
ne, das Olympiagelände und
natürlich das größte Wirtshaus
der Welt, das Hofbräuhaus. Der
Münchenbesuch wurde natürlich
auch ausgiebig zum Einkaufen
von Souvenirs genutzt. 

Der Sonntag stand ganz im

Zeichen der „Landshuter Hoch -
zeit“ und bereits Mittag machte
sich die Gruppe auf den Weg
nach Landshut, das viele von
früheren Besuchen schon kann -
ten. Trotzdem wirkte die Stadt
mit ihrer Geschäftigkeit, festlich
geschmückt, völlig verändert auf
die Besuchergruppe. 

„Landshuter Hochzeit“

Ruth Müller informierte die si -
birischen Gäste über die histori -
schen Zusammenhänge dieses
Festes, das auf die Vermählung
des Landshuter Herzog Georg
mit der polnischen Königstoch -
ter Hedwig zurückgeht. Die
Gruppe zeigte sich beeindruckt
davon, dass der Verein „Die För -
derer“ dieses große Fest alle vier
Jahre organisiert, um es original -
getreu nachzuspielen. Der logis-
tischen Leistung bei fast 2500
Mitwirkenden, den umfangrei -
chen Vorbereitungen für einen
reibungslosen Ablauf und dem
bewundernswerten ehrenamtli -
chen Engagement zollten die
Gäste große Anerkennung. Der
farbenprächtige Umzug begei -
sterte sie so sehr, dass sie jede
neue Gruppe mit begeistertem
„Allooooo“. begrüßten.

Nicht gekannte Dimension

„Im Rayon Nowosibirsk ha -
ben wir auch schon viele große
Veranstaltungen durchgeführt,
aber noch nie etwas in dieser Di -
mension“, äußerte sich Landrat
Vladimir Sablin beeindruckt.
Bei den Reiter- und Ritterspielen
fieberten sie mit den Ringelste -
chern und Lanzenreitern mit und
bewunderten die Ausdauer der
Darsteller im Fürstenzelt, die bei
brütender Hitze in ihren warmen
Kostümen ausharren mussten.
„Ich bin beeindruckt von der
Freundlichkeit und Herzlichkeit

Geselliges Beisammensein mit Landshuts OB Hans Rampf (r.).

Kostüme. Stellvertretender Land -
rat Josef Seidl, Oberbürgermei -
ster Hans Rampf und auch 
Bezirkstagspräsident Manfred
Hölzlein ließen es sich nicht neh -
men und begrüßten die Gruppe
aufs herzlichste.

Besichtigungen

Bei der Delegation waren
auch Leiter landwirtschaftlicher
Betriebe mit dabei und so war
die Gruppe auch sehr daran in -
teressiert, verschiedene Bauern -
höfe kennenzulernen. Bürger -
meister Arno Wolf führte die
Gruppe nach Sachsenhausen zur
Familie Weigl, einem Schweine-
mastbetrieb. Hier beeindruckte
vor allem die sterile Arbeitswei -
se, aber insbesondere die Biogas-
anlage und Photovoltaikanlage
zur umweltfreundlichen Strom-
erzeugung. Bei der Familie Hu-
ber in Egg konnten sie sich über
Rinderzucht informieren und
ebenfalls in Egg bei der Familie
Ruhland Interessantes über die
Schweinezucht erfahren.

Schnupftabak kannte die Grup-
pe bereits, so dass sie mit großem
Interesse die in Geisenhausen
ansässige Fa. Pöschl, Europas
größten Schnupftabakhersteller,
besichtigten. Von Herrn Hof-
mann und Frau Hierl hervorra -
gend geführt, erhielten die bei -
den Kleingruppen erschöpfend

Auskunft über den Herstellungs -
prozess, in dem weltweit einge-
kaufte Rohstoffe zu der ebenso
global bekannten und nachge-
fragten Produktpalette verarbei-
tet werden.

Letzte Station Vilsbiburg

Zusammen mit den Vorstands -
mitgliedern des Freundeskreises
Inge Maier, Maximilian Sailer,
Gerhard Babl und Alfons Engl
fuhr die Gruppe zur Verabschie-
dung nach Vilsbiburg weiter. Im
Namen der Gruppe bedankte
sich Landrat Sablin aufs herz-
lichste für diese erlebnisreichen
Tage im Landkreis Landshut, die
den Teilnehmern noch lange im
Gedächtnis bleiben werden. Sein
erklärtes Ziel ist es weiterhin, die
partnerschaftlichen Beziehungen
in wirtschaftlicher, kultureller
aber auch sozialer Hinsicht aus -
zubauen. Der Freundeskreis Land-
kreis Landshut - Rayon Nowosi-
birsk leiste hier unverzichtbare
Arbeit im Rahmen der Völker-
verständigung. Was hier geleis-
tet werde, sei eigentlich „Außen-
politik auf unterster Ebene“, auf 
jeden Fall werden die großen Er-
klärungen und viele Worte durch
kleine und zahlreiche Taten un-
terfüttert, fasste Vorsitzender
Helmut Wimmer das Ergebnis
des Kurzbesuches zusammen.

Ruth Müller

der Darsteller, die alle größte
Disziplin zeigen. Dieses Fest
verbindet sowohl die Einwohner
Landshuts als auch die Besucher
für lange Zeit miteinander, es
spiegelt die Mentalität der Be-
völkerung und den Umgang mit-
einander wider.“

„Historisches Gedächtnis“

Das „historische Gedächtnis“
der Deutschen beeindruckte die
Gruppe umso mehr, als es die
Einwohner Sibiriens vermissen.
Sie verstehen sich als Volk, das
ihrer eigenen Historie immer
wieder beraubt wurde. Die Za-
renzeit wurde vom Kommunis-
mus ausgelöscht, Umsiedlungen
entwurzelten die Menschen, Tra-
ditionen, Sprache und volksna-
hes Kulturgut wurde verboten
und auch in der heutigen Zeit ist
es so, dass das moderne Russ-
land von dieser Zeit nichts mehr
wissen möchte: Stalin- und Le-
nindenkmäler wurden entfernt,
der Weg nach Westen geöffnet.
Weil sie sich auf der Suche nach
der eigenen kulturellen Identität
befinden, sind sie umso offener
und sensibler gegenüber histori-
schen Darbietungen, die auf ge-
schichtliche Ereignisse vor mehr
als 500 Jahren zurückgehen und
Entwicklungslinien eines Volkes
oder tragische Einzelschicksale,
aufzeigen.

Perfekte Organisation

Evgenij Kulemin, Polizeichef
des Rayons Nowosibirsk, zeigte
sich auch von der Disziplin der
Besucher und der perfekten Or-
ganisation beeindruckt. „Jeder
Besucher fand seinen Platz, es
waren unvorstellbare Men-
schenmengen unterwegs, trotz-
dem kam es zu keiner Randale
und auch Betrunkene waren
nicht zu sehen - und das alles mit
so wenig Polizeipräsenz.“ Auf
dem Zehrplatz hatte die Gruppe
dann auch Gelegenheit, die Dar-
steller hautnah anzutreffen und
sie bestaunten die aufwändigen


